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Vor 'vor t. 

In Folgendem gebe ich einen Bericht über die Organisation der 
unter Verwaltung der Irrenanstalt Dalldorf stehenden Familienpflege 
Geisteskranker im Jahre 1885 TI;J.it ihrer Vorgeschichte und ihrer 
Entwickelung bis zum Jahre 1893 an der Hand sowohl des Ergeb­
nisses des Actenstucliums, als auch besonders eigenen Erlebnisses. 
Als ich während der Jahre 1889-1892 als Assistenz·Arzt im Dienste 
der Irrenanstalt Dalldorf stand, hatte ich im Amte des aufsieht­
führenden Arztes dieser Familienpflege Gelegenheit, mehrere Jahre 
gerade der lebhaftesten Entwickelung dieser Einrichtung mit zu erleben. 

Mit der in diesen Tagen erfolgenden Belegnng der neuen Irren­
anstalt Herzberge hört das bisher bestehende Verhältniss der V er­
einigung der gesammten Irrenpflege Berlins in einer Hand auf. Zu­
gleich mit der territorialen Abgrenzung der Gebiete, aus denen die 
beiden Irrenanstalten die Geisteskranken zugeführt erhalten, geht 
eine Theilung der Familienpflege dergestalt Yor sich, dass auch die 
Familienpflegestellen nach ihrer territorialen Lage, behufs Beaufsich­
tigung und behufs Verrechnung der Verpflegungskosten auf die beiden 
Anstalten Dalldorf und Herzberge vertheilt werden. Die Trennung 
der bisher von einer Stelle aus geleiteten Berliner Familienpflege in 
zwei Theile lässt einen Rückblick auf die Einrichtung der Familien­
pflege und ihre Entwickelung, die sie unter bisheriger Leitung ge­
nommen, nicht unangemessen erscheinen. 

Aber noch von anderem Gesichtspunkt aus dürfte ein Blick auf 
die Familienpflege Dalldorf's lohnen, nämlich als auf ein gelungenes 
Experiment, dessen Ergebnisse für die Verwaltung des Irrenwesens 
von dauerndem \Verthe sind. \Vir können wohl sagen: Experiment; 
denn die Ausführung familialer Verpflegung Geisteskranker unter den 
vorliegenden Verhältnissen trug den Charakter eines solchen: da an 
einem grossen Krankenmaterial einer öffentlichen Anstalt gemachte 
Erfahrungen für Deutschland noch nicht vorlagen. Das Gelingen 
des in so grossem Maassstabe ausgeführten Untern~hmens ist des­
halb von Werth, weil die Verhältnisse, welche in Berlin zur Ein­
richtung der Familienpflege geführt haben, in kürzerer oder längerer 
Zeit · sich auch anderwärts in verstärktem Maasse fühlbar machen 
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werden. Das treibende Moment ist die Ausdehnung der Anstalts· 
verpflegung auf immer weitere Categorien Geisteskranker und die 
Erleichterung des Eintritts in die Anstaltsverpflegung. Das seit 
1. April 1893 in Kraft befindliche Geset2; über die ausserordentliche 
Armenlast vom 11. Juli 1891 geht von der Yoraussetzung aus, dass 
noch ein beträchtliches Bedürfniss Geisteskranker nach Anstalts­
pflege nicht gedeckt sei. 'Venngleich sich noch nicht übersehen 
lässt, wie die durch dieses Gesetz hervorgerufenen Verhältnisse sich 
weiter entwickeln werden, wird eine weitere beträchtliche Vermehrung 
der aus öffentlichen Mitteln in Anstalten verpflegten Geisteskranken 
das schliessliche Ergehniss sein; mögen auch die in einigen L_and­
Armenverbänden gemachten Erfahrungen hinter den Erwartungen 
zunächst zurückbleiben. Es ist vorauszusehen, dass die Erleichte­
·rung des Eintritts in die Anstaltspflege für zahlreiche Geisteskranke, 
alsdann, wenn auch wohl nicht so bald, in den Provinzen dazu 
führen wird, der Frage der Einfügung der familialen Verpflegung als 
ordentliche Verpflegung in die öffentliche Irrenpflege und ihre An­
wendung in grösserem Maassstabe, mehr als bisher die Nothwendig­
keit vorlag, näher zu treten. Vielleicht würde die eine oder die 
andere der in Dalldorf gemachten Erfahrungen nicht ohne Vortheil 
zu verwenden sein, so verschieden von den Berliner Verhältnissen 
die Lage der Dinge hier auch ist wegen der V ertheilung der Ver­
pflichtungen zur Fürsorge für die hülfsbedürftigen Geisteskranken auf 
Provinzial-Verband - Land-Armenverband - Orts-Armenverband. 
Näher noch als den Provinzial-Verbänden, von deren Seite eine aus­
gedehnte Anwendung der Familienpflege beträchtlichen Schwierig~ 

keiten unterliegt, liegt die Frage der Familienpflege den grösseren 
städtischen Communen Deutschlands mit eigenem Irrenwesen; in 
Preussen, besonders den Städten, welche einen eigenen Land-Armen­
verband bilden. 

Trotz aller Verschiedenheit der Umstände bietet das Verhält­
niss der Behörd~n der Berliner Irrenpflege, Curatorium und Irren­
anstalt, zur Berliner · Armenpflege- Behörde, Armen- Direction und 
Bezirks-Armen-Commissionen, hinreichend Analogie zu dem Verhält­
niss, in dem eine Provinzial-Verwaltung, bezw. ein Land-Armenver­
band, und deren Anstalten zu ihren Orts-Armenverhänden stehen, 
sodass die für Entwickelung der Berliner Familienpflege wirksam 
gewesenen Momente auch für das Irrenwesen der Provinzen einer 
:Bedeutsamkeit nicht entbehren. Dass es an Geisteskranken, die für 
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die Familienpflege geeignet wären, auch in ProYinzial- Irrenanstalten 
nicht nur nicht fehlt, sondern dass sie auch in diesen zahlreich vor­
handen sind, davon habe ich mich überzeugen können; ebenso 
bin ich aber auch in der Lage gewesen, einen Einblick in die ganz 
erl~eblich grösseren Schwierigkeiteil zu erhalten, welche einer Ent­
wickelung der Familienpflege für diese Anstalten entgegenstehen. 
Es sind deren mannigfaltige; aber auch sie sind nicht das wesent­
liche Moment dafür, warum es an anderen Orten Deutschlands zu 
einer Anwendung der Familienpflege von bemerkenswerther Aus­
dehnung bisher nicht gekommen ist. Zu den älteren Stätten der 
Familienpflege, Ilten und Bremen, und der mit Dalldorf gleich­
zeitigen zuBunzlau, sind nur wenige hinz.ugekommen, z.B. Allenberg, ~ 
Blankenhain, - V.i.beck, wo in beschränkter Ausdehnung familiale 
Verpflegung geübt wird. Der Schwerpunkt der Angelegenheit liegt 
anderswo als in entgegenstehenden Schwierigkeiten, die ja keine un­
überwindlichen sind; er liegt darin, da~s der Druck äusserer zwin­
gender Umstände, zur familialen Verpflegung überzugehen, fehlt; 
weil die Hospitalisirung der hülfsbedürftigen Geisteskranken noch 
nirgendwo anders schon soweit fortgeschritten ist, wie es in Berlin 
in Folge der besonderen Verhältnisse der rasch wachsenden Grass­
stadt in so schnellem Tempo der Fall gewesen ist, wo zwei auf 
Rechnung der öffentlichen Irrenpflege verpflegte erwachsene hülfs­
bedürftige Geisteskranke auf das Tausend Einwohner entfallen. 
Jedoch wirken dieselben V crhältnisse, welche in Berlin der Hospita­
lisirung der hülfsbedürftigen Geisteskranken eine solche Ausdehnung 

\ 

gegeben haben, auch in den Provinzen in derselben Richtung, wenn 
sich auch ihre \Virknng hier in etwas langsamerer, darum aber nicht 
weniger sicherer \Veise geltend macht. Das Zustandekommen des 
Gesetzes vom 11. Juli 1891 ist jedenfalls ein hemerkenswerthes 
Zrichen dafür. Und wenn dieses Gesetz erst einige Jahrzehnte in 
Geltung gestanden und seine volle Wirksamkeit jahrelang entfaltet 
haben wird (wir stehen ja erst in den Anfängen derselben), dann 
werden, wenn inzwischen nicht etwa Ereignisse eingetreten sein 
sollten, die sich jetzt noch einer Betutheilung gänzlich· entziehen, 
weitere Mengen hülfshedürftiger Geisteskranker in öffentlichen An­
stalten aufgespeichert sein, sodass auch für die Provinzial· bezw. 
Land- Armenverbände die Nothwendigkeit sich herausgestellt haben 
wird, von der Familienpflege in ausgedehnterer \V eise Gebrauch 
zu machen. Die Geneigtheit dazu ist zweifellos in maassgebenclen 
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Kreisen jetzt schon vorhanden, wie solches z. B. aus dem Nachtrag 
vom 20. :Mai 1893 zu dein Reglement für die Schlesischen Provinzial­
Irrenansta1ten vom 12. August 1891, dessen § 1 einer Ausbreitung 
der Familienpflege günstig ist, hervorzugehen scheint. \Venn an der 
Hand der Ausdehnung der Anstaltspflege für fernere Categorien 
Geisteskranker die Verhältnisse sich in oben berührtem Sinne weiter 
entwickelt haben werden, wird sich zeigen, dass, wie es immer bisher 
geschehen ist, andere Verhältnisse auch andere Formen bedingen. 
Es kann unmöglich sein, dass unserer psychiatrischen IV eisheit 
letzter Schluss es ist, immer grössere Mengen Geisteskranker zu 
kasernil:en. ·wenn man sich vei·gegenwärtigt, wie viele Jahrzehnte 
verflossen sind, bis die coloniale Verpfiegungsform Geisteskranker 
zu der allgemeinen Anerkennung und Anwendung gelangt ist, der 
sie sich jetzt erfreut, wo den meisten öffentlichen Anstalten auch 
eine landwirthschaftliche Colonie angefügt ist, wird man auch be­
treffs der fam ilial en Verpflegungsform geneigt sein anzunehmen, 
dass die Zurückhaltung, die Inan sich dieser Verpflegungsform gegen­
über bisher noch auferlegt, keine endgültige bleiben und einem an­
deren Verhalten Platz machen wird. Es ist kein Widerspruch, zu 
sagen, dass jede Ausdehnung der gesetzlichen Verpfl.iehtungen zur 
Anstaltspflege ein Schritt auf dem Wege zur Familienpflege ist, weil 
mit jeder erweiterten Fassung des Begriffs der Anstaltspflegcbedi.irftig· 
keit für hi.ilfsbedürftige Geisteskranke auch die Zahl derjenigen dieser 
Geisteskranken immer grösser wird, deren Entlassung in die Heimath 
auch nach Behebung ihrer Anstaltspflegebedürftigkeit wegen mangeln­
den Entgegenkommens der Heimathsbehörden entweder nur mit aller­
grössten Schwierigkeiten oder überhaupt nicht, oder doch nicht mit 
dauerndem Erfolg durchzuführen ist. 

Herrn .Medieinalrath Dr. Sander, Direetor der Irrenanstalt Dan­
dorf, verfehle ich nicht, für erhaltene Anregung znr Bearbeitung 
dieses Gegenstandes und manehe werthvolle Mittbeilung über den­
selben meinen ergebensten Dank auszusprechen. Desgleichen bin ich 
zu Dank verpflichtet Herrn Professor Dr. Moeli, Director der Irren­
anstalt Herzberge, Herrn Oberarzt Dr. Richter, ferner meinem Vor­
gänger im Amt des aufsiehtführenden Arztes der Familienpfiege, 
Herrn Oberarzt Dr. Otto, für mancherlei mitgetheilte Erfahrung. 

Tost, im Juni 1893. 
Der 'Verfasser. 
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Die Bedürfnisse einer Gro:o:sstaclt von dem Umfange, zu welchem Berlin 
im Verlauf der letzten Jahrzehnte angewachsen ist, haben es mit sich 
gebracht, dass die Verpflegung der der öffentlichen Fürsorge dieser Stadt 
anheimfallenden Geisteskranken in Irrenanstalten im Laufe der Zeü 
eine ganz ausseronlentlichc Ausdehnung angenommen hat. Ins­
besondere liess die Stadt Berlin ihren hülfsbcdiirftigen Irr~nsiechen, 
Idioten und ~pileptikem Anstaltsverpflegung in ausgeclehntester \V eise 
zu Thcil werden, lange beyor durch das Gesetz vom 11. .Juli 1891 
betreffend die Abänderung· der §§ 31, 65 und G8 des Gesetzes von1 
8. l\lärz 1871 zur Aut<führung des Ges~Yzes über den Unterstützungs­
wohnsitz, auch für die Verpflegung eines Theiles dieser Categorio 
Geisteskranker in Anstalten eine gesetzliche Verpflichtung geschaffen 
wurde. Im höchsten Grade begünstigt wunle eine solche Entwicke­
lung der Städtischen Irrenpflege durch den Umstand, dasB der zur 
Fürsorge für die Irren der Stadt Berlin verpflichtete V er band der 
Selbstverwaltung, die Ortsgemeinde Berlin, da infolge § 2 der Provim;ial­
Ordnung der Stadtkreis Berlin die Pflichten eines eigenen Provinzial­
Verbaudes trägt, identisch ist mit dem Orts-Armenverbami Berlin, 
aus dem l1ie zu verpflegenden Geisteskranken stammen, dass ferner 
dieser Orts-Armenverhand gleichzeitig die Pflichten eines Land-Armen­
verbandes trägt .. Das zeitweise so überraschend starke \Vaehsthnm 
der Einwohnerzahl Berlins brachte eine beträchtliche Zunahme der 
zu verpflegenden Geisteskranken neben der Zumthme, welche her­
rührte ans dem mit dern \Yaehsthume der Stadt sieh stärker geltend 
machenden Bedürfnisse nach Anstaltsverpflegung. So kan:1 es, dass 
die Zahl der in öffentlicher Fürsorge befindliehen Geisteskranken der 
Stadt Berlin ein immer schnelleres Ten1po annehmendes \Vachsthum 
zeigte. \Vie cler Gang dieses Anwaehsens war, erhellt aus folgender 
Tabelle. 

Bothe. 1 
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Zahl der in Zahl Auf 100000 
öffentlicher der 

Auf 1 Geistes-
Einwohner 

Fürsorge der 
Einwohner 

kranken i.ö. F. 
Stadt Berlin kommen 

kommen 

befindlichen der Stadt 
Einwohner 

Geisteskranke 

Geisteskranken Berlin i. ö. F. 

Am 31. December 1861 228 528 438 2318 43 
)) 31. )) 1862 294 550183 1871 53 
)) 31. )) 1863 337 578 000 1715 58 
)) 31. )) 1864 334 614161 1839 54 
)) 31. )) 1865 370 639 532 1728 58 
)) 31. )) 1866 379 648 067 1712 58 
)) 31. )) 1867 431 683 915 1587 63 
)) 31. )) 1868 462 709 844 1536 65 
)) 31. )) 1869 510 743 782 1458 69 
)) 31. )) 1870 521 742 000 1424 70 
)) 31. )) 1871 562 807 738 1437 70 
» 31. )) 1872 633 844865 1334 75 
)) 31. )) 1873 671 881363 1313 76 
)) 31. )) 1874 731 912 621 1248 80 
)) 31. )) 1875 723 947 353 1310 76 
)) 31. )) 1876 767 974 721 1271 79 
)) 31. )) 1877 884 1004 070 1136 88 
)) 31. )) 1878 1012 1033 832 1022 98 
)) 31. )) 1879 1110 1049 782 946 105 
)) 31. )) 1880 1240 1084 992 875 114 
)) ßl. )) 1881 1435 1118 784 779 128 

Am. 31. :lYiärz 1883 1637 1192 327 728 136 
)) 31. )) 1884 1799 1250 895 695 144 
)) 31. )) 1885 I9mJ 1291359 676 147 
)) 31. )) 1886 2060 1 317171 639 156 
)) 31. )) 1887 2273 1366 562 601 166 
)) 31. )) 1888 2361 1419 618 601 166 
)) 31. )) 1889 2528 1457 867 577 173 
)) 31. )) 1890 2659 1534 055 577 173 
)) 31. ).> 1891 2960 1 568 014 530 190 
)) 31. )) 1892 3123 1609 761 515 195 
)) 31. )) 1893 3250 1 641 234*) 505 198 

In emem Zeitraum, welcher kaum mehr als drei J al1l'zehnte 
umfasst, stieg die Zahl der in öffentlicher Fürsorge befindlichen 

*) Die Zahl der Einwohnerschaft ist angegeben abzüglich der activen 
Militärpersonen theils nach: Böckh, die Bevölkerungs- etc. Aufnahme vom 
1. December 1875 in der Stadt Berlin. Berlin, 1878., theils nach directen 
Angaben des Kgl. Polizei- Präsidiums, dem ich an dieser Stelle für gütige 
l\Iittheilung meinen ergebensten Dank ausspreche. 
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Geisteskranken von 228 auf 3250, also auf das Dreizehnfache, 
während die Einwohnerzahl in der gleichen Zeit sich nur verdrei­
fachte. Dies ergiebt ein Anwachsen der Verhältnisszahl 
der in öffentlicher Fürsorge befindlichen Geisteskranken 
zu den Einwohnern, d. h. der eigentlichen l\Iaasszahl für 
die Ausbreitung der öffentlichen Irrenfürsorge, um das 
Fünffache; nämlich von 0,4 ·= 1000 auf 2 : 1000. Welch hohe 
Anforderungen an die Thätigkeit der leitenden Behörden der Stadt 
diese starke Vermehrung der zu verpflegenden Geisteskranken stellte, 
ist leicht begreiflich, und wog diese Belastung um so sch"·erer, als 
die stärkste Zunahme in die Zeit fiel, wo die schnelle Zunahme der 

. Stadtbevölkerung der städtischen Verwaltung in jedem anderen Zweige 
der communalen Thätigkeit die grössten Aufgaben stellte. Es war 
dem Ansturme des Anwachsens der Zahl der Geisteskranken gegen­
über unmöglich, sämmtliche aus städtischen Mitteln zu verpflegenden 
Geisteskranken in den der eigenen Verwaltung unterstehenden Irn n­
anstalten unterzubringen. Es mussten deshalb von den sieb;.iger 
Jahren ab in steigendem Maasse Privatanstalten auch zur Verpflegung 
{:1er in öffentlicher Fürsorge befindlichen Geisteskranken in Anspruch 
genommen ·wer!len, um den Anch·ang zü bewältigen. Die im J ahro 
1880 ermöglichte Fertigstellung der Anstalt Dalldorf brachte durch 
eine starke Verminderung der in Privatanstalten untergebrachten 
Communalkranken zwar vorübergehend Erleichterung, doch war auch 
die im Laufe der Jahre stetig gesteigerte Belegung dieser Anstalt 
und der Anbau einer Colonie an dieselbe um so weniger im Stande, 
dem Bedürfnisse nach Anstaltsverpflegung ganz zu genügen, als im 
Jahre der Eröffnung der Anstalt die Zahl der zu Verpflegenden be­
reits wieder die Zahl der Belegplätze der Anstalt überschritten hatte, 
sodass der Neuhau weiterer zwei Anstalten bald vorbereitet worden 
nmsste. 

Ein so schnelles Ansteigen der Anforderungen der Irrenpflege 
gab Veranlassung, allen auf die ·Entlassung der Geisteskranken aus 
der öffentlichen Irrenpflege Einfluss habenden Verhältnissen eine ganz 
besondere Beachtung zu Theil werden zu lassen. Geisteskranke, in 
deren Zustand sich während ihres Aufenthaltes in der Anstalt 
eine Veränderung zur Besserung insoweit vollzogen hat, dass em 
weiterer Anstaltsaufenthalt als für sie nothwendig nicht mehr er­
achtet werden kann, aus der Anstaltspflege zu entlassen, ist die 
Direction der Il'renanstalt sowohl durch ihr eigenes Interesse als 

1* 
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durch sehr bestimmt lautende Vorschriften hingewiesen.*) Das eigene 
Interesse der Anstalts- Direction an einer mö~lichst zahlreichen Ent­
lassung ist dem Drang der Aufnahme gegenüber ein sehr lebhaftes. 
Denn die Direction muss aufnehmen, was ihr zugewiesen wird, zur 
selben Stunde, in der ihr die Geisteskranken eingeliefert werden, 
ohne dass sie die Aufnahme auch nur einen ·Tag verschieben kann. 
Die Anstaltspflege-Beclürftigkeit der zur Aufnahme nach der Anstalt­
Gesandten ist schon festgestellt , mögen sie aus den Städtischen 
Krankenhäusern, aus der Kgl. Charite, durch die Armen-Direction 
oder von den Polizeirevier-Aemtern nach Dallclorf gelangen. Die 
Bestrebungen, welche auf Entlassung der (einmal anstalts­
pflegebedürftig gewordenen) Geisteskranken hinzielen, 
finden aber· sehr bald ihre Grenzen, auch wenn eine 
Besserung ihres Zus'tancles die :Möglichkeit der Entlassung 
nahe l e g t. Die Zahl derer, welche sich während ihres Anstalts­
aufenthaltes soweit erholt haben, dass sie mit guter Zuversicht in eigene 
Fürsorge entlassen werden können, ist eine so kleine, dass sie prak­
tisch wenig ins Gewicht fällt. Ein nicht unbeträchtlicher Theil der 
Kranken hat sich schon vor der Erkrankung, die zu seiner Aufnahme 
in die Anstalt führte, in einem Zustande psychischer Minclerwerthig­
keit befunden, so dass er ohne clie Hülfe Angehöriger oder ander­
weitige Unterstützung nicht existiren konnte. Der übrige Theil ist 
nach Ablauf der die Aufnahme veranlassenden Krankheitserscheinun­
gen in einen Zustand dauernder geistiger Invalidität versetzt, der sie 
auch nach d(nn Aufhören der unbedingten Anstaltspflege- Bedürftig­
keit hindert, sich den nothclürftigsten Lebensunterhalt zu verschaffen. 
Da nun clie Irrenanstalt Dalldorf in der Hauptsache dem Zwecke 
dient, den Anforderungen, welche die Verpflichtung zur polizeilichen 
Armenpflege der Stadt Berlin auferlegt, nachzukommen**), so kann 
den Geisteskranken nach ihrer Entlassung die nothwendige Hülfe 
und Unterstützung von ihren Angehörigen in der Regel nicht oder 
nicht hinreichend zu Theil werden, sonelern es muss die öffentliche 
Armenpflege auch nach ihrer Entlassung noch· in Anspruch genommen 
werden. \Vir sehen also, die Mehrzahl der Geisteskranken, welche. 
der Anstaltspflege nicht mehr bedürfen, d. h. entlassungsfähig sind~ 
kann nicht ohne \V eiteres entl'assen werden. Es ist, damit sie ent-

*) Vergleiche Anhang, Beilage Nr. 2. 
**) Vergleiche Anhang, Beilage Nr. 1. 
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lassen werden können, die Erfüllung einer Bedingung vorher nöthig: 
es muss ihnen die Hülfe der Behörde, welche der offenen Armen­
pflege vorsteht, gesichert sein. So lange dies nicht der Fall ist, 
befinden die Entlassungsfähigen sich in einem Zustande bedingter 
Anstaltspflege -Bedürftigkeit, da sie die Anstaltspflege nicht 
entbehren können, solange nicht die offene Armenpflege sich ihrer 
.annimmt. vV enn also eine Entlastung der Anstalt durch Entlassung 
möglichst aller nicht unbedingt der Anstaltspflege Bedürftigen erzielt 
werden sollte, so musste für das Eintreten der Armenbehörde für 
die entlassungsfähigen Geistig- Invaliden gesorgt werden und die 
Sicherung einer dem Grade der Invalidität entsprechenden Unter­
stützung von Seiten der Armenbehörde für diese Geisteskranken 
Bestreben der Anstalt sem. 

Der Grad der geistigen Invalidität, welcher bei ent­
lassungsfähigen Geisteskranken zu beobachten ist, kann 
von sehr verschiedenem Grade sein. l\Ian knnn vom Stnncl­
punkt des praktischen Lebens aus etwa drei Grade dieser geistigen 
Invalidität unterscheiden, welche die aus der Anstalt zu Entlassenden 
in drei Klassen thcilen lässt. Es kann erstens dieselbe so gering 
.sein, dass sie den damit Behnfteten nicht hindert, den Kampf mit 
dem Leben auch in einer Grassstadt aufzunehmen, und ihn ohne 
Hülfe auch durchzuführen. Der dieser Klasse nngehörende Theil der 
Geisteskranken wird nach seiner Entlassung·;aus der Anstalt wieder 
·ein wirthschaftlich selbstständiges Glied der menschlichen Gesell­
schaft. Die Stufe der Intelligenz, welche die Grenze abgiebt für die 
Einreihung in diese Klasse, liegt recht niedrig; niedriger als man 
zunächst annehmen möchte. Aber nicht bloss von dem Grade der 
Intelligenz ist es abhängig, ob ein zu Entlassender dieser Klasse zu­
zuzählen sei, sonelern vielmehr von der ganzen· Persönlichkeit des 
Kranken und ihren Eigenschaften. Kleine 1h·sachen können hier 
grosse 'Wirkungen haben. Ein geistig sehr tief stehender Mensch 
kann sich recht wohl das zum Leben Nothwendige verdienen, wäh­
rend ein anderer, dessen Intelligenz viel höher steht, dies nicht ver­
n1ag, wenn er seinen Mitmenschen durch irgend welche unangenehme 
Aeusserungen seiner Krankheit, z. B. heftige Affecte, das Zusammen­
leben mit ihm unerträglich macht. 

Ist die krankhafte Verminderung der Intelligenz eine grössere 
oder wird der Entlassene durch krankhafte Erscheinungen im V er­
kehr mit der \V elt stärker . behindert, so wird er nicht im Stande 
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sein, das zu seinem Lebensunterhalt Nothwendige selbst zu verdienen, 
er wird »hülfsbedürftig« werden, er wird die Hülfe der offenen 
Armenpflege nöthig haben. Nicht ist bei diesen Individuen die 
Schädigung ihrer Persönlichkeit so gross, dass sie aufhören selbst­
ständige Personen zu sein. Die Geisteskranken, welche dieser zweiten 
Klasse der geistigen Invalidität zugehören, vermögen sich in der \Volt 
noch zurecht zu finden, sie erregen keinen Anstoss, sie vermögen 
sich ihre Umgebung in gewissem Grade selbstständig zu gestalten; 
nur die zu ihrem Lebensunterhalte nothwendigen :Mittel sind sie in 
Folge ihrer geistigen Unfähigkeit nicht im Stande selbst herbeizu­
schaffen. Sie sind nicht zu scheiden von · den Hülfsbedürftigen, 
welche aus anderen Ursachen, in Folge hohen Alters, körperlicher 
Krankheit und Gebrechen nicht die hinreichenden Kräfte besitzen, 
um sich den nothdürftigcn Lebensunterhalt zu verschaffen. \Vird den 
Geistig· Invaliden dieser Klasse das Nothwendigste zum Leben von der 
Annenpflege ·Behörde gewährt, so können sie , ohne dass Schwierig­
keiten entstehen, den Hülfsbedürftigen aus anderen Ursachen ange­
reiht, wie diese behandelt und unterstützt werden. 

Es sind aber höhere Grade der Veränderung der Geisteskräfte 
häufig vorkommend bei entlassungsfähigen Geisteskranken, welche 
eine weitergehende Schädigung der Persönlichkeit des Kranken hervor­
rufen. Sie bilden die dritte Klasse der in Bezug auf den Grad ihrer 
Hülfsbedürftigkeit eingetheilten entlassungsfähigen Geisteskranken. 
Die gleiche praktische \Virkung, wie hochgradige Verminderung der 
Intelligenz, können solche krankhafte Eigenschaften für den Kranken 
haben, welche denselben in einem freien und orclnungsmässigen 
V er kehr mit der ihn umgebenden Aussenwelt dergestalt behindern, 
dass er ohne die Hülfe und die ihn umgebende Sorgfalt dritter Per­
sonen in der vVelt nicht existiren kann. Derartige krankhafte Eigen­
schaften sind das Behaftetsein mit zeitweise auftretenden Anfällen 
von längerer Dauer, die mit Bewusstlosigkeit einhergehen, Mangel 
auch der einfachsten Reinlichkeit, auffallende \Viderstandslosigkeit 
beim Genuss auch kleiner Mengen geistiger Getränke, Neigung zum 
Umherschweifen u: a .. m. Die Fähigkeit einer selbstständigen Lebens­
führung ist den Geisteskranken dieser dritten Klasse gänzlich verloren 
gegangen; sie bedürfen der Anlehnung an geistig Gesunde, die sie 
leiten und in ihre Obhut nehmen. Ohne die Hülfe Geistesgesunder 
ist es ihnen auch mit einer Unterstützung unmöglich, sich ausserhalb 
einer Anstalt zu halten. Diese Kranken sind nicht allein »hülfs-
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bedürftig« : sie sind zwar nicht mehr Austaltspflege-bedürftig, so doch 
»besonderer Pflege bedürftig«. Es ist bei ihnen Hülfsbedürftigkeit 
höheren Grades, qualificirte Hülfsbedürftigkeit vorhanden. 

Gernäss der geschilderten Verschiedenheit des Grades der geistigen 
Invalidität der zur Entlassung kommenden Geisteskranken müssen 
auch die Leistungen verschieden sein, durch welche ihre Hülfsbe­
dürftigkeit zu heben ist. Der einfach Hülfsbedürftige, welcher der 
geistigen Invalidität zweiter Klasse zugehört, hört irrfolge seiner 
geistigen Insufficienz noch nicht auf, eine selbstständige Person zu 

· sein, da er die Hülfe in Form einer Baarunterstütztmg selbst ent­
gegennehmen und selbst verwerthen kann. Anders verhält es sich 
mit den besonderer Pflege bedürftigen - entlassenen Geisteskranken 
der dritten Klasse. Diese Personen ausserhalb der Anstalt zu halten, 
ist nur möglich, wenn es gelingt, ihnen die Aufnahme in einen 
Hausstand zu erwirken, in welchem ihnen, wessen sie bedürfen, un­
mittelbar zu Gute kommt. · Eine Unterstützung an solche Kranken 
in baarem Geld zu zahlen, ist nicht die geeignete Fürsorge; wenn 
ihm dieselbe die Möglichkei_t eines Verbleibs ausserhalb der Anstalt ge­
währen soll, muss er dieselbe in Form von Speise ünd Trank, Lager­
stätte und Obdach erhalten. 

Die Behörde der offenen Armenpflege in Berlin ist die Armen­
Direction. Die ausführenden Organe dieser Behörde, mit denen die 
entlassenen Geisteskranken, welche der offenen Armenpflege überwiesen 
werden, in unmittelbaren Verkehr zu treten haben, sind die Vorsteher­
und Mitglieder der Armen- Commissionen. Die Einrichtungen der 
offenen Armenpflege sind darauf zugeschnitten, dass es sich um die 
Unterstützung Geistesgesunder handelt, welche die nöthige Hülfe in 
Form einer Buarunterstützung empfangen und verwerthen können. 
Dementsprechend sind auch die Bestinmmngen über die Unter­
stützungen getroffen. Die den Armen- Commissionen zu Gebote 
stehenden Mittel zur Unterstützung bestehen in: 1. »Almosen«, 
2. »Extra- Unterstützungen«. Die Almosen sind diejenigen fort­
laufenden Unterstützungen, welche bei andauernder Hülfsbedürftigkeit, 
namentlich durch hohes Alter, Siechthum oder Krankheit herbei­
geführten dauernden Erwerbsunfähigkeit gewährt wer~len.*) Die Extra­
Unterstützungen sind solche Unterstützungen, welche der Befriedigung 

*) Geschäfts-Anweisung für die Armen-Commissionen der Staut Berlin. 
Berlin. Gebr. Grunert. 1884. § 72 .. 
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eines vorübergehenden Bedürfnisses dienen .. *) Von fortlaufenden 
Unterstützungen, welche regelmässig an einen auelern als an den, 
dem die Unterstützung zu Gute kommen soll, gezahlt werden, weil der 
Unterstützte nicht im Stande ist dieselben zu Yerwerthen, kennt die 
Geschäftsanweisung der Armen- Commissionen nur die Beihülfe, 
welche an Mütter behufs Erziehung und Verpflegung ihrer Kinder 
bis zu ihrem 14. Lebensjahre gezahlt wird: »das Pflegegeld«. Eine 
fortlaufende Unterstützung für Erwachsene, welche wegen geistigen 
Defectes oder sonstiger krankhafter Eigenschafteil des Geistes an den 
Hülfshedürftigen selbst zu zahlen nicht im Interesse desselben liegt, 
sondern ~n eine dritte Person, die ihn verpflegt, gezahlt wird, also 
ein Pflegegeld, kennt die Geschäfts-Anweisung derArmen-Commissionen 
nicht. Dies hat natürlich nicht gehindert, dass die Armen-Commissioüen 
in ganz bestimmten Fällen die Unterstützung auch für Erwachsene 
nicht an den, dem die Unterstützung zu Gute kommen sollte, sondern 
zeitweise oder fortlaufend an dritte Personen gezahlt haben, wenn 
jenes unthunlich oder auch nur, wie bei Trinkern, nicht wünschens­
werth war. Es kam auch in der Praxis der Armen- Commissionen 
häufig genug vor, dass wegen geistiger Schwäche Unterstützungen 
nicht an die Hülfsbedürftig~n selbst, sondern als Pflegegeld an dritte 
Personen gezahlt worden sind. Aber es ist der Auffassung der ein­
zelnen Armen-Commissionen überlassen geblieben, in wieweit sie, wo 
kein offenkundiger Blödsinn vorlag, etwaiger geistiger Unselbständigkeit 
Rechnung tragen wollten. Ich will hier, vorgreifend, schon darauf hin­
weisen, wie häufig der Fall ist, dass ein entlassener Geistes­
kranker durchaus der dritten Klasse der geistig Invaliden angehört, 
d. h. der Fähigkeit geordneter selbständiger Lebensführung 
vollständig entbehrt, und doch irgend welche dem Laien 
erkennbare Zeid1en von Geistestörung oder Schwachsinn 
nicht darbietet; wie dringend bedürftig ein viel grösserer 
Theil der entlassenen Geisteskr.anken der unmittelbaren 
Fürsorge dritter Personen ist, und zwar der unmittelbaren 
Fürsorge mit allen ihren Consequenzen, von denen die Aus­
schliessung jeder direkten Unterhandlung mit den Ent­
lassenen selbst von Seiten der Armen-Behörde die wichtigste 
ist, wenn er ausserhalb der Anstalt in der offenen Armen-· 
Pflege soll verbleiben können. 

*) A. a. 0. § 121. 



Die Entlassung der vorstehend dargelegten Klassen der infolgc 
Geisteskranld1eit Invaliden macht dem verschiedenen Zustande üu·er 
Hülfsbcdürftigkeit entsprechende Vorkehrungen von Seiten der ent­
lassenden Anstalt nöthig. Die erste Klasse_ der nicht dauernd Hülfs­
hedürftigen, die Ül eigene Fürsorge zu entlassen sind, werden von 
der Anstalts-Direction entlassen, ohne andere Vorkehrungen zu treffen 
als, wenn. erforderlich, eine einmalige >>Unterstützung zur Entlassung«, 
entsprechend der >>Extra-Unterstützung« der offenen Armen-Pflege, 
mitzugeben, welche dem Entlassenen den Uebergang in die eigene 
Fürsorge ermöglichen oder erleichtern soll. Behufs Leistung dieser 
je einmaligen bei der Entlassung zu zahlenden Unterstützungen be­
steht ein besonderer Fond zur Verfügung der Anstalts~eitung. Der 
Mitwirkung einer anderen Behörde bedarf es also bei der Entlassung 
dieser Klasse nicht. Die Entlassung macht keinerlei Schwierigkeiten 
oder Aufenthalt; nur sind eben die dieser Klasse Angehörigen so 
wenig zahlreich, dass sie wenig ins Gewicht fallen. 

Anders ist es bei der Entlassung der zweiten Klasse Geistes­
invalider, der voraussiehtlieh auf Zeit oder dauernd Hülfsbedürftigen. 
Diese werden wegen ihrer Hülfsbedürftigkeit nach ihrer Entlassung 
aus der Anstalt Gegenstand der Fürsorge einer andern Behörde, der 
Armen- Direetion, welche über die vorhandene Hülfsbedürftigkeit 
selbständig befindet und zum Zwecke ihrer Entscheidung selbständig 
Erhebungen anstellt, die eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen 
müssen. Die Entlassung der dieser zweiten Klasse Angehörigen ist 
also nicht ohne \V eiteres möglich, wenn die Anstaltsleitung sie nicht 
will Gefahr laufen lassen, dass sie nach ihrer Entlassung eine 
Zeitlang ohne die ihnen nöthige Ji'ürsorge sind. Es ist vielmehr hier 
sebon rathsam, wenn auch nicht unbedingt nothwendig, vorheriges 
Einverständniss mit der Armen- Direction zu erzielen, zu welchem. 
Zwecke sieh die Anstaltsleitung vor der Entlassung mit der Armen­
Direetion in Verbindung setzen muss. Sie wird die Zahlung einer 
fortlaufenden Unterstützung, eines Almosens, bei der Armen-Direetion 
beantragen und,- nachdem dieselbe sieh zur Zahlung eines solchen 
bereit erklärt hat, den Geisteskranken entlassen. Die Zahl auch der 
dieser Klasse Angehörenden ist eine geringe. Die Natur der Seelen­
störung bringt es mit sich, dass in der Regel der Entlassene eine 
handlungsfähige Person nicht n1ehr sein wird, wenn die Schädigung 
des Geistes so gross ist, dass sie den Betreffenelen zu einem Hülfs­
bedürftigen maeht. 
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Bei weitem die Mehrzahl uer für Entlassung aus den Irren­
anstalten in Frage Kommenlien gehören der dritten Klasse an , für 
welche die Anerkennung ihrer Hülfsbeclürftigkeit durch die Armen­
Direction, ihre Ueberwcisung in die offene Armenpflege allein nicht 
genügt, um sie aus der Anstalt entlassen zu können, sondern für 
welche die Ucbcrnahme der unmittelbaren Fürsorge durch dritte 
Personen, z. B. Angehörige, nothwendig, oder doch im höchsten 
Grade zweckmässig ist; weil die Entlassenen auch bei Zahlung einer 
laufenden Unterstützung an sie nicht existiren können, sonelern des 
Eintritts in einen Hausstand, der ihnen eine unmittelbare Fürsorge 
angedeihen lässt, bedürfen. Für die Entlassung dieser dritten Klasse 
stellt sich al~o die Sache schwieriger, da es sich nicht allein um die 
Bereitstellung von Mitteln durch die Armen-Direction handelt, sondern 
auch um Ermittclung geeigneter Familien zur Aufnahme des Kranken, 
wenn der Kranke keine Angehörigen hat; um die Erwägung, ob die 
Verhältnisse der Angehörigen hinreichend Gewähr bieten, wenn er 
solche hat. \Vährend es bei der zweiten Klasse um einen ver­
hältnissmässig einfachen Act sich handelt, kommen bei der Ent­
lassung der der dritten Klasse Angehörigen eine ganze Reihe von 
Erwägungen ins Spiel, und es ist leicht einzusehen, dass nicht 
selten beide in Frage kommenden Behörden ganz verschiedene 
Auffassungen einzelner Punkte zur Geltung zu bringen bestrebt 
sein werden. 

Es soll erörtert werden, wie sich die Verhältnisse bei der Ent­
lass1Jng von solchen der Fürsorge dritter Personen Bedürftigen aus 
der Irrenanstalt in praxi gestaltete. Der Anstaltsleitung fiel es aus­
schliesslich zu, eine zur Uebernahme des Kranken geeignete Person 
zu ermitteln, während die Armen-Direction sich darauf beschränken 
konnte, anzunehmen oder abzulehnen, ohne gebunden zu sein,, im 
Falle der Ablehnung etwas Besseres in Vorschlag zu bringen. Die 
Armen- Direction brauchte sich mit der Entlassung hülfsbedürftiger 
Geisteskranker aus der Anstalt in die offene Armenpflege erst dann 
zu befassen, wenn die Anstaltsleitmig bei ihr die U ebernahme eines 
Kranken in eine bestimmte von der Anstaltsleitung ermittelte Pflege­
stelle beantragte. Es verbot sich der Anstaltsleitung durch die Natur 
der Sache, da es sich eben mn die Verpflegung Geisteskranker 
handelte, der Armen- Direction etwa die zur Entlassung geeigneten 
Geisteskranken mit dem Anheimgeben zur Verfügung , zu stellen, 
für die Unterbringung derselben in geeigneten Pflegestellen Sorge zu 
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tragen. Dass die Meinungen beicle.r Behörden darüber, ob eine be­
stimmte Pflegestelle geeignet sei oder nicht, einen bestimmten Geistes­
kranken aufzunehmen, sehr häufig auseinander gingen, ist begreiflich 
genug. Die Anstaltsleitung verfügte gewiss über eine genauere 
Kenntniss der Person des Kranken, seines Zustandes, seiner Eigen­
schaften und der Bedürfnisse seiner Verpflegung. Die Armen-Direc­
tion auf der andern Seite war über die Persönlichkeit des zur Ueber­
nahme des Kranken Vorgeschlagenen und seiner Familie, sowie über 
deren \Vohnung dann wenigstens besser unterrichtet als die Anstalts­
leitung, wenn die vorgeschlagene Pflegestelle innerhalb des \V eich­
bildes der Stadt Berlin und nicht in der Nähe der Anstalt gelegen 
war, da sie in den Armen-Commissionen Organe mit genauer Kenntniss 
der örtlichen und persönlichen Verhältnisse ihres Bezirkes an der 
Hand hatte. Die Anstaltsleitung sah sich zuweile1~ in der Lage, aus 
psychiatrischen Gründen für einen Kranken eine bestimmte Pflege­
stelle als hervorragend oder allein geeignet in V arschlag zu bringen, 
gegen deren Geeignetheit vom Standpunkt der Armen- Direction aus 
mit einem gewissen Rechte Einwendungen zu erheben waren, weil 
der Armen- Direction die ·w ürdigung jener Gründe ohne eigene 
Kenntniss von der psychiatrischen Eigenart des Falles Schwierigkeiten 
machen musste. Die Abhängigkeit der Unterbringung eines Geistes­
kranken in eine bestimmte Pflegestelle gegen Entgelt von der Ge­
nehmigung der Armen-Direction, erschwerte der Anstalt nothwendiger­
weise die Beschaffung geeigneter Pflegestellen im höchsten Grade. 
Der Direction fiel die Mühe der Ermittelung solcher Pflegestellen zu, 
sie sah sich aber nicht in der Lage, demjenigen, mit welchem sie 
wegen Uebernahme der Pflege eines Geisteskranken unterhandelte, in 
Aussicht stellen ·zu können, dass das vorgeschlagene oder schon 
vorläufig getroffene Arrangement auch Anerkennung der Armen­
Direction finden werde. Es musste den Bestrebungen der Anstalts­
leitung, die Entlassung der nicht unbedingt Anstaltspflegebedürftigen 
aus der Anstalt in recht lebhaften Gang zu bringen, sehr hinderlich 
sein, wenn der Erfolg jedes einzelnen Falles von einem umständ­
lichen Genehmigungsverfahren einer· von andern Grundsätzen aus 
urtheilenden Behörde abhängig war. Die Frage, ob eine vorge­
schlagene Pflegestelle geeignet sei oder nicht, war nicht der einzige 
Punkt, welcher bei den Verhandlungen beider Behörden Schwierig­
keiten zu machen geeignet war. Die Festsetzung der Höhe des Pflege­
geldes gab weitere Gelegenheit zu Meinungsverschiedenheit. 
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Die Festsetzung der Höhe ·des Pflegegeldes eines ihrer Fürsorge 
anheim fallenden Armen war- natürlich unzweifelhaft Sache der 
Armen- Direction und die Armen- Direction wohl befugt und ver­
pflichtet, ihren Standpunkt dem die Höhe der Pflegegelder betreffen­
den Vorschlag der Anstaltsleitung gegenüber zur Geltung zu bringen. 
Abweichungen der Ansichten mussten sich hier mit Nothwendigkeit 
ergeben. Es ist klar, dass auch dieses Verhältniss die Anstaltsleitung 
in der Ausführung ihrer Vorkehrungen zur Entlassung Geisteskranker 
aus der Anstalt in die Pflege dritter Personen in hohem Grade be­
schränkte und der Beschaffung geeigneter Pfl~gestellen hinderlich war. 
Denn die Anstaltsleitung war nicht in der Lage, ·den Personen, welche 
den Geisteskranken zu übernehmen- in manchen Fällen nur mit Mühe 
überredet worden waren, eine bestinm1te Entschädigung in Aussicht 
zu stellen. Der verschiedene Standpunkt, von dem die Behörde 
der Irrenanstaltspflege- und die der offenen Armenpflege ausgingen, 
musste gerade in der Ansicht über die nothwendige Höhe des Pflege­
geldes zum scharfen Ausdruck kommen. Die Anstaltsleitung konnte 
natürlich nie vergessen, dass es sich bei der Verpflegung der aus der 
Anstalt Entlassenen um Uebung der Armenpflege handelte, bei 
welcher der Grundsatz, nur das Nothwendige zu gewähren, zur 
Geltung zu kommen hatte. Es waren deshalb die Vorschläge betreffs 
der Höhe der Pflegegelder auch von der Anstaltsleitung durchaus 
von dem Gesichtspunkte aus, nur das Nothwendige gewähren zu 
wollen, getroffen; die Natur der Sache brachte es aber mit sich, 
dass die Höhe der in Vorschlag gebrachten Pflegegelder öfter über das 
gewöhnlich von der Armen-Direction fih' die Verpflegung invalider 
Hülfsbedürftiger an dritte Personen gezahlte Maass hinausging. Denn, 
um einen Geisteskranken ausserhalb der Anstalt erfolgreich halten 
zu können, ist öfter die Befriedigung gewisser Ansprüche des Geistes­
kranken nicht zu umgehen, wenn man . nicht die Möglichkeit, den 
Kranken überhaupt ausserhalb der Anstalt zu verpflegen, ganz in 
Frage -stellen will. Fernerhin stellte es sich · zuweilen als durchaus 
nothwendig heraus, den Leuten, welche den Geisteskranken auf­
nehmen, ein Aequivalent zu bieten für das Ertragen von Unzuträg­
lichkeiten, 'die mit der Anwesenheit der Geisteskranken inmitten der 
Familie untrennbar verbunden sind, wenn jene nicht das Interesse 
an dem Verweilen des Kranken ausse1·halb der Anstalt rasch ver­
lieren sollen. Die Kostspieligkeit der Anstaltsverpflegung liess der 
Anstaltsleitung ein gewisses Entgegenkommen bei gewissen derartigen 
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schwierigen Fällen als mit der Forderung grösster Sparsamkeit wohl 
vereinbar erscheinen. Die Armen-Dircction untersteht wie jede Armen­
Behörde der gebieterischen Forderung der Sparsamkeit, welche das 
zu Gewährende auf das Nothwendige zu beschränken sich veranlasst 
sieht. Hier musste nun von Seiten der Anstaltsleitung ihr gegen­
über die Forcllorung gestellt werden,· von dent l\Iaasse, welches sich 
für die Verpflegung invalider Hülfsbedürftiger herausgebildet, und 
welches sich bewährt hatte, zu Gunston manchin· Geisteskranken ab­
zugehen. Es wurde ihr die Forderung gestellt, ihre für die Aus­
übung der offenen Armenpflege anerkannten Grundsätze für eine 
gewisse Klasse Armer nicht zur Anwendung zu bringen. Dass dieses 
Verlangen auf lViderstand stossen musste, ist begreiflich. :Qie 
Armen-Direction konnte sich der Erwägung nicht ent­
ziehen: ist der Zustand dieser zu Entlassenden ein 
solcher, dass sie Gegenstand der offenen Armenpflege 
werden können, dann müssen auch die Grundsätze, die 
sich für die Ausübung der offenen Armenpflege in steter 
Uebung herausgeb-ildet und im Laufe der .Jahre bewährt 
haben, auf sie anwendbar sein; sind aber diese Grund­
Hätze auf sie nicht anwendbar, dann ist der Zustand der 
zu Entlassenden auch kein solcher, dass ihre Verpflegung 
in der offenen Armenpflege zulässig ist. Für einen 
grossen Theil der von der Anstaltsleitung für entlassungs­
fähig erachteten Geisteskranken wäre sonach der Austritt 
aus der Anstalt unmöglich gewesen; die Anstalt wäre mit 
einer Anzahl Individuen dauernd belastet gewesen, welche nach An­
sieht der Anstaltsleitung wohl ausserhalb hätten verpflegt werden 
können. In Folge davon wäre eine erhebliche :Mehrbelastung der 
an m1d für sich schon sehr kostspieligen Irrenpflege unausbleiblich 
gewesen. Der Einsicht, dass es gerade im Interesse der· Sparsamkeit 
läge, lieber für einen Theil in offener Arinenpflcge befindlicher 
Geisteskranker einen etwas höheren als sonst üblichen Verpflegungs­
satz zu zahlen, als sie in der viel theueren Anstaltspflege zu ver­
pflegen, verschloss sich auch die Armen - Direction nicht und 
machte dieselbe sie chuchaus geneigt, von der Durchführung der 
sonst üblichen Grundsätze der offenen Armenpflege trotz cler in 
obiger Erwägung zur Geltung kommenden Bedenken für einen Theil 
der aus der Irrenanstalt Entlassenen abzusehen. Es ist gar nicht 
zweifelhaft, dass sich ~in J\Iodus herausgebildet hätte, der in einer 
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der Sache vollständig gerecht werdenden ·weise den Uebergang der 
entlassungsfähigen hülfsbedürftigen Geisteskranken aus der ge­
schlossenen Armenpflege der Anstalt in die offene Armenpflege der 
Armen- Direction zur Zufriedenheit beider Behörden geregelt hätte, 
wenn nicht andere Umstände einer solchen Entwickelung hinderlich 
gewesen wären. Die Armen-Direction, welche nur wünschen konnte, 
zur Verlangsamung des Anschwellens des Etats der Irrenpflege sehr 
viel dadurch beitragen zu können, dass sie durch rechtes Entgegen­
kommen den Uebergang zahlreicher Geisteskranker aus der Anstalt 
in die offene Armenpflege erleichterte und beschleunigte, war wohl 
im Stande, das Verhältniss der Anstaltspflege zur offenen Armen­
pflege richtig zu beurtheilen und bei ihren Entschliessungen von der 
richtigen Einsicht in dieses Verhältniss auszugehen; nicht so die 
Mehrzahl der Mitglieder der Armen- Commissionen. Die Armen­
Direction in Berlin ist in hohem Grade auf die Mitwirkung dieser 
ehrenamtlichen, ohne Entgelt verwalteten Bezirks- Behörden ange­
wiesen. Ohne dieselben würde die Armenpflege nicht mit der 
Schnelligkeit, mit dem Eingehen in die EiilZelheiten der persön­
lichen und localen Fragen ausgeübt werden können, von dem die 
Wirksamkeit einer guten Armenpflege abhängig ist. Sollte die Arbeit 
dieser Männer durch bezahlte Beamte geleistet werden, so würden 
die Kosten der Armenpflege zu unerschwinglicher Höhe anschwellen 
und wohl auch der Sache selbst kaum zum Vortheil gedient sein. 
Die Herren der Annen-Commissionen, welche gute Bürger, aber keine 
Fachleute sind, gehen bei der Auffassung ihrer Thätigkeit von an­
deren Gesichtspunkten aus , alt; eine Behörde. Die Ansichten der 
Armen-Commissionen über die Aufgabep der geschlossenen Armen­
pHege, speciell der Irrenanstalten, und ihr· Verhältniss zur offenen 
Armenpflege können auf diese \V eise nicht selten beträchtlich von 
denen der Armen-Direction abweichen, und diese abweichenden An­
sichten zur Geltung zu' bringen, gewährt die Organisation der offenen 
Armenpflege in Berlin den Armen- Commissionen genug Spielraum. 
Ein Mangel an Entgegenkomineu von Seiten der Armen-Commissionen 
war nicht selten unverkennbar, wenn es sich um Austritt Geistes­
kranker aus der Anstalt in die offene Armenpflege handelte. Die 
Nothwendigkeit, in gewissen Fällen von den sonst üblichen Grund­
sätzen der offenen Armenpflege abzugehen, wurde häufig nicht an­
erkannt. Es wurde übersehen, dass es gerade die rechte Sparsamkeit 
sei, durch Zahlung eines angemessen hohen Pilegegeldes den Austritt 
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recht vieler Geisteskranker aus der viel theuereren Irrenanstaltspfloge 
zri ermöglichen. Die Erfolge einer versuchten Beeinflussung von 
Seiten der Armen- Direction, um ein grösseres . Entgegenkommon 
hervorzurufen, waren gering. Die Armen- Commissionen zeigten sieh 
den einschlägigen Anregungen der Armen- Dircction gegenüber un­
zugänglich und betonten ihr Recht, nach eigenem Ermessmi zu ent­
scheiden und ihre Pflicht, das zu thun, was sie für das der Ge­
m.einc1e wie den Kranken Erspriessliche erachteten. Aber nicht allein 
in Folge eifrig gehüteter Selbstständigkeit der Armen-Connnissionen 
blieb die erwünschte sachgemässere Erledigung der Angelegenheiten 
der in die offene Armenpflege übertretenden Geisteskranken aus, als 
auch namentlich, weil es nicht zur Entstehung einer Bachkenntniss 
verbürgenden Tradition iR Bezug auf unsere Angelegenheit im Sehoosse 
der Armen- Commissionen kommen konnte. Es war Ho wohl der 
\V echsel in der Person der Mitglieder der Annen-Cormnissionen, als 
auch die 'l'hatsache, dass ja bei der grossen Zahl der Armen­
Comm.issionen im Vergleich zu der Zahl der jährlich zur Entlassung 
kommenden hülfsbedürftigcn Geisteskranken jede Armen: Commission 
so selten Gelegenheit hatte, sieh mit unserer Frage zu beschäftigen, 
was bewirkte, dass für den Einzelnen von der Gewinnung einer Er­
fahrung in der Bcurtheilung dieser Frage keine Hede sein konpte. 

\Vie wenig die Armen- Commissionen geeignet waren, auf die 
Absichten der Anstalts-Behörelen wie der Armen-Direetion einzu­
gehen, zeigte sieh auch in der IV eise, wie die Absicht des Pflegers, 
einen Geisteskranken gegen Entgelt aufzunehmen, vielfach beurtheilt 
wurde. \Vährend die Anstalt wegen unangenehmer Eigenschaften 
des Geisteskranken l\Iühe gehabt hatte, den Pfleger zur Uebernalune 
zu bewegen, und fast ein gewisses Gefühl der Erkenntlichkeit gegen 
den Pfleger dafür haben musste, dass er den Geisteskranken, der 
auch in der Anstalt sich unangenehm bemerkbar gemacht hatte, 
aufnahm, zeigten die Armen- Cornmissionen mehrfach, dass sie bei 
dem Pfleger nur die Absicht voraussetzten, sich auf Kosten der 
Stadt und zum Nachtheil der Verpflegung des Geisteskranken zu 
bereichern. Die Armei1- Commissionen sahen oft in der Inpflege­
gabe ein Beneficium an den Pfleger dort, wo die Anstalt der Mei­
nung war, dass der Pfleger in gewissem Sinne sich ·die Anstalt 
yerpflichte durch Uebernahme des Geisteskranken. 

Ein weiteres Hinderniss noch, das die Anstaltsbehörden in ihrer 
Thätigkeit zur Betreibung der Entlassung hi.i.lfsbeclürftiger Geistes-
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kranker lähmte, war der beträchtliche Zeitvcrlut->t, der sich mit Noth­
wendigkeit aus der Betheiligung zweier Behörden bei der Ausführung 
des Austrittes Hülfsbeclürftiger aus der Anstalt ergab .• Der Geschäfts­
gang war etwa der folgende: Die Diraction der Irrenanstalt suchte 
unter V orlegung der die Person des Kranken betreffenden Special­
Acta der Anstalt die Genehmigung der Armen-Direction zur Entlassung 
des Geisteskranken in die ermittelte Pflegestelle nach unter Bean­
tragung eines Pflegegoldes mit Begründung der .Angemessenheit des 
beantragten Pflegegeldes und gleichzeitiger gutachtlicher Aeusserung 
.über die Pflegostello. Die Armen-Diraction veranlasste sodmm die 
Armon-Comn1ission des Bezirkes, wo der Pfleger wohnte, zur Begut­
achtung der Pflegestelle und hörte sie über die Höhe des Pflegegeldes. 
Auf Grund des eingegangenen Berichtes der .A.rmen-Cmnmission machte 
sich sodann die Armon-Direction schlüssig und theilte, wenn gegen 
die Pflegestelle Bedenken nicht vorwalteten, der Diraction der Anstalt 
mit, dass sie bereit sei, den Kranken zu übernehmen, und ein Pflege­
geld von der und der Höhe zahlen werde, mit dem Anheimgeben, 
den Geisteskranken zu entla:osen und den Entlassungstag der Armen­
Direction mitzutheilen. Nachdem solches geschehen, ortheilte die 
Armen-Direction Ordre zur Zahlung eines Pflegegeldes durch die 
.Armen-Comrnis~lion des Bezirkes. Die Abwickelung des Geschäftes 
auf diese \V eise nahm \V ochen in Anspruch; erhoben sich Moinungs­
versehiedenheiten, so konnten sieh die Verhandlungen noch länger 
hinziehen. Ein noch grösserer Zeitverlust ergab sich, wenn die unter 
Antrag gestellte Pflegestelle nicht innerhalb des \Veichbilcles der 
Stadt Berlin, sondern, wie so häufig, ausscrhalb in Vorortsgemeinelen 
Hich befand, und die Verhandlungen unter Inanspruehnahme der 
Gemeinde-Behörden dieRer Orte geführt werden nmssten, welche nicht 
nur kein Interesse an der Angelegenheit hatten, sondern im Gegen­
theil öfter zu hindern sich bestrebten. 

Durch das Aussenstel~en der Entscheidung der Annen- Direction 
gerieth die Anstaltsleitung in ein Dilennna. Der Kranke drängte 
hinal~S ; er konnte auch als der Anstaltspflege bedürftig nicht mehr 
craehtet werden, musste demgernäss naeh dem Heglement der Anstalt 
entlassen werden. Die Genehrnigung der Armen-Direction zur Ent­
lassung des Kranken in die vorgeschlagene Pflegestelle und Anweisung 
des Pflegegeldes war aber noch nieht eingetroffen. Sollte man den 
Kranken, trotzdem er der Anstaltspflege nicht mehr bedürftig war, 
über die Zeit hinaus in der Anstalt behalten, wo doch eine Entlastung 
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derselben durch möglichst zahlreiche Entlassungen so wi:inschenswerth 
war? Oder sollte man aufs Ungewisse vor Genehmigung der Pflege­
stelle durch die Armen-Direction den Kranken in dieselbe entlassen? 
Die Umstände führten sehr häufig die Entscheidung im Sinne des 
Austritts aus der Anstalt herbei, bevor ein Pflegegeld angewiesen war. 
Es wurde dies dann in der Form bewerkstelligt, dass der Kranke 
mit einer einmaligen Unterstützung zunächst nur beurlaubt wurde. 
Besonders dann musste von dieser Auskunft Gebrauch gemacht werden, 
wenn die Befürchtung drohte , dass die ermittelte Pflegestelle bei 
längerem Zuwarten würde verloren gehen ; der Pfleger wollte vielleicht 

· einen weiteren Verlust infolge Leersteheus seiner vV ohnung durch 
längeres vVarten l}icht erdulden. Ferner ging die· Anstalt mit der 
Entlassung vor ddbn, wenn man anzunehmen Ursache hatte, dass 
das Befinden des Kranken durch einen längeren Aufenthalt in der 
Anstalt sich verschlechtern würde; wie dies bei manchen Kranken 

·vorkommt, wenn ihre BesseruiJg in der Anstalt einen gewissen Grad 
erreicht hat. Häufig war es auch der Fall, dass man- eine gerade 
sich bietende Gelegenheit nicht wollte vorübergehen lassen, einen 
besonders schwierig zu behandelnden Kranken in eine geeignete 
Pflegestelle zu entlassen, den man sonst vielleicht n_och lange hätte 
müssen in der Anstalt behalten. Nun kann es aber geschehen, 
dass, ehe die Pflegegeldzahlung durch die Armen-Commission eintritt, 
die mitgegebene Unterstützung verbraucht ist. Der Kranke hat sich 
vergeblich bemüht, sein Almosen von der Armen-Commission zu 
erhalten. Die Anweisung ist aber noch nicht eingetroffen oder die 
Armen-Commission hat, als sie den Kranken gesehen, der den Ein­
druck eines durchaus arbeitsfähigen Menschen macht, Zweifel an 
seiner Hülfsbedürftigkeit bekommen, oder cler Kranke hat, um seine 
Unterstützung zu erhalten, infolge seines Schwachsinns es so ungeeignet 
als möglich angefangen. Der Kranke hat vergebliche Gänge gemacht, 
er ist verstinunt darüber; es tritt selbst wirkliche N oth an ihn heran, 
und die Verstimmung vertieft sich zu einer krankhaften Stimmungs­
anomalie. Dies Alles fällt in eine Zeit, wo der Kranke eben aus der 
Anstalt entlassen ist, in der er sich vielleicht sehr lange befunden. 
Er ist des Aufenthaltes in der Aussenwelt entwöhnt; in der Anstalt 
sorgten Andere für ihn, er kümmerte sich um nichts, nun soll er 
selbst handeln. Die Eindrücke, die dns Leben ausserhalb der Anstalt 
n1it sich bringt, stürmen stark auf ein vielleicht reizbares Gemüth 

ein; sie können verstärkt und vertieft werden durch eine einzige 
Bothe. 2 
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kleine Abweisung, die ihn getroffen hat. Da ist es kein \Vuncle1', 
wenn bei vielen Kranken der grösste Theil der durch den Anstalts­
aufenthalt erzielten Besserung in manchmal ganz kmzer Zeit wieder 
verloren geht. Der Kranke erscheint ,nun hülfesuchend in der Anstalt; 
die Anstalt kann ihn aber nicht unterstützen, da sie über Mittel für 
ausserhalb der Anstalt befindliche Kranke nicht verfügt. Der Zustand 
des Kranken hat sich etwas verschlechtert; manchmal nur ganz un­
merklich, es ist eine leichte Depression vorhanden ; manchmal ist 
eine stärkere da derart, der Kranke spricht Selbstmordgedanken aus; 
der Potator hat, um sich zu trösten, wieder zur Flasche gegriffen, ist 
etwas erregt. Das Endergehniss dieser vorläufigen Beurlaubungen ist 
in einer grossen Anzahl der Fälle: Der Kranke ist wieder der Anstalts­
pflege bedürftig, entweder wegen seines Zustandes oder weil er mangels 
eines anderen Unterkommens ausscrhalb der Anstalt nicht bleiben 
kann, also bedingt anstaltspflegebedürftig ist. Er wird elementsprechend 
wieder aufgenommen und die ganze l\Iühe war für diesmal umsonst 
aufgewendet. Dies war der Cirkel, in dem die Dinge sich oft bewegten. 

\Venn es aber auch geglückt war, einen Geisteskranken in die 
offene Armenpflege übergehen zu lassen, so waren damit die Schwierig­
keiten nicht beseitigt, für die Entlassenen begannen sie oft erst recht 
von Neuem. Die Armen-Commissionen, denen die Zahlung der Almosen 
obliegt, sind durch sehr bestimmt lautE)nde Vorschriften auf möglichste 
Sparsamkeit hingewiesen und sie üben dieselbe auch im eigenen 
Intere'sse als Bürger der Stadt, deren Gemeinwesen sie aus ihren 
eigenenl\Iitteln unterhalten. Insbesondere sind die Armen-Commissionen 
angewiesen, bei wieder eingetretener bezw. gebesserter Arbeitsfähigkeit 
die Unterstützung abzusetzen bezw. in ihrer Höhe zu verringern. Diese 
Vorschrift auf entlassene Geisteskranke anzuwenden, waren viele 
Annen-Commissioi1en zu schnell bereit. Sie glaubten, den Anforderungen 
der Sparsamkeit dadurch gerecht zu werden, dass sie einige Monate 
nach dem Austritt des Kranken aus der Anstalt, in der Meinung, 
der Kranke müsse unterdess theilweise oder ganz erwerbsfähig geworden 
sein, an der Unterstützung Abstriche vornahmen oder gar Streichung 
derselben eintreten liessen. Diese hier übel angebrachte Sparsamkeit 
mit vorzeitiger Verringerung der Unterstützung war es namentlich, 
welche auf das Verbleiben des Kranken ausserhalb der Anstalt in 
der offenen Armenpflege schädlich wirkte und, in derselben Weise 
wie die Verzöge·rung der Anweisung des Pfiegegeldes, die Veranlassung 
wurde, dass die Kranken unter Verschlechterung ihres Befindens die 
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Anstalt wieder aufsuchten und hier Aufnahme findend der theueren 
Anstaltspflege wieder zufielen. Es wird also durch jene Bethätigung 
der Sparsamkeit von Seiten der Armen-Commissionen das Gegentheil 
yon der erwünschten vVirkung erreicht, nämlich eine beträchtliche 
Mehrausgabe für die Gemeinde. 

Neben denl falschen finanziellen Gesichtspunkt war für eine 
gedeihliche Entwickelung der Verpflegung Geisteskranker in der 
offenen Armenpflege die Art und \V eise hinderlich, wie die Armen­
Commissionen sich zu den Kranken als Personen- stellten. Die Mit­
glieder der Armen-Commissionen fassten (wie schon angedeutet) die 
entlassenen hülfsbedürftigen Geisteskranken als selbstständige hand­
lungsfähige Personen aüf, solange nicht augenscheinlicher Blödsinn 
vorlag, und verlangten von ihnen die Erfüllung der bei Genuss eines 
Almosens einzuhaltenden Formalitäten. Einige glaubten corrigirend 
auf gewisse krankhafte Bethätigungen der Entlassenen einwirken zu 
sollen und verwiesen ihnen solche als Ungehührlichkeiten. Dass dies 
üble Erfahrungen für die Herren der Armen-Commissionen im Gefolge 
hatte, war natürlich. Es ist begreiflich, dass solche unangenehme 
Erlebnisse bei vielen von ihnen die Ueherzeugung befestigen mussten 
von der gänzlichen Unzweckmässigkeit des Aufenthaltes Geistes­
kranker .ausserhalh der Anstalt. Solche Ueherzeugung war dem 
möglicl~st ausgedehnten Verbleih hülfsheclürftiger Geisteskranker in 
der offenen Armenpflege nicht gerade förderlich. 

Die Erklärung für das Verhalten der Armen-Commissionen liegt 
in dem Mangel an Einsicht in das besondere \V esen der Geistes­
kranken. Aus diesem Mangel an psychi"atrischer Einsicht kann 
Niemand diesen Herren, von denen es zweifellos ist, dass sie das 
Wohl der Stadt mit dem der Kranken vereinigen und das Er­
spriessliche thun wollen, irgend einen Vorwurf machen. Denn 
psychiatrisches V erständniss ist eine Sache, die auch die meisten 
Irrenärzte sich nur in jahrelangem V er kehr mit Kranken unter darauf 
gerichtetem Fleiss und Arbeit erwerben. "Wie schwer für Laien ist 
der Verkehr mit gewissen Kranken, z. B. solchen mit querulatorischen 
Neigungen. Und gerade diese Querulanten sind es, welche der 
Anstaltspflege nur sehr bedingt bedürftig und für die Familienpflege 
ganz besonders geeignet sind, ja sich in der Anstalt vielfach ver­
schlechtern. Wie leicht geschieht es bei Alkoholisten, dass das 
Krankhafte ihres Treibens verkannt wird und der Fall von der 
ethischen Seite genommen wird; ein schweres Laster dort angenommen 

2* 
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wird, wo ein schweres Leiden vorliegt. \Vie schwer sind manchmal 
Kranke mit periodischen Zuständen in Bezug auf ihre Erwerbs· 
fähigkeit richtig zu beurtheilen, wenn man die früheren Beobach­
tungen nicht kennt und den Kranken zu einer günstigen Zeit zn 
sehen bekommt. Gorade , die periodischen Zustände waren es (die 
Epilektiker sind dahin ~:u zählen), welche in der Beurtheilung 
den Armen- Commissioncn Schwierigkeiten machten und zu Miss­
griffen Veranlassung gaben. Es ist hier in Betracht zu ziehen, 
dass die entlassenen Geisteskranken z. Th. körperlich wohl und selbst 
stark aussehen, und demgemäss von ihnen, wenn sie kein abnormes 
Verhalten oder erkennbares T,eiden zur Schau trugen, vorausgesetzt 
wurde, dass sie die hinreichenden Kräfte besässen und wohl geeignet 
seien, sich den nothclürftigen Lebensunterhalt zu verschaffen. Ein 
Mangel an Einsicht in das krankhafte \V osen des Treibens vieler 
Kranken zeigte sich namentlich auch in der Beurtheilung, welche die 
Neigung so vieler Kranken, ihre Pflegestelle häufig zu wechseln, fand. 
Bei vielen Geisteskranken ist ein Hang zur Unstätheit vorhanden, 
der sie niemals lange an einem Orte aushalten lässt, sonelern sie 
treibt, einen \Vechsel ihrer Umgehung vorzunehmen. 1\Iit diesem 
Hange muss man sich unter allen Umständen abfinden, den daraus 
entspringenden \Vünschen nach Veränderung entsprechen, wenn man 
die Kranken ausserhalb der Anstalt halten will; und dass der Kranke 
in der Irrenanstalt bleiben müsse, dafür kann doch nicht diese 
krankhafte Unstätheit als hinreichender Grund angesehen werden. 

· Diesen Kranken nun gegenüber, welche jene unglückliche K eigung 
hatten, verhielten sich die Armen-Comn1issionen besonders ablehnend. 
Es war dies in den Verhältnissen begründet; die Umstände, welche 
mit häufigem Verzug aus dem Bezirke der einen Armen-Commission 
in den der anderen verbunden sind, sind zu grosse, als dass sie dem 
V erbleiben dieser Kranken ausserhalb der Anstalt förderlich gewesen 
wären. Ein von dem Kranken eigenmächtig und ohne vorherige 
Billigung der Armen-Commission vorgenommener \V echsel der Pflege­
stelle war eine häufige Ursache, dass die Kranken wieder zur Auf­
nahme in die Anstalt gelangten. Auch waren die Commissionen, 
\Vünschen der Kranken auf baldigen Pflegewechsel, wenn solche 
zur Kenntniss der Armen - Commissionen gelangten und dieselben 
ihnen nachzukommen geneigt waren, häufig deshalb nicht in der 
Lage zu entsprechen, weil ihnen eine Auswahl geeigneter Pflegestellen 
in dem eigenen Bezirk nicht zur Y erfügung stand. 
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Es soll nun auch nicht unerwähnt bleiben, dass das V erhalten 
vieler Geisteskranken nicht derart war, um die Herren der Armen-Com­
missionen irgend wie für sie einzunehmen; im Gegentheil, es kam zu 
unangenehmen Vorkommnissen. Die Entlassenen betrugen sich viel­
fach trotzig, ausfallend und machten sich durch ihr Benehmen sonstwie 
unangenehm, sodass der V erleehr mit ihnen vielfach als ein uner­
wLi.nschter und lästiger empfunden wurde. Es ist ja für jeden Kicht­
psychiater eine nahe Berührung mit Geisteskranken keine angenehme 
Sache. Laien, wie es die l\Iitglieder der Armen- Commissionen sind, 
können in der Bcurthcilung des Betragens der Geisteskranken 
nicht auf den Standpunkt des Psychiaters sich stellen. Die Fähigkeit 
der Auffassung des vom Gewöhnlichen ·und Ordnungsmässigen ab­
weichenden Verhaltens der Geisteskranken als einer krankhaften 
Aeusserung der Scelenthätigkeit und des dieser Auffassung entsprechen­
den richtigen Handeins ist dem Irren- Arzt durch eine besondere 
Schulung zu Theil geworden, und es ist nicht zu verwundern, wenn 
Laien ohne dieselbe einen l\Iaassstab an das V erhalten der Geistes­
kranken anlegen, der diesen nicht gerecht wird. So war es möglich, 
dass Mitglieder der Armen- Commissionen f:lich von Geisteskranken 
beleidigt glauben konnten; dass Bosheit, Niederträchtigkeit, Faulheit 
dort angcnomm.en wurden, wo solche nicht vorhanden waren. vV eitere 
Schwierigkeiten ergaben sich bei einer gewissen Categorie Kranker, 
clie sieh fast allem, 1~as · an sie herantritt, feindlieh gegenüberzu­
stellen pflegen. Es konnte nicht ausbleiben, dass ein Theil derselben 
auch den Armen- Commissionen gegenüber diesen Standpunkt ein­
nahmen. Sie verhielten sich einer Unterstützung durch die Armen­
Conl.rnissionen gegenüber durchaus ablehnend. Es giebt Kranke, die 
obwohl geeignet, mit einer laufenden Unterstützung sich ausserhalb 
der Anstalt zu halten, infolge irgend welcher krankhaften Vorstellungen, 
die sie beherrschen, durchaus nicht zu bewegen sind, die mit Aus­
zahlung der Unterstützung verbundenen kleinen Förmlichkeiten aus­
zuführen, sei es auch nur der Gang zum Vorsteher der Commission, 
um die Unterstützung in Empfang zu nehmen. Es ist einer der 
Grundsätze der öffentlichen A.rmenpflege, Hülfe nur dort zu gewähren, 
wo .sie verlangt wird. Eine Verpflichtung zur Unterstützung Hülfs­
bedürftiger kann nur dann als vorliegend erachtet ·werden, wenn 
die Hülfe der Armenbehörde auch wirklich ttngerufen wird. »Die 
polizeiliche Armenpflege giebt, wenn verlangt wird; sie sucht nicht, 
wem sie gehen könnte. Die polizeiliche Armenpflege ist abwartend 
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und zurückhaltend, nicht e'ntgegenkommend. « *) Da diese Grundsätze 
nicht verlassen werden- können, wenn die Armenpflege -nicht den 
festen Boden unter den Füssen verlieren soll, - ist es klar, dass das 
Verbleiben Geisteskranker mit oben beschriebenen Neigungen in der 
offenen Armenpflege eine U~möglichkeit ist, so geeignet sie auch 
sonst für die Verpflegung ausserhalb der Anstalt sein mögen. 

Wie gross die Schwierigkeiten beim· Austritt eines Geisteskranken 
aus der Anstalt auch gewesen sein mochten, es machte oft keine 
geringere Mühe, ihn dann auch ausserhalb der Anstalt zu erhalten. 
Obgleich die Entlassenen Gegenstand der offenen Armenpflege waren, 
also der Armen- Direction unterstellt waren, die Direction der Anstalt 
somit keine Befugnisse mehr, für sie zu sorgen, besass, pflegten sich 
diese Menschen doch an die Anstalt zu wenden, sowie sie während 
ihres Aufenthaltes ausserhalb auf Schwierigkeiten stiessen, und die 
Anstalt, welche sich der Verpflichtung nicht für entbunden erachten 
konnte, derselben soweit angängig sich anzunehmen, war genöthigt, 
die Angelegenheiten des Kranken von N euem zum Gegenstand eines 
Schriftwechsels zu machen. 

Die vorgehends geschilderten Unzuträglichkeiten, die sich heraus­
stellten beim Uebergange Geisteskranker aus der Pflege der Irren­
anstalt in die offene Armenpflege und während der Verpflegung 
derselben in der offenen Armenpflege machten sich in gleichem 
JVIaasse den Behörden beider Verwaltungen, dem Curatorium der 
Irrenanstalt, wie der Armen-Direction bemerkbar. Die Schuld an 
den Schwierigkeiten lag nicht bei den Behörden, sonelern diese waren 
eine Folge der Verhältnisse. Man bemühte sich auf beiden Seiten, 
das unter den gegebenen Verhältnissen Erreichbare zum \Vohle der 
Geisteskranken durchzuführen und eine Anhäufung Kranker, die der 
Anstaltspflege nicht unbedingt bedürftig waren, in der Irrenanstalt 
hintanzuhalten. Die Anstalt liess nicht nach, fort und fort Kranke, 
sobald als sie_ irgend des Anstaltsaufenthaltes entbehren konnten, zu 
entlassen und für eine den be.son-deren Umständen jedes einzelnen 
Falles angemessene Unterstützung bei der Armen-Direction sich zu 
verwenden. Und die Armen-Direction ermi:idete nicht, auch diesen 
ungli:icklichsten der Menschen das den besonderen Umständen ihrer 

*) Dr. Strassmann. Bericht über die Gemeinde-Verwaltung der Stadt 
Berlin 1861 bis 1876. II. Heft. Seite 416. 
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Hülfsbedürftigkeit Angemessene zukommen zu lassen, soweit es die 
Organisation der für die Verpflegung jener nicht zugeschnittenen 
Armenpflege irgend zuliess. Dass in der Richtung einer Entlastung 
der Anstalt von der Pflege nicht unbedingt anstaltspflegebedürftiger 
Geisteskranker das :Mögliche trotz der hindernden Verhältnisse gethan 
wurde, geht daraus hervor, dass eine vom Bestand des 1. April 1886 
vorgenommene Zählung der in der Anstalt vorhandenen Geistes­
kranken, welche für eine freiere Verpflegung, einschliesslich der 
colonial en, geeignet waren, mit 19,5 ° I o eine Verminderung dieser 
Geisteskranken um 7,7°/0 ergeben hatte, im Vergleich zu einer 
Zählung, welche zu gleichem Zwecke vom Bestand des 1. Juli 1883 
gemacht worden war.*) l\Ian hatte aber auf Seiten der Irrenartstalt 
wie der Armenbehörde schon längst eingesehen, dass der verfolgte 
Weg nicht in erwünschter \V eise zum Ziele führe. Das l\:Iaass der 
Arbeit, welches der Uebergang eines einzelnen Geisteskranken aus 
der Fürsorge der Irremtustalt in die der Armen- Direction erforderte, 
stand in einem zu grossen Missvorhältniss zum Erreichten, wenn wie 
so häufig, der Ueborgang nur für kurze Zeit erfolgen konnte. Man 
hatte den chingenden \Vunsch nach einer Erleichterung, musste sich 
aber sagen, dass es mit einer blossen Vereinfachung der Verhandlungen, 
unter der vielleicht wieder die Gründlichkeit leide, schwerlich würde 
gethan sein. Man wusste, dass eine Vereinfachung des Geschäfts­
ganges die erwünschte Abkürzung des Verfahrens nicht würde bringen 
können, denn an Entgegenkommen hatte es die Armen-Direction nicht 
fehlen lassen, z. B. durch Eingehen auf die Forderung höherer 
Pflegegeldsätze. Die Ursachen der Unzuträglichkeiten lagen tiefer, 
es war eben der lViderspruch nicht auszugleichen, der sich daraus 
ergab, dass der offenen Armenpflege Geisteskranke zur Fürsorge 
überwiesen wurden, auf deren V erpfiegung die sonst in der offenen 
Armenpflege üblichen Grundsätze nicht angewendet werden konnten. 
Mochte die Armen-Direction noch so einsichtsvoll sein in der 
Bewilligung reichlicher als gewöhnlich bemessener Pflegegelder, die 
Armen-Commissionen waren der Individualisirung der Pflegegeldsätze 
entgegen und strebten immer wieder der auf geistig Gesunde wohl 
anwendbaren Schablonisirung ·derselben zu. Es liess sich nicht ver­
hindern, dass die Arriien-Commissionon mit einem gewissen Recht 

*) Verwaltungs- Bericht des Magistrats zu Berlin für die Zeit vom 
1. April 1886 bis 31. lVIärz 1887. No. XV. Bericht der Irrenanstalt der 
Stadt Berlin zu Dalldorf. Seite 2; 
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in der Zuertheilung von Geisteskranken an die offene Am1enpflege 
eine Belastung der Bezirksarmeu-Behörden sahen, welche über das 
ordnungsmässig von :ihnen zu Leistende hinausging. Es war also 
eine Unzulänglichkeit der Organisation der Armenpflege bei der 
Erfüllung einer besonderen Aufgabe, für welche sie nicht geschaffen 
war, vorliegend, und es konnte sich nur um· ..Aenclerung der Organi­
sation oder eine Neuschaffung handeln. Es war klar, dass eine 
Aenderung der Organisation der Armenpflege gänzlich ausgeschlossen 
war, da die Versorgung der von der Irrenanstalt entlassenen Hülfs­
bedürftigen eben nur einer von den so mannigfachen Fällen war, 
in denen die Fürsorge der Armen-Direction einzutTeten hat. Es 
konnte also nm eine Neu-Organisation in FTage kommen. Smrohl 
das Cumtorium der Anstalt, wie die Armen-Direction waTen einer solchen 
ernstlich geneigt. Es handelte sich nuT um die schwierige Frage, 
in welcher Form eine solche auszuführen sei. Anhaltspunkte fi.i.r 
Beurtheilung dieser Frage hatten Beobachtungen gegeben, die Anfang 
deT achtziger Jahre in Dalldorf gemacht wuTden. 

Herr l\Iedicinalrath Sander hatte während der Jahre 1883 unc184 
im Interesse des Schicksals der aus der Anstalt in Fürsorge der 
Armen-Direction entlassenen Geisteskranken für eine Anzahl solcher 
in der Nähe der Anstalt untergebrachter Kranken eine ärztliche 
Beobachtung privater Natur eingerichtet. Es waren dies, wie mir 
Herr Oberarzt Dr. Otto in Herzberge, der sich an dieser Beobachtung 
betheiligte, mitzutheilen die Güte hatte, 15 weibliche und 1 männ­
licher Kranker. Die Art der Erkrankung dieser Entlassenen liess 
eine solche ärztliche Ueberwachung wünschenswerth erscheinen. Die 
Resultate dieser propädeutischen Einrichtung waren sehr 
wichtig. Sie zeigten, dass Geisteskranke ausserhalb der 
Anstalt verpflegt, sich gut hielten, wenn die äusseren 
Umstände angeUJessen waren, - sie zeigten die Erspriess­
lichkeit und Zweckmässigkeit einer ärztlichen Beob­
achtung aller diese Knmken betreffenden Verhältnisse, 
welche das Verbleiben derselben ausserhalb der Anstalt 
in hohem Grade begünstigte, - sie zeigten ferner die 
Ausführbarkeit einer solchen Beaufsichtigung von der 
Anstalt aus. Auf Grund dieser gemachten günstigen Er­
fahrungen konnte die Unterstellung eines Theiles der aus 
der Anstalt entlassenen hilfsbedürftigen Geisteskranken 
unter die Verwaltung der Irrenanstalt eTnstlich in 
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Erwägung gezogen werden. Es erschien die Abtrennung der 
hülfsbedürftigen Entlassenen, deren Zustand die Durchführung der 
sonst in der Verwaltung der offenen Armenpflege üblichen Grund­
sätze nicht erlaubte, aus -der Fürsorge der Armen-Direction als das 
Katurgemässe. Das Curatoriurn der Irrenanstalt war mit der Armen­
Direction im Princip der Abtrennung einverstanden, nur über die Art 
der A1)grenzung konnte l\[einungsverschicclenheit bestehen. Und auch 
über die Abgrenzung gelang es Uebereinstimmung zu erzielen in 
einigen Gonforenzen, die von l\Iitgliedern der Behörden der Irren­
an~-;talt und der Armenpflege im Jahre 1885 stattfanden. Es bothei­
ligten sich an diesen Conferenzen vom Curatorium der Irrenanstalt: 
Die Herren Stadträthe Wolff und Weise und Herr Stadtschulrath 
Prof. Bertram, von den Anstaltsbeal'lltcn: Herr l\Ieclicinalrath Sander, 
von der Armen-Direction: Herr Stadtrath Noelclechon. Es bestand 
Uehereinstimmung der l\Ieinungen darüber, »dass es für einen ThCil 
der Kranken wünschenswerth sei, dass sie auch nach ihrer Entlassung 
aus der Irrenanstalt Objecte der Irrenpflege blieben«. Botreffs der 
Abgrenzung einigte man sich dahin, »dass es der Entscheidung der 
Anstalt zu überlassen sei, ob der zu Entlassende jener Categorie 
angehöre, u~1cl es für die Entscheidung dieser Frage gleichgültig sein 
solle, ob der zu Entlassende zu Angehörigen oder r.u Fremden 
gegc hen werden solle«. Als Ergo hniss der erwHhn ten Conferenzen 
kam unter dem 7. Juli 1885 zwischen dem Curatorium der Irren­
anstalt und der Armen - Direction eine Vereinbarung zu Stande. 
l\ach derselben waren bei der Entlassung hülfshedürftiger Geistes­
kranker zwei Kategorien zu unterscheiden: »1. Geisteskranke, bei 
denen nach ihrer Entlassung aus der Irrenanstalt eine 
psychiatrische Aufsicht seitens der Anstalt nothwenclig 
bleibt; 2. Geisteskranke, für die nach ihrer Entlassung 
aus der Irrenanstalt eine psychiatrische Aufsicht nicht 
ferner erforderlich ist.« In Betreff der Fürsorge für diese beiden 
Categorien Entlassener setzte die Vereinbarung fest, »dass für 
Geisteskranke der ersten Categorie die Armen-Direction 
in keiner \Veise zu sorgen, noch bei ihrer Entlassung mit­
zuwirken hat, sie bleiben ungeachtet ihrer Entlassung 
Objecte der Irrenpflege und sind deshalb die Kosten ihrer 
ferneren Verpflegung und Behandlung auf den Etat der 
Irrenanstalt zu übernehmen; dass für Geisteskranke der zweiten 
Categorie die Armen- Direction nach ihrer Entlassung die Fürsorge 
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wie bisher übernimmt«. Die principielle Wichtigkeit der getroffenen 
Vereinbarung, nach welcher, wenn von der Anstalt für angemessen 
erachtet, eine J\Iitwirkung der Armen-Direction bei der Auswahl der 
Pflegestelle, der Entlassung, der Zahlung des Pflegegeldes und der 
weiteren Controie des Pfleglings und der Pflegestelle ausgeschlossen 
bleiben sollte, war einleuchtend: es ha.ndelte sich um Unte:r­
stellung eines gewissen Theiles der offenen Armenpflege 
unter die Venvaltung einer Irrenanstalt; es handelte sich 
um Einrichtung einer unter der Direction der Irrenanstalt 
stehenden Familienpflege Geisteskranker. 

Obgleich nun die Regelung dieser Angelegenheit im Sinne der 
·wünsche der für die Irrenpflege maassgebenden Persönlichkeiten erfolgt 
war, und dieselbe einem Bedürfniss der Irrenpflege entsprach, konnten 
dieselben doch durchaus nicht leichten Herzens an die Ausführung 
der durch die getroffene Vereinbarung nothwendigen J\Iaassnahmen 
gehen, so grosse V ortheile auch die zu erwartende Erleichterung des 
Austrittes der Kranken aus der Anstalt zu versprechen schien. Es 
war nicht zu übersehen, dass der V ortheil, welchen die bei reich­
licher Anwendung der Entlassungen merkbare Entlastung der Anstalt 
durch Freiwerden von Belogplätzen in Aussicht stellte, dadurch zum 
Theil aufgewogen wurden, dass eine neue Organisation geschaffen 
werden musste, von der sich gar nicht voraussehen liess, wie sie sich 
der Anstalt einfügen werde; denn nur dann war zu erwarten, dass 
die Einrichtung der Familienpflege die rechten Früchte für die 
Anstalt bringen werde, wenn die Familienpflege nicht ein unliebsames 
Anhängsel an die Irrenanstalt werde, sonelern zu emem dem 
Organismus der Anstalt festverbundenen Theile des Ganzen sich 
entwickele. Es musste eine Organisation geschaffen werden, für die 
bestehende Vorbilder nur sehr bedingt zu verwerthen waren. Die 
Anstalt war genöthigt, nach Einrichtung derselben die Verantwortung 
für Verhältnisse zu übernehmen, die, wenn sie auch bisher nicht 
ausserhalb ihres Gesichtskreises sich befunden hatten, doch vermöge 
der dabei in Betracht kommenden räumlichen Entfernungen zur An­
regung von Beclenklichkeiten reichen Spielraum boten. Es war auch 
in Erwägung zu ziehen, dass betreffs der zu schaffenden Einrichtung 
anderweitig recht ungünstige Erfahrungen gesammelt worden waren, 
und dass die Familienpflege Geisteskranker eine principielle Gegner­
schaft sehr beachtenswerther Autoritäten gegen sich hatte, die gewich­
tige Bedenken ausgesprochen hatten. 
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Alle diese Momente wiesen darauf hin, dass bei der Organisation 
der Familienpflege nüt äusserster Vorsicht zu verfahren sei; dass 
langsam vorgegangen werden müsse, sowohl was die Ausdehnung der 
Einrichtung, als auch was die Vornahme organisatorischer ~Iaass­

nahmen zur principiellen Regelung einschlägiger Verhältnisse anbetraf 
Man musste sich auf den Standpunkt stellen, einem Experiment sich 
gegenüber zu befinden, das sehr empfindlich und sehr wichtig zugleich. 
Die Ucbereinkunft vom 7. Juli 1885 war nur die Grundlage, auf der 
zu bauen war; die Einrichtung selbst aber ins Leben zu rufen und 
zu einer gedeihlichen Entwickelung zu führen, war noch recht viel 
Arbeit nöthig. Diese Arbeit hatte sich dem zunächst Liegenelen 
zunächst zuzuwenden; nur das Nothwencligste musste allgemein gL'tltig 
festgelegt werden; über das Weitere, über die Einzelheiten war Er­
fahrung von der Zukunft zu erwarten. 

Die V orantwortung für das Gelingen des V ersuch es, den zu 
machen man sich entschlossen, lag bei der Diraction der Anstalt, da 
die Ueborweisung in die Familienpfloge von dem psychiatrischen 
Urtheile der Anstalts-Diraction über den einzelnen Fall abhängig sein 
sollte. Eine Untersuchung der im Bestande der Anstalt Dalldorf 
v·om 1. April 1886 vorhandenen Geisteskranken hatte ergeben,*) dass 
162 unter diesen für familiale Verpflegung geeignet erschienen, die 
des Genaueren auf die Formen ihrer Seelenstörung .sich wie aus 
folgender Tabelle ersichtlich vertheilen : 

II Männer I Frauen !zusammen 

Idioten. 7 I 18 25 
Epileptiker 23 27 50 
Paralytiker 6 7 13 
Senile 4 5 9 
Mit anderen chronischen- II 

Störungen Behaftete . II 38 27 65 

Im Ganzen: II 78 84 162 

Es konnte natürlich'· ganz abgesehen davon, dass für so viele 
Kranke Pflegestellen auf einmal nicht verfügbar gewesen wären, nicht 
daran gedacht werden, alle diese Kranken innerhalb kurzer Zeit der 

*) Verwaltungs- Bericht des Magistrates zu Berlin auf die Zeit vom 
1. April 1886 bis 31. März 1887. No. XV. Bericht der Irrenanstalt der Stadt 
Berlin zu Dalldorf. Seite 2. 
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Familienpflege zu überweisen. Zunächst hatte man die \Vege zu 
wandeln, welche die wlihrend der Jahre 1883 und 84 bestandene 
propädeutische Familienpflege gewiesen. l\Ian musste versuchen, 
nach l\Iaassgabe der verfügbaren Pflegestellen mit der Entfernung 
eines für die Fmnilienpflege geeigneten Kranken nach dem auelern 
vorzugehen. Der weitere Aushau der einschlägigen Verhältnisse 
vollzog sich sodann im Einklang mit d01: Zunahme der Zahl der 
Pfloglinge ganz allmählich im Laufe der Jahre an ·der Hand des 
Bedürfnisses, ohne dass ein detaillirter Plan entworfen worden wäre, 
der alle Einzelheiten zu umfassen versucht hätte. Ich will in 
Folgendem versuchen, darzulegen, welchen \Veg die Entwickelung 
der Familienpflege genommen hat, und wie man der A ufgabc, die 
man sich gestellt hatte, gerecht geworden ist. Der Reihe nach soll 
besprochen werden, wie die Inpfiegegabe der Geisteskranken sich 
gestaltete - welche Erfahrungen mit den Pflegern und den Pflege­
stellen gemacht wurden - wie die Pflegegeldzahlung, die Versorgung 
der Kranken mit Bekleidung, mit ärztlicher Behandlung sich regelte 
- wie die Aufsichtführung geordnet wurde - wie die Auswahl, 
die Zugangs- und Abgangsbewegung der Pfloglinge sich entwickelte 
- welche Kosten die familiale V erpfiegung machte. 

Die Ausführung der lnpflegegabe. 

Die Inpflegegabe Geisteskranker überliess das Cnratorium der 
Irrenanstalt anfangs der Direction der Anstalt nicht zur selbstständigen 
Ausfüh1·tmg. Während der Austritt Geisteskranker aus der Irren­
anstalt in der Form der Entlassung oder der Beurlaubung ebenso 
wie die Aufnahme durch selbstständige Handlung der Anstalts-Direc­
tion erfolgte, war die Inpflegegabe zunächst an die Genehmigung des 
Curatoriums in jedem einzelnen Falle gebunden. Die Vortheile, die 
man sich versprechen musste von der Einrichtung einer von der 
Anstalt aus verwalteten Familienpflege, und welche zu erreichen eben 
die Veranlassung gewesen war, die Einrichtung ins Leben zu rufen, 
waren zum grossen Theile abhängig von der Unmittelbarkeit der 
Handhabung der Inpflegegabe und der durch Vermeidung eines 
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Instanzenweges zu Stande gebrachten Beschleunigung. Sie würden aus­
geblieben sein und wiirden die Schattenseiten, die durch die V er­
handlungen mit der Armen-Direction sich ergeben hatten, wenigstens 
theilweise wieder hervorgetreten sein, wenn das thatsächliche Eintreten 
der Inpflegegabe bis zmn Eintreffen der Genehmigung des Curatoriums 
hätte ausgesetzt bleiben n~üssen. Diesen Fehler zu vermeiden, war 
dadurch Vorsorge getroffen, dass die Direction den in Pflege zu ge­
l1enden Geisteskranken seinem präsumptiven . Pfleger zunächst zu 
übergeben hatte unter der Form der Beurlaubung des Geisteskranken. 
Bis zum Eintreffen der mit Anweisung des Pflegegeldes verbundenen 
Genehmigung galt die Inpflegegabe als eine »versuchsweise«; der 
Geisteskranke wurde als »versuchsweise in Pflege . beurlaubt« geführt 
und die Verpflegungsgelder bü; zum Eintreffen der Zahlungsordre 
vom Curatorium als Unterstützungen verrechnet. Es ist leicht ein­
zusehen, zu welchen U mständlichkeiten für die Verwaltung dieses 
V erfahren führte, sowie die Zahl der Pfloglinge auch nur einiger­
maassen zunahm; welchen Aufenthalt im Geschäftsgange es gab, sowie 
sich Verlegungen aus einer Pflegestelle in eine andere häufiger nöthig 
machten, eigenmächtig durch die Geisteskranken vorgenommene 
Pflegewechsel vorkamen , die anzuerkennen waren, wollte man den 
Kranken in Pflege halten. Ganz besonders machte sich die Ein­
richtung der versuchsweisen_ Inpflegegabe in der Hechnungsführung 
höchst lästig bemerkbar. Infolge dieser Schwierigkeiten liess das 
Curatorium, als die Einrichtung der Familienpflege sich bewährte, 
das Erforderniss seiner Genehmigung zur Inpflegegabe fallen und 
unterstellte die Ausführung der Inpflegegabe der selbstständigen Ver­
fügung der Anstalts- Direction mit der Berechtigung, Pflegegelder bis 
zur Höhe von 20 Mark anzuweisen. Nach einiger Zeit wurde die 
die Höhe des Pflegegeldsatzes, für welche eine Genehmigung des 
Curatoriums nicht nachzusuchen war, von 20 auf 25 Mark erhöht. 
Da Inpf!egegabe mlt höherem Pflegegeld als 2.5 Mark kaum vorkam, 
vielmehr die Nothwencligkeit, mehr als 25 Mark zu zahlen sich meist 
erst während der Pflege herauszustellen pflegte, so war die Direction 
der Anstalt in der selbstständigen Ausführung der Inpflegegahe hin­
fort nicht mehr beschränkt. 

Die Auswahl cler für die Familienpflege geeigneten 
Geisteskranken nimmt der Director bei Gelegenheit seiner Visiten 
selbst Yor, oder er genehmigt dahingehende Anträge der Aerzte der 
einzelnen Stationen. Eine Anzahl stumpferer Kranke werden ohne 
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ihr Zuthun für die Fa:milienpflege ausgesucht; von den noch leb­
hafteren Kranken wird ein Theil der nach Entlassung drängenden 
Kranken für die Pflege bezeichnet. Die Kranken, welche schon in 
Pflege waren und zurückgenommen wurden, unterlassen bei keiner 
Visite, ihrem "Wunsche wieder in Pflege zu kommen, Ausdruck zu 
geben. Von Seiten des Directors werden die für die Fanlilienpflege in 
Aussicht genommenen Kranken dem mit Erledigung der die Pfleglinge 
betreffenden Arbeiten ständig beauftragten Anstalts - Arzte zur 
weiteren Veranlassung mitgetheilt. Derselbe sucht sich nun, soweit 
es dem Zustande der Kranken entsprechend ist, mit diesen Kranken 
ins Einvernehmen zu setzen. Für die stumpferen, welche besondere 
'Vfmsche nicht äussern, beantragt er bei der Direction die Inpflege­
gabe des Kranken in eine der ihm schon bekannten, geeignet er­
scheinenden Pflegestellen, welche gerade verfügbar ist, oder er macht 
aus der Zahl der behördlich geprüften und zur Besetzung vorge­
n1erkten Pflegestellen eine geeignete ausfindig. Die noch geweckteren 
Kranken, welche Verwandte oder sonstige persönliche Beziehungen 
in Berlin haben, bringen häufig selbst Pflegestellen in Vorschlag. 
Erscheint eine Inanspruchnahme der vorgeschlagenen Pflegestelle 
nicht von der Hand zu weisen, so beantragt der die Pfleglings-Angelegen­
heiten bearbeitende Arzt, wenn es sich nicht um nächste V envandte 
des Geisteskranken handelt, von der Polizei eine Auskunft über die 
als Pfleger V argeschlageneu einzuholen, die in wenig Tagen erfolgt, 
und sucht womöglich unterdess schon dieselben einmal auf. Mit als 
Pflegern vorgeschlagenen Verwandten setzt er sich, ohne polizeiliche 
Auskunft nachzusuchen, in Verbindung. Auf Grund des vom Pflege­
Arzte erstatteten Berichtes und der polizeilichen Information verfügt 
sodann die Direction unter Festsetzung des Pflegegelcles, über welches 
mit dem Pfleger_ Vereinbarung getroffen worden ist, die Inpflegegabe. 
Zur Ausführung der Inpflegegabe wird der Pfleger aufgefordert, sich 
baldigst behufs Uebernahme des Pfleglings in der Anstalt einzufinden. 
In den meisten Fällen verkürzt sich der geschilderte Geschäftsgang, 
desi'\en volle Abwickelung etwa eine \Voehe in Anspruch nimmt durch 
\Vegfall eines Abschnittes; ja sehr häufig zieht er sich auf wenige 
Stunden zusammen dadurch, dass die des Morgens früh vom Director 
dem Pflege-Arzte zur Inpflegegabe designirten"Kranken schon im Laufe 
desselben Vormittags in Pflege gegeben werden, und zwar wenn 
solche Pfleger, deren schon geprüfte Pflegestellen von früherer Be­
setzung her als geeignet bekannt sind, wie häufig, sieh unaufgefordert 
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m der Anstalt einfinden, um wegen vViederbesetzung ihrer Pflegestelle 
vorzusprechen. Der designirte Pfleger giebt im Burealt der Anstalt 
einen Pflegeantrag zu Protokoll, in dem er sich verpflichtet, während 
er den mit Namen bezeichneten Kranken in Pflege hat, ihn sorg­
fältig zu überwachen und für alle Folgen aufzukommen, welche 
aus der Inpflegegabe etwa entstehen könnten, sowie dafür Sorge zu 
tragen, dass der Kranke, falls erforderlich, rechtzeitig zur Anstalt 
zurückkehrt. Unter Vollziehung dieses Antrages durch die Direction 
wird der Geisteskranke dem Pfleger übergeben, nachdem diesem der 
Pflege-Arzt etwaige den Kranken betreffende Anweisungen gegeben hat. 

Eine der Inpflegegabe vorhergehende gegenseitige Vorstellung des 
Ki·anken und des in Aussicht genommenen Pflegers, welche ich eine 
Zeit lang regelmässig geübt habe, halte ich nur im Ausnahmefalle 
für nothwen<lig; gar ein vorheriger Besuch des Kranken in der 
\Vohnung des Pflegers ist entbehrlich. Der Kranke ist durchaus 
nicht im Stande zu beurtheilen, ob der Pfleger, wenn er einen sym­
pathischen Eindruck auf ihn macht, auf die Dauer seiner Eigenart 
gerecht werden kann. Eher noch wird der Arzt auf Grund seiner· 
Kenntniss des Pflegers und der Bedürfnisse des Geisteskranken ein 
Urtheil fällen können, ob die Pflegestelle für den Kranken geeignet 
sei oder nicht. Solche vorherige Bekanntmachung des Geisteskranken 
mit dem für ihn als Pfleger in Aussicht Genommenen habe ich aus­
nahmsweise noch vorgenommen dann, wenn der. Kranke es ausdrücklich 
wünschte; ferner wenn es mir auf Grund der mit demselben Kranken 
in anderen Pflegestellen schon gemachten Erfahrungen wünschens­
werth erschien. Die Unterlassung einer der Beantragung der Inpflege­
gabe vorausgehenden Bekanntmachung hat natürlich nicht gehindert, 
dass ausgesprochener \Videnville des Pfleglings gegen seinen Pfleger, 
der bei der Inpflegegabe sich zeigte, berücksichtigt und die Inpflegegabe 
ausgesetzt wurde; dies ist jedoch nur einige Male vorgekommen. Erst 
allmählich bin ich durch die Erfahrung dazu gekommen, von der 
anfänglich geübten Vorstellung abzugehen; denn es zeigte sich, dass 
es nicht gut sei, allzu viel Gewicht zu legen auf den ersten Ein­
druck, den Pfleger und Pflegling aufeinander machen. Ich habe nur 
zu oft bemerkt, dass ein Geisteskranker der in den ersten Tagen 
sich bei seinem Pfleger gar nicht wohl fühlen wollte, im Laufe der 
Zeit sich eingewöhnte lind sich vollkomm.en zufrieden befand; auf 
der anderen Seite anfangs vorhandener Enthusiasmus des Pfleglings 
für seinen Pfleger sich sehr bald soweit abkühlte, dass \Viederauf-
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nahme doshalb nothwendig wurde. Es ist besser, der Arzt f:ucht 
auf Gruml einer möglichst gonauen Kenntniss des Pfleglings und in 
Berücksichtigung der daraus sich ergebenden Bedürfnisse und der 
besonderen \Vünsche des Pfleglings die Auswahl einer passenden 
Pflegestelle selbst zu treffen aus der Zahl der dem Arzte hebmnten 
Pflegestellen, als dass man dem Pflegling, der auf Grund seiner 
persönlichen Beziehungen keine bostimnüe Pflegestelle in Y arschlag 
zu bringen vermag, mehr als nöthig Spielrau~n lässt bei der Auswahl 
seiner Pflegestelle; clie Urtheilsschwäche der Geisteskranken muss 
auch hier stark berücksichtigt werden. 

Eine besondere Form des Vorgangs bei der Inpflegega be kam 
dann zu Stande, wenn ein Geisteskranker, dem man den von ihm 
erwünschten Austritt aus der Anstalt aus irgend einem Grunde zu 
verweigern sich genöthigt sah, aus der Anstalt entwich und die Leute, 
bei denen er Aufenthalt genommen hatte, in der Anstalt sich ein· 
fanden, in der Absicht um Verhaltungsmaassregeln zu erbitten. Man 
konnte bei manchen dieser Vorkommnisse, wenn auch zmveilen mit 
grossen Bedenken, sich entschliessen, den Entwichenen denen in 
Pflege zu geben, die ihn beherbergten. Oefter misslang diese noth· 
gedrl.mgene Inpflegegabe, doch bei weitem nicht immer. Es kam 
auch vor,· dass der entwichene Kranke selbst in der Anstalt sich 
einfand, seine Anstaltskleider in ein Bündelehen gepackt abliefernd, 
und einen polizeilicheri ':Meldeschein über eine \Vohnung, die er sich 
besorgt, vorwies. Der ihn begleitende Vermiether, welcher ihn mit 
Kleidern versorgt hatte, erklärte sich bereit, ihn zu übernehmen. 
Es handelte sich h~cr meist um Kranke mit periodischen, sehr heftigen 
Aufregungszuständen, Alkoholisten und Epileptiker, welche zwar 
Monate lang ganz geordnet sich führen konnten, welche aber in Pflege 
zu geben man sich wegen ihrer hochgradigen Gemeingefährlichkeit 
während ihrer A ufregungszustäncle nicht hatte ontschliessen können. 
Auch hier konnte man einige Male auf die Bitton der Kmnken ein· 
gehen, und die Erfahrungen waren, wenn auch nicht immer, besser 
als man gefürchtet hatte. 

Nach Vollziehung der Inpflegegabe wird zwischen der 
Anstalts- Direction und dem Pfleger ein Vertrag nbge· 
s eh los s en, der die beiderseitigen Verpflichtungen festlegen soll. 
Und zwar erfolgte die A bschliessung des Vertrages in den ersten 
Jahren erst nach Ablauf einiger Zeit nach der Inpflegegabe, ·wenn 
man sah, dass der Pflcgling voraussichtlich sich würde wenigstens einige 
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Zeit in Pflege halten; später wurde der Vertrag sehr bald n a eh, 
selten auch gleichzeitig mit der Inpflegegabe vollzogen. In diesem 
Pflegevertrag verpflichtet sich d€r Pfleger dazu, den Geisteskranken in 
seinen Hausstand aufzunehmen, - ihn ausreichend zu beköstigen, -
ihm ein eigenes Bett zu gewähren, - auf Reinlichkeit und Ordnung 
bei ihm zu halten, - ihn in passender \<V" eise, aber ohne Ueber­
nnstrengung, zu beschäftigen, - ihn zu beaufsichtigen und dafür 
zu sorgen, dass er möglichst wenig allein auf die Strasse und in 
öffentliche Locale geht, - im Falle der Pflegling krank oder störend 
werden sollte, überhaupt bei wichtigen Vorkommnissen, welche den 
Kranken betreffen, der Direction unverzüglich Anzeige zu erstatten, -
für Instandhaltung der der Anstalt gehörenden Kleidung, -Wäsche 
und sonstigen Eigenthums Sorge zu tragen und ihren Verlust rnög­
Jichst zu verhüten - eine Controle der Pflegestelle durch die 
Direction bezw. deren Organe jederzeit vornehmen zu lassen und 
specielle Vorschriften derselben genau zu befolgen. Die Anstalt ver­
pflichtet sich zur Zahlung eines monatlich zu zahlenden Verpflegungs­
geldes und Lieferung der nothwendigen Kleidung, Leibwäsche und 
Beschuhung des Kranken. Aufgehoben kann der Vertrag seitens der 
Direction jederzeit werden, auf Ablauf der Vertragsdauer gekündigt 
seitens des Pflegers mit vierzehntägiger Frist. Abgeschlossen wird 
der Vertrag auf die Dauer eines Vierteljahres mit der Maassgabe, 
dass, wenn die Kündigung vor Ablauf der Kündigungsfrist unter­
bleibt, der Vertrag als verlängert gilt. Stempelung des Vertrages 
unterbleibt, da in dieser Fassung der Vertrag die stempelpflichtige 
Höhe von 150 1\Iark nicht erreicht. 

Der Pflegevertrag hat die Wichtigkeit, die man ihm Anfangs 
beilegen zu müssen glaubte, nicht behalten können. Es ergiebt sich 
dies aus dem Umstande, dass stets gleichzeitig mit der Constatirung 
der Nichterfüllung einer der vom Pfleger zu erfüllenden Bedingungen, 
die Nothwencligkeit gegeben ist, den Pflegling aus der Pflegestelle ~:u 

nehmen, und an eine von der Anstalt zu erzwingende Erfüllung des 
Vertrages nicht gedacht werden kann. Dies liegt in der Natur der 
Sache, da das Object des Vertrages die Verpflegung einer hülflosen 
Person von Seiten eines der Contrahonten ist, die diesem in die 
Hände gegeben ist. -Beim Abschluss des Vertrages geht die Direction 
von der Vermuthung aus, dass, weil die Prüfung der Pflegestelle 
keine Gründe dagegen ergeben hat, der Pfleger eine vertrauens­
würcHge Person sei. Erweist sich diese V ermuthung als hinfällig, 

Bothe. 3 
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so wird die Voraussetzung hinfällig, unter welcher sich die Direction 
überhaupt entschliessen konnte , den Gegenstand des Vertrages dem 
anderen Contraheuten anzuvertrauen.· Die Direction wird also im 
Falle Vertragsbruchs durch die Pfleger auf Erfi.illung des Vertrages 
nie dringen, sondern den V ertrug stets aufheben. Aber auch dann, 
wenn der Pfleger selbst nur den \Vunsch ausspricht, dass man ihm 
den Pflegling abnähme, wird man aus denselben Gründen wie bei 
Nichterfüllung des Vertrages dem durch umgehende Lösung des 
Vertrages nachzukommen haben und im Besonderen auf Einhaltung 
der Kündigungsfristen kein Gewicht legen dürfen. Es ist deshalb 
in jedem· Falle der Pflegling stets sofort verlegt oder vorläufig zur 
Anstalt zurückgenommen worden, wenn der Pfleger \Yünsche nach 
der Richtung hin äusserte, so unbequem dies auch manchmal yom 
Standpunkt der Verwaltung war. Denn es ist nicht gut möglich, 
einen Geisteskranken bis zum Ablauf der Kündigungsfrist in den 
Händen einer Person zu belassen, die desselben ledig sein möchte; 
weil er, auch ohne dass sein Zustand sich verschlechtert hat, aus 
irgend einem dritten Grunde plötzlich lästig geworden ist. Um un­
angenehmen Ereignissen möglichst vorzubeugen, kann im Gegentheil 
die Anstalt nur dringend wünschen , möglichst frühzeitig davon 
unterrichtet zu werden, ·wenn die Anwesenheit eines Pfleglings in 
einer Pflegestelle nicht mehr den ganzen Beifall seines Pflegers hat. 

In Bezug auf die rechtlichen Gonsequenzen ist die Versetzung 
eines Geisteskranken aus der Irrenanstalt in die der Verwaltung der 
Anstalt unterstehende Familienpflege nicht anzusehen als eine Ent­
lassung aus der Irrenanstalt, sondern die Inpflegegabe ist in dieser 
Beziehung einer Beurlaubung aus der Irrenanstalt gleich zu achten. Der 
Entfernung des Kranken aus den Räumen der Anstalt steht die Fort­
dauer der Fürsorge der Anstalt für den Kranken gegenüber. Dem­
entsprechend erfolgt auch keine Aufnahme -Anzeige an ·die Staats­
anwaltschaft bei der ·Wiederaufnahme eines bis zum Tage der \Vieder­
aufnahme dauernd und ununterbrochen in Familienpflege verpflegt 
gewesenen Geisteskranken. 
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Die Pfleger m1d die Pflegestellen. 

\Vird die Irrpflegegabe eines Geisteskranken m Aussicht ge­
nommen, so wird man zunächst stets geneigt sein, die Zurück­
versetzung des Kranken in die Verhältnisse, aus denen er kommt, 
:als das Nächstliegende zuerst zu versuchen. Erst wenn sich dies 
-als unausführbar erweist oder gewichtige Bedenken dagegen sprechen, 
wird man darauf bedacht sein, dem Geisteskranken eine ihm zu­
sagende neue Umgebung zu verschaffen. Ein grosser Theil der zu Ent­
lassenden hat Verwandte, welche natürlich, im Falle sie einen eigenen 
Hausstand haben, in erster Linie als Pfleger in Betracht gezogen zu 
werden verdienen. So werden Geisteskranke zu ihren Kindern, 
:andere zu ihren Eltern in Pflege gegeben, Männer zu ihren Ehe­
frauen und umgekehrt, andere kommen zu Geschwistern und ent­
fernteren Verwandten. Eine genauere Uebersicht über diese Ver­
hältnisse giebt die folgende Tabelle der während der Etatsjahre 
18\:l0/91 und 1891/\:l2 in Anspruch genommenen Pflegestellen bei 
Verwandten: 

1890/91 1891/92 

Männ-1 Weib·[ Pfieg· llliinn-1 Weib· I Pfteg~ 
liehe liehe linge liehe liebe liuge 

ln Pflegestellen bei den Eltern des 

I )~ )" 
Pfleglings . 17 16 33 

In Pflegestellen bei Kindern des 12 

Pfleglings . 4 13 17 
In Pflegestellen beim Ehegatten des 

Pfleglings . 33 2 35 60 2 62 
In Pflegestellen bei anderen V er-

wandten des Pfleglings . 7 21 28 16 36 52 

.Summe der Pflegestellen bei Ver-

" wandten der Pfleglm"e . . . . [ 52 I 46 I 98 I 97 I 67 ! 164 

In dieser Tabelle fällt zunächst auf die grosse Zahl der bei 
ihren Ehefrauen untergebrachten Ehemännern, 1890/\:l1: 33, 1891/92: 
60 , im Vergleich zu der geringen Zahl der bei ihren Ehemännern 
untergebrachten Ehefi·auen, 18\:l0/91: 2, 1891/92: 2. Es kann dies 
.aber bei näherem Zusehen nicht überraschen. Ist der Mann er-

3* 
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krankt und in der Anstalt untergebracht, die Frau aber gesund, so· 
hält die Frau die Familie zunächst noch ztfsammen; sie sucht, meist 
mit Unterstützung von Seiten der Armen-Direction, die Kinder zu 
ernähren, um sie bei sich behalten zu können. Die Frau versucht 
ferner, sobald es irgend angeht, den Austritt ihres Mannes aus der 
Anstalt durchzusetzen; auch wenn derselbe noch nicht im Stande 
ist, durch Arbeit zum Unterhalt der Familie beizutragen. Anders. 
ist es, wenn die Frau wegen Geisteskrankheit Aufnahme in der 
Irrenanstalt gefunden hat, während der Mann gesund ist. Die 
grösste Mehrzahl der Ehemänner aus den Klassen, welche das Haupt­
contingent zu den Insassen der Anstalt stellen, vermögen während 
des Anstaltsaufenthaltes ihrer Frau die Familie nicht zusammen­
zuhalten (die Kinder gehen in städtische Waisenpflege über oder 
Verwandte nehmen sich ihrer an), wenn der Mann nicht in der Lage 
ist, eine weibliche Person zur Pflege der Kinder anzunehmen; und 
er ist dies meistens nicht, da die Mittellosigkeit· der Familie durch 
die der Anstaltsaufnahme vorausgehende Krankheit der Frau nur 
vermehrt worden ist. Bessert sich dann der Zustand der Ehefrau 
und wäre Rückkehr in die Familie möglich, so zeigt sich hälifig, dass 
die Familie, welche die Frau bei ihrem Eintritt in die Anstalt 
zurückgelassen hat, nicht mehr besteht. Der Mann ist nicht selten 
ganz aus der Stadt verzogen und nicht erreichbar, auch wenn er die 
Scheidung nicht durchgesetzt hat. So ist denn die Frau darauf an­
gewiesen, in anderen Familien unterzukommen; dies ergiebt dann 
z. Th. das Uebergewicht der weiblichen Pfleglinge in Pflegestellen bei 
Kindern der Pfleglinge (1891/92 13 gegen 4 männliche) und bei 
anderen Venvandten (36 gegen 16 männliche). 

Zur Uebernahme eines geisteskranken Angehörigen aufgeforderte 
nähere Verwandte übernehmen die Pflege desselben meistens gern. 
Wenn Bereitwilligkeit nicht vorhanden ist, stellt sich dieselbe häufig 
noch ein, nachdem der Kranke einige Zeit in Pflege bei Fremden 
sich gut gehalten hat. An dem hin und wieder hervortretenden 
Widerspruch Verwandter gegen den Austritt Angehöriger aus der Anstalt 
in Pflege zu Fremden hat man sich nicht gekehrt. Nachdem die 
Verwandten die Uebernahme der Pflege abgelehnt hatten, wurde, 
wenn der Kranke sonst geeignet war, trotz des 'Widerspruches der­
selben die Inpflegegabe stets ausgeführt. 

Eine sehr grosse Zahl Kranker ist ohne jeden verwandtschaft­
lichen Anhang in Berlin. ·Für diese bleibt nichts übrig, als fremde 
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"Familien in Anspruch zu nehmen, um sie in Pflege unterbringen zu 
können. Und zwar gilt dies von dem grössten Theile der in 
Familienpflege untergebrachten Geisteskranken, wie aus der folgenden 
'Tabelle über die Gesammtzahlen (berechnet ·aus Bestand am Anfang 
des Etatsjahres plus Zugang wäj:uend desselben) der im Laufe zweier 
Jahre in Anspruch genommenen Pflegestellen hervorgeht. 

1890/91 1891/92 

Männ-1 Weib-~ Pfleg- Männ-1 Weib-~ Pfleg-
liehe liehe Iinge liehe liehe Iinge 

~n Pflegestellen bei Verwandten . 52 

I 
46 

I 
98 

I 
97 

I 
67 

I 
164 

» » )) Fremden 50 100 150 104 146 250 

Summe 102 I 146 I 248 I 201 I 213 I 414 

Für einen Theil der Geisteskranken ohne Verwandtschaft in 
13erlin wurde ein Anhalt gefunden bei früheren Logirwirthen cler­
:selben, bei Familien von früheren Arbeitseallegen oder Arbeitgebern 
und von Bekannten, die während der Krankheit derselben ihr 
{:lauerndes Interesse an ihnen durch Besuche in der Anstalt kund ge­
geben und so ein Verhältniss unterhalten hatten. Zur Unterhaltung 
.solcher Beziehungen trägt die vom Publikum sehr ausgiebig benutzte 
Einrichtung der ordentlichen Besuchstage in erwünschter Weise bei. 
Diese besteht darin, dass an einem bestimmten Tage in jeder Woche 
und ausserdem Sonntags Besuch nicht bloss der Angehörigen, son­
elern auch von Freunden und Bekannten zu allen Kranken der Irren­
anstaltDalldorf, bei denen dies nur irgend angängig erscheint, zugelassen 
wird. In jedem Pavillon sind besondere Räume für diesen Zweck 
vorgesehen, in denen die Besucher mit den Kranken tmter Aufsicht 
je eine Stunde in Unterhaltung verweilen. Im Etatsjahre 1890/91 
fanden sich neben zugelassenen ausserordentlichen Besuchern an 264 
ordentlichen Besuchstagen auf einen durchschnittlichen täglichel,l 
Krankenbestand von 1341 ;Köpfen 22 000 Besucher ein,*) im Etats­
jahre 1891/92 an eben soviel Besuchstagen auf einen Durchschnitts­
bestand von 1344 Köpfen 23 000 Besucher.**) Daneben war die 
Privatcorrespondenz der Geisteskranken mit Angehörigen und Be-

*) Verwaltungs- Bericht des Magistrats zu Berlin auf die Zeit vom 
1. April 1890 bis 31. März 1891. No. XVIII. Bericht über die Städtische 
Irrenpfiege. Seite 10. 

**) Dasselbe über die Zeit vom 1. April 1891 bis 31. März 1892. Seite 12. 
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kannten zu diesem Zweck besonders zu pflegen; es gelangten im 
Etatsjahre 1891/92 1862 Postkarten und 1129 Briefe von Seiten der 
Kranken zur Absendung. *) 

Um eine weitere Anzahl Kranker kümmert sich aber während 
ihres Aufenthaltes in der Anstalt Ni~mand, oder die Anfangs ihnen 
durch Besuche kundgegebene Theilnahme erkaltet, wenn der Anstalts­
aufenthalt länger dauert. Für diese muss die Fürsorge der Anstalt 
einsetzen, um ihnen eine geeignete Familie als Pflegestelle zu er­
mitteln. Für manche der Kranken dieser Categorie gelingt es noch, 
eine Anknüpfung zu finden durch Anfragen bei Personen, deren 
Adresse sich der Kranke als ihm früher bekannt erinnert. Das 
Verfolgen dieser Beziehungen hat manchmal seine grossen Schwierig­
keiten. Jedoch ist im Allgemeinen der Grundsatz durchgeführt worden, 
auf des Kranken V arschläge, zu bestimmten Personen in Pflege ge­
geben zu werden, die er von früher her kennt und die ihr Interesse 
für ihn bezeugt haben, solange einzugehen und V ersuche zur An­
knüpfung von Beziehungen zu machen, als sich die Unmöglichkeit 
eine~ Erfolges nach der Richtung herausgestellt hat. Die Versuche 
haben häufig recht gelohnt. Denn die Wahrscheinlichkeit, dass eÜl 
Geisteskranker in der \Velt wieder festen Fuss fasst und, wenn auch 
vielleicht nur auf kürzere Zeit, in eigene Fürsorge übergehen kann, 
ist dann die grössere, wenn man ihn nach Möglichkeit seiner früheren 
Umgebung nahe bringt, und ihn in die Verhältnisse wieder einsetzt, 
aus denen er gerissen wurde, als er nach der Anstalt kam. 
Es kamen Fälle vor, wo recht schwachsinnige Menschen, die wegen 
auftretender Erregung oder pathologischer Affectzustände in die An­
,stalt gelangt waren, und selbst Paranoiker zu früheren Principalen in 
Pflege gegeben, nach kurzer Zeit die Pflegschaft in ein Arbeitsverhält­
niss verwandeln und wieder in eigene Fürsorge übergehen konnten. 

Dem 'eben Gesagten gegenüber, dass man die vom Kranken 
selbst ausgehenden Anregungen stets in erster Linie berücksichtigen 
soll, steht eine andere Erwägung gegenüber, durch welche jene Be­
strebungen auf ihr rechtes Maass zurückgeführt werden. Man darf 
auch nicht zu weit gehen darin, den Spuren der Kranken zu folgen: 
Namentlich ist allzu grosser Zeitverlust zu vermeiden; nöthigen Falles 
dadurch, dass man den Kranken vorläufig zu ihm Fremden in Pflege 
giebt 'Und, nachdem man die Anknüpfung früherer Beziehungen von 

*) Dasselbe über die Zeit vom 1. April 1891 bis 31. März 1892. Seite 12. 
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dieser Pflegestelle aus vorgenommen hat, Wechsel der Pflegestelle 
eintreten lässt. Auch nach einer anderen Richtung hin ist Vorsicht 
hier geboten; man kommt manchmal mit recht dunklen Ehren­
männern in Berührung, wenn man der früheren Umgebung der 
Geisteskranken nachgeht. Häufig ist auch die hygienische Be­
schaffenheit cler \Vohnungen der vom Kranken Vorgeschlagenen eine 
solche, dass dieselben als Pflegestellen abgelehnt werden müssen. 

Abgesehen von dem· Grunde, dass in der früheren Umgebung 
des Kranken eine geeignete Pflegestelle nicht ausfindig zu machen 
ist, ist man am öftesten deshalb genöthigt, dem Kranken gänzlich 
Fremde als Pfleger in Anspruch zu nehmen, weil Niemand zu finden 
ist, der an dem Kranken Interesse nimmt. Es dies im Getriebe 
einer Stadt von der Grösse Berlins wohl begreiflich, bei Kranken, 
die vielleicht jahrelang in der Anstalt Aufenthalt hatten und schon, 
ehe sie in die Anstalt kamen, durch ihre Eigenschaften wenigstens 
nicht· gerade dazu beitrugen, dass ihnen besondere Theilnahme mit­
gegengebracht wurde. In den Anfangsjahren, als die Einrichtung 
der Familienpflege in der Entwickelung und in Berlin unter der 
Bevölkerung noch unbekannt war, fanden sich in der Vorortsbevölke­
rung, die sich im Laufe der Jahre in der Umgebung der Anstalt 
auf _den Gemeindebezirken Dalldorf und Reinickendorf angesiedelt 
hatte, genügend viele Familien, die geneigt und geeignet waren, 

-Geisteskranke bei sich aufzunehmen. Diese Bevölkerung besteht 
meistens aus Arbeitern, kleinen Handelsleuten, Handwerkern, auch 
einigen verheiratbeten Wärtern der Irrenanstalt. _In diesen Familien 
ist der Mann Tags über seiner Beschäftigung nachgehend auswärts; 
die Frau bleibt zu Hause mit ihrer Wirthschaft und den Kindern 
beschäftigt und ist wohl geeignet, eine weibliche Kranke, die z1_1gleich 
an ihrer Arbeit mit den Kindern und der Besorgung des Hauswesens 
theilnimmt, bei sich aufzunehmen. Um auch geeignete männliche 
Kranke, für welche die Beschaffung zahlreicherer Pflegestellen Anfangs 
grössere Schwierigkeiten machte, in vermehrter Weise unterbringen 
zu können,· wurde in den Anfangsjahren der Einrichtung eine Notiz 
in die Tagespresse gebracht des Inhalts, dass die Anstalt beabsich­
tige, ruhige männliche Geisteskranke gegen ein angemessen hohes 
Pflegegeld in Familienpflege unterzubringen. Nur theilweise in Folge 
dieser Notiz, mehr durch das allmähliche Bekanntwerden der Ein­
richtung hat sich im Laufe der Jahre die Zahl der angebotenen 
Pflegestellen vermehrt, auch für Männer, sodass die Inpflegegabe, 



- 40-

wenn für angemessen gehalten, aus Mangel an geeigneten Pflege­
stellen nie zu unterbleiben brauchte. ·während Anfangs nur in der 
Umgebung der Anstalt zahlreiche Pflegestellen sich fanden, liefen 
später imnier zahlreichere Angebote von Pfleg~stellen aus Berlin ein, 
sodass das Angebot stets das Bedürfniss weit überstieg. Das ist ein 
grosser Vorthcil für das Gedeihen der Einrichtung. Die vorhandene 
grosse Auswahl erleichtert das Individualisiren; auch ist es so leicht 
möglich gewesen, alle auch nur im mindesten zu Bedenken Anlass 
gebende Pflegestellen nach und nach fallen zu lassen und die An­
sprüche immer höher zu schrauben. 

Gemäss der Verschiedenheit des Vorganges, welcher zur In­
pflegegabe führt, sind die Pflegestellen zweierlei Art. In dem einen 
Falle handelt es sich darmn, dass die Pfleger einen bestimmten 
Kranken in Pflege zu nehmen sich entsehliessen, sei es ein näherer 
oder entfernterer Verwandter von ihnen, oder sei derselbe durch 
irgend eine andere von früher her vorhandene Beziehung mit ihnen 
verbunden. In dem anderen Falle richtet sich der \Vunsch der 
Pfleger darauf, überhaupt einen Geisteskranken in Pflege zu bekom­
men. Diese zwei Categorien von Pflegestellen sind als grundsätz­
lich verschieden auseinander zu halten und die Pfleger verschieden 
zu behandeln. Die Pflegestellen, welche in Entsprechung eines Ge­
sucl1es um einen bestimmten Geisteskranken besetzt wurden, stellen 
1J1osse »Gelegenheits-Pflegestellen « dar. Kommt der Pflegling, 
mit dem sie besetzt sind, zur "Wiederaufnahme oder tritt er aus 
irgend einem auelern Grunde aus der Pflegestelle aus, so kommt die 
Pflegestelle kaum je zur \Viederbesetzung mit einem auelern Kranken, 
da der Pfleger nur aus Interesse an dieser einen bestimmten Person 
hande).te, als er den Kranken in Pflege nahm. Anders bei den 
zahlreichen Pflegestellen, welche ihren Antrag nicht auf einen be­
stimmten Kranken richteten, als sie ihr Gesuch einreichten. Diese 
stellen einen Stock von Pflegestellen dar, welche zur Besetzung ver­
fügbar sind für Geisteskranke, die einen Anhalt in der ·w elt nusser­
halb der Anstalt nicht mehr haben. Eine solche Pflegestelle wird 
nacheinander mit einer Reihe Pfloglinge besetzt, wenn sie sich auf 
die Dauer als geeignet erweist. Diese Pflegestellen werden dachweh 
zu »ständigen Pflegestellen «. Den Pflegern wird mau im 
Laufe der Jahre immer grösseres V ortrauen schenken können; sodass 
auch schwierigere Kranke ihnen anvertraut werden können, die man 
unter auelern Umständen, wenn für ihre Verpflegung diese Pfleger 
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nicht zur Verfügung ständen, ohne weiteres als der Anstaltspflege 
durchaus bedürftig hätte hinstellen müssen. Eine Anzahl solcher 
Pflegestellen sind in Gebrauch seit dem Bestehen der Familienpfloge 
und bilden für sie einen werthvollen Grundstock. 

Der \Yerth der Gelegenheits-Pflegestellen und der ständigen Pflege­
stellen ist ein sehr verschiedener. Es ist kein Zweifel, dass die Gelegen­
heits-Pflegestellen, welche auf Grund besonderer Beziehungen hin, die 
der Kranke hat, in Benutzung gezogen werden, im Allgemeinen weniger 
bieten als die ständigen Pflegestellen, die in so grossor Auswahl zu Ge­
bote stehen. Die Inhaber der auf \Vunsch der Kranken besetzten Ge­
legenheits-Pflegestellen betrachten die Sache nur zu häufig als eine be­
sondere Gefälligkeit, die sie dem Kranken erweisen, und nehmen 
denselben dafür entsprechend in Anspruch. Oft finden sie sich nur zu 
schnell in ihren Erwartungen getäuscht und zeigen dann gar keine Ein­
sicht darin, dass sie Verpflichtungen eingegangen sind. Das Interesse 
der Kranken und das Uebemngebot geeigneter ständiger Pflegestellen 
lässt es ja leicht erscheinen, in diesem Falle auf die Dienste des 
Pflegers zu verzichten. Da dann aber- doch noch eine ständige 
Pflegestelle in Anspruch genommen werden muss, wäre diese Episode 
besser zu vermeiden gewesen. Ist mit Sicherheit anzunehmen, dass 
ein Kranker, der keine Angehörigen besitzt, auf die Dauer hülfs­
bedürftig bleiben wird, so ist es fast immer besser, man giebt ilm 
in eine ständige Pflegestelle, da die ·V ortheile des leichteren U eber­
gangs in die eigene Fürsorge, welche durch die Gelegenheits- Pflege­
stellen besser gewahrt werden, hier zu erstreben ohne Belang ist. 

Die Triebfeder für die Verwandten, ihre geisteskranken An­
gehörigen in Pflege zu nehmen, ist eine verschiedene gewesen, indem 
in der einen Reihe der Fälle die nächste Veranlassung dazu von den 
Angehörigen selbst ausging, welche den dagegen gleichgültigen Kranken 
wieder zu sich nahmen. Oefter waren hierbei zweifellos materielle 
Erwägungen für die Angehörigen maassgebend, d!e ohne das Pflege­
geld zur liebernahme der Pflege nicht zu bewegen gewesen wären. 
In anderen Fällen wurden die Angehörigen bestimmt durch den 
drängenden Kranken, der seine Entfernung aus der Anstalt wünschte, 
oftmals theilweise gegen ihren eigentlichen Willen in Folge Ein­
wirkung von Seiten der die Entfernung des Kranken aus der Anstalt 
betreibenden Anstaltsleitung. In anderen Fällen kamen sich die 
·wünsche des Kranken und der Angehörigen entgegen, so namentlich, 
wenn der Ehemann -zu seiner Ehefrau in Pflege gegeben wurde. 
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Die Triebfeder wohl für die Meisten der Pfleger, welche Geistes­
kranke, die ihnen nicht verwandt waren, in Pflege nahmen, war die 
Lust, einen kleinen Gewinn zu erzielen; sei es durch Verwendung 
der Arbeitskraft des Pfleglings, sei es unmittelbar. Ich habe nicht 
gefunden, dass diese Veranlassung der Uebernahme die Pfleger 
gehindert hätte, ihre Pflicht zu thun und die Geisteskranken orclent­
lich zu verpflegen. Es wäre ja auch nicht mehr als recht und billig, 
wenn diese Pfleger, die mit der Aufnahme eines Geisteskranken in 
ihre Familie mancherlei Unannehmlichkeiten in Kauf nehmen müsserr, 
ein Aequivalent dafür in der Form eines kleinen materiellen Gewinnes 
hätten. Ich meine aber, dass die Meisten einen solchen Gewinn 
nicht gehabt haben. Die wenigsten der Menschen der Klasse, welcher 
unsere Pfleger in der Mehrzahl angehörten, sind gewöhnt, einer Sache 
durch eine genaue objective Berechnung auf den Grund zu gehen. 
Das grosse Stück baaren Geldes am ers.ten des Monats ist das Lockende 
und, wie es scheint, diesen Leuten vielfach in der That mehr werth 
als die Erzielung eines Gewinnes. Es gehört zu den Lebensgewohn­
heiten dieser Klasse, ihre täglichen Ausgaben dem anzupassen, was 
sie in der Hand haben, sodass es ihnen in Folge clcr meist wöchent­
lichen I~ohnzahlung schwer wird, mn Ersten des Monats über das 
Nöthige zur W ohnungsmiethe zu verfügen. Ein eigentlicher Gewinn 
wurde wohl nur in den wenigen Fällen erzielt, wo Inehr als zwei 
Pfleglinge in einer Pflegestelle untergebracht waren, namentlich wenn 
es sich um männliche Geisteskranke handelte, die noch etwas arbeiten 
konnten; doch waren dies gerade alle recht unangenehme Kranke, 
Potatoren, Epileptiker, die zuweilen gewaltthätig wurden. Es war in 
diesen Fällen der materielle Gewinn nur die billige Gegenleistung 
der Anstalt für die Ahnahme schwierig zu behandelnder Geistes­
kranker. Nicht selten war aber auch die Triebfeder der Uebernahme 
des Pfleglings eine durchaus andere als die, einen Gewinn zu erzielen. 
Es handelte sich da z. B. um kinderlose Eheleute. Der l\Iann ist 
Tags über auf Arbeit ausser dem Hause; die Geisteskranke, welche 
aufgenommen wird, ist mehr dazu bestimmt, der Frau, die allein zu 
Hause sitzt, Gesellschaft zu leisten, als ihr bei ihrer wenigen häus­
lichen Arbeit zu helfen. Es giebt derartige Pflegestellen, wie geschaffen 
zur Aufnahme einer geisteskranken Person, deren etwaige Sonderbar­
keiten mit Liebe betrachtet werden, vielleicht gar als erwünschte 
Abwechselung in dem einförmigen Leben Inaneher einfacher Leute. 
Ein ähnliches Beclürfniss nach einer Person, die der Fi.hsorge bedürfte, 
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war vorhanden bei manchen einzelstehenden Frauen, die eine geistes­
kranke Person aufnahmen und wahrhaft mütterlich besorgten. 

Das gegenseitige Verhältniss zwischen Pflegling und 
Pfleger war fast immer ein gutes; war es dies nicht, so wurde 
Veränderung erstrebt durch Verlegung. Das Verhältniss war öfter 
ein sehr freundschaftliches; wenn der Pfiegling der Jüngere war, kam 
ein dauerndes wärmeres Gefühl cler Anhänglichkeit an seinen Pfleger 
auf Seiten. des Pfieglings nicht selten zu Stande. Kam es ja doch 
vor, dass der Pflegling, vielleicht eine \V aise, zum ersten Male 
mütterliche Fürsorge kennen lernte. Und auch die Pfleger gewannen 
oft ein tiefer gehendes Interesse an ihrem Pflegling, das nach einer 
etwa nöthig geworclenen \Yiecleraufnahme nkht erlosch, sondern in 
Besuchen bei dem in der Anstalt befindlichen Geisteskranken zum 
Ausdruck gelangte. Dies war natürlich nur die Ausnahme von 
dem gewöhnlichen mittleren Fall. Die entsprechende Abweichung 
nach der anderen Seite fehlte auch nicht; es war aber unser 
Bestreben, solche Verhältnisse möglichst schnell zu lösen. Es ist 
hier anzumerken , dass, wenn Pfleger und Pflegling in kein gutes 
Verhältniss miteinander kamen, der Grund dafür sowohl die Un­
geeignetheit des Pflegers, Pfleglinge zu halten, sein konnte, als auch 
die Ungeeignetheit des Pfleglings für die Familienpflege, ebenso oft 
aber auch die Ungeeigncthcit beider Theile nur eine relative war und 
durch eine Veränderung, @inen Austausch die vorher vermisste 
Harmonie hergestellt wurde. 

Das Ueberangebot von Pflegestellcn, das sich im Laufe 
der Jahre immer mehr geltend machte, als die Einrichtung bekannter 
wurde, lässt sich durch oben dargelegte Ursachen allein keinenfalls 
erklären. . Die Erklärung für dieses U e berange bot von Pflegestellen 
liegt tiefer; es ist wohl begründet in den vV ohnungsverhältnissen, 
denen Berlin und die näheren Vororte Berlins in gleichem Maasse 
unterliegen. Das Zusammenwirken einer !leihe von Umständen, 
deren Besprechung nicht hierher gehört, hat dazu geführt, dass die 
Miethspreise der vVohnungen in dem genannten Gebiet eine Höhe 
erreicht haben, welche den Theil der Bevölkerung, welcher sich aus 
Arbeitern, kleinen Handels- und Gewerbetreibenden, kleinen Beamten 
zusammensetzt, nöthigt, einen grossen Theil ihres Einkommens für 
die vVohnungsmiethe auszugeben, auch wenn er sich auf die aller­
nothwendigsten Häume beschränken will: das wären zwei Häume, 
einer davon mit Kochherd. Der Preis für derartige Wohnungen, im 
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Hintorgebäude gelegen, beträgt, von Kellerwohnungen abgesehen, je 
nach der Lage 190 bis 330 J\Ik.; erstere Preislage nur selten vorkommend 
in abgelegenen Gegenden, letztere in den dem Centrum näher gelegenen. 
Im Mittel dürfte eine Familie bei obigen Ansprüchen 210 bis 240 Mark 
für eine in den Arbeitervierteln gelegene \Yohnung auszugeben haben. 
Dieser Betrag ist ein so hoher Antheil des Jahreseinkommens der in 
Rede stehenden Klasse, dass allerlei Auskunftsmittel ergriffen werden, 
um einen Theil der Ausgabe von sich abzuwälzen. Das eine der­
selben ist die Aufnahme von Schlafburschen in die \Vohnung. \V as 
für eine entsetzliche Last diese Aufnahme fremder Menschen in die 
Familie ist, davon habe ich mich oft genug überzeugen können. 
Ein grosser Theil der Angebote von Pflegestellen geht von Leuten 
aus, welche die Vermiethung an Schlafburschen übler Erlebnisse 
wegen aufgegeben haben. Es ist begreiftich, dass diese auch eine 
beträchtliche Störung ihres Familienlebens durch geisteskranke Pflog­
linge, über welche ihnen eine gewisse Autorität auszuüben gelingt, 
gern und gedu~dig ertragen, als ein kleineres U ebel im V orgleich zur 
Anwesenheit von Schlafburschen in ihren \V ohnungen. 

Jede Benutzung einer \Vohnung als Pflegestelle für 
einen Geisteskranken hat eine Prüfung der \Vohnung und 
der persönlichen Verhältnisse des Inhabers derselben zur 
Voraussetzung, wenn ein nahes verwandtschaftliches Verhältniss 
nicht besteht zwischen dem Geisteskranken und dem U ebernehmer 
seiner V erpfiegung. Zum Zwecke dieser Prüfung stehen der Anstalts­
Direction über Pflegestellen in Berlin die Auskunft von Seiten zweier 
Behörden zur Verfügung: der Bezirks-Armen -Commissionen und der 
Revierämter der Polizei, über solche in den Vororten die der Orts­
polizeibehörde. 

Die Armen- Diraction hat es der Diraction der Anstalt anheim 
gegeben, mit Umgehung des Instanzenweges sich der Armen­
Commissionen zur Begutachtung der Pflegestellen zu bedienen. Die 
Armen-Commssionen haben Anweisung von der Armen-Direetion, auf 
Ersuchen der Direction der Irrenanstalt die nachgesuchte Prüfung der 
Pflegestellen stets umgehend vorzunehmen und binnen spätestens 
acht Tagen das Gutachten üher die Tauglichkeit der Anstalt zugehen 
zu lassen. Ebenso hat das Polizei-Präsidium der Direction anheim­
gegeben, Anfragen über die wohnlichen und sonstigen Verhältnisse 
der Personen, welche Antrag auf Ueberlassung von Pfleglingen gestellt 
haben, unmittelbar an die Revier- Aomter zu richten. Von diesen 
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Befugnissen wird dergestalt Gebrauch gemacht, dass, wenn es sich 
um einen Antrag auf Uebernahme der Pflege eines bestimmten 
Geisteskranken, also um eine Gelegenheitspflegestelle, handelt, meist 
nur an die Polizeibehörde Anfrage gerichtet wird, bei Anträgen auf 
Ueberlassung von Pfleglingen im Allgemeinen aber an beide Behörden. 
Die Erkundigung beim Revieramt würde wohl stets genügen; die 
Erkundigung bei der Armen - Commission erfolgt, um zu erfahren, 
ob auch dieser die Pflegestelle genehm ist. Auf die Meinung der 
Armen-Commissionen wird um deswillen Gewicht gelegt, damit nicht 
Schwierigkeiten zu gewärtigen sind beim etwaigen Uebergang des in 
der Pflegestelle befindlichen Geisteskranken aus der Familienpflege 
der Anstalt in die der Armen-Direction unterstehende offene Armen­
pflege. Die Auskunft der Polizei besteht meist in Angaben rein 
thatsächlicher Natur: eine sehr genaue Beschreibung der vV ohnung, 
~öhe des :Miethspreises, Angaben über Beschäftigung, Arbeitsverdienst 
und Persönlichkeit des Antragstellers. Die Auskunft der Armen­
Commission enthält meist ein Gutachten über die Tauglichkeit der 
\V ohnung von allgemeineren Gesichtspunkten aus. ·so ergänzen sich 
die Angaben der Behörden; manchmal weichen sie auch nicht unbeträcht­
lich von einander ab und geben ein verschiedenes Bild der Verhält­
nisse. Die Armen-Commission spricht sich zuweilen gegen eine 
Pflegestelle aus, welche die Polizei empfiehlt. Auch das Umgekehrte 
kommt vor, aber seltener; es handelt sich dann meist um Thatsachen, 
die der Armen-Commission nicht bekannt sein konnten, z. B. V ar­
strafen älteren Datums. Im Beclürfnissfalle wird die Entscheidung 
getroffen auf Grund eines dritten Berichtes, welchen der mit der 
Bearbeitung der Pfleglings - Angelegenheiten beauftragte Arzt zu 
erstatten hat. 

Da die Benutzung der an die Person eines bestimmten Geistes­
kranken geknüpften Gelegenheitspflegestellen nach Erledigung der­
selben für die Belegtmg mit einem anderen Geisteskranken kaum 
wieder in Frage kommt, werden die der Belegung _vorausgehenden 
Verhancllungen in den Personal~Akten der Geisteskranken, auf die 
sich die Gesuche beziehen, bearbeitet und eine besondere Nachweisung 
über diese Pflegestellen nicht geführt. Dagegen wird über die 
ständigen Pflegestellen eine Liste geführt, in welcher die als zulässig 
Befundenen eingetragen werden. Diese Pflegestellenliste, welche 
eine Uebersicht über die verfügbaren Pflegestellen giebt, ist für die 
Entwickelung der Familienpflege von grosser Bedeutung geworden. 
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Es ist eme V orbeclingung des Gecleihens dieser Einrichtung, über 

einen recht grossen Vorrath unbesetzter Pflegestellen zu verfügen. 

Man muss diesen V orrath nur in der richtigen vVeise verwerthen 

und nicht etwa gerade die Grösse des Vorraths, den die Liste auf­

weist und in dem das wirklich Brauchbare unter vielem Unbrauch­

barem versteckt ist, sich zum Hinderniss werden lassen. 

\V enn man für einen Pfiegling, zu dessen Inpflegegabe eine 

Anknüpfung sich nicht gefunden, eine Pflegestelle aus der Liste in 

Benutzung zu ziehen sich entschliesst, wird man bestrebt sein, eine 

besonders passende Pflegestelle, womöglich unter allen die geeignetste 

aus möglichst zahlreichen auszusuchen und nicht etwa zu irgend 

einer beliebigen Pflegestelle, von der gerade Antrag vorliegt, greifen. 

Ebenso wenig ist es zu empfehlen, in rein schematischer \Veise 

Pflegestellen aus jener Liste der geprüften, zur Besetzung vor­

gemerkten Pflegestellen etwa der Reihenfolge der Eintragung nach, 

oder sonst von äusserlichen Gesichtspunkton aus die Pfleger zur 

Uebernahme von Pfleglingen aufzufordern. Neben anderen Uebel­

ständen führt dieses Verfahren die ärgerlichsten Verzögerungen mit 

sich; da die Pflegestellenliste naturgernäss nicht mit den thatsächlieh 

vorhandenen V erhäJtnisson übereinstimmen kann. Vom Eingange 

des Gesuches bis zur Eintragung in das V erzeichniss vergehen unter 

Absolvirung der behördlichen Prüfungen eine Reil1o von Wochen; 

bis von einer solchen eingetragenen Pflegestolle Gebrauch zu machen 

Bedürfniss da ist, können dann noch Monate vergehen. Bis dahin 

kann sich dann sehr viel verändert haben; die Leute sind verzogen, 

haben eine andere, vielleieht kleinere vV ohnung gemiethet; sie haben 

zuweilen darauf verzichtet, überhaupt Pfloglinge zu nehmen; haben, 

nachdem sie in Erwartung der Besetzung ihre Bäume haben monate­

lang leer stehen lassen, dieselben an Schlafburschen oder andere 

Aftermiether yermiethet und reagiren auf eine Aufforderung zur 

Uebernahmc yon Pfleglingen überhaupt nicht; was noch das 

kleinere Uebel ist im Vergleich zu dem Falle, dass sie die unter­

dass erfolgte Vermiethung von vVohnungstheilen ganz verschweigen 

und den Geisteskranken noch übernehmen. Um alle diese Un­

zuträglichkeiten zu vonneiden, ist es durehaus erforderlich, aus der 

Pflegestellen - Liste eine für den Fall besonders geeignete und zur 

Besetzung auch wirklich frei stehende auszuwählen auf Grund persön­

licher Kenntniss der Pflegestelle oder nochmaligen Informationsbesuchs 

in ihr; nur dadurch wird man es yermeiden können, unliebsame 
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Verzögerungen durch wiederholtes Versagen der Aufforderm1gen zur 
Uebernahme von Pfleglingen an Leute, die längst darauf verzichtet 
haben, Pfleglinge zu nehmen, oder gar unangenehme Ueberraschungen 
in Folge Yon nach der behördlichen Prüfung in der Pflegestelle ein­
getretenen Veränderungen zu erleben. Nicht allein für die Inpflege­
gabe ist eine recht grosse Auswahl bietende Pflegestellenliste, welche 
ansgie1Jiges Individualisiren erlaubt, nothwendig; eine nicht gmingere 
Bedeutung hat dieselbe für den PflegestellenwechseL Es ist für das 
Gedeihen der Familienpflege durchaus erforderlich, dass man in der 
Lage ist, Wünschen nach Wechsel der Pflegestelle, die von den in 
Pflegestellen befindlichen Kranken geäussert werden, in einer auf 
Einzelheiten eingehenden 'N eise zu entsprechen. 

Die Prüfung der Pflegestellen und die Eintragung der für ver­
wendbar gefundenen in das V erzeichniss der vorgemerkten Pflege­
stellen war der einzige Act, durch welchen die Pflegestellen als solche 
creirt wurden. Dem Pfleger wurde eine 1\Iittheilung gemacht'· dass 
diese Eintragung geschehen, aber irgend welche Gewähr dafür, dass 
die Anstalt von der Pflegestelle auch würde Gebrauch machen, war 
damit nicht verbunden. Bei der sodann erfolgenden Besetzung der 
Pflegestelle, fanden auch keinerlei matmielle Aufwendungen von 
Seiten der Anstalt statt durch Gewährung von Gegenständen, etwa 
zur Bettung des KrankeR. Dass von einer Lieferung von Gegen­
ständen zur Bettung, Bettstelle, Bettwäsche u. s. w. abgesehen werden 
konnte, ist für die gedeihliche Entwickelung -der Einrichtung von 
der grössten -Wichtigkeit gewesen. Es kam eine eigentliche »Ein­
richtung« der Pflegestelle vollständig in Wegfall, während eine solche 
an auelern Orten, wo man die Familienpflege einrichtete, nicht zu 
umgehen gewesen , da man genöthigt war, Bettstellen und Bettzeug 
in die Pflegestellen zu geben. Dadurch wurde das Verhältniss der 
Irrenanstalt Dallclorf zur Pflegestelle ein gänzlich anderes, als es der_ 
Fall gewesen wäre, wenn Aufwendungen für die Pflegestelle gemacht 
worden wären. Die Aufwendung für die Pflegestelle von Seiten der 
Anstalt hatte sich auf die Untersuchm~g der wohnlichen und persön­
lichen Verhältnisse des Pflegers beschränkt. Ein Interesse daran, 
irgend eine der Pflegestellen dann auch wirklich zu besetzen, hatte 
die Anstalt nicht, da keinerlei der Anstalt gehöriges Gut in ihnen 
angelegt war. Das Interesse daran, dass die Pflegestelle besetzt, be­
züglich nach etwaiger Erledigung wieder besetzt würde, hatte ·nur 
der Pfleger, und es war des Pflegers Sache, durch möglichst· gute 
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Abwartung des Pfleglings bei der Anstalt erst em Interesse dafür zu 
erwecken, dass seine Pflegestelle nach einer etwaigen Erledigung wieder 
besetzt würde. Gelang ihm dies nicht, so hat die Anstalt keine 
Veranlassung, sich mit der Pflegestelle weiter zu befassen. Dadurch 
kommt im Verein mit dem Ueberangebot geeigneter Pflegestellen 
die für die Einrichtung der Familienpflege so nothwendige Flüssig­
keit und Leichtbeweglichkeit der Verhältnisse zu Stande. Die 
Streichung der Pflegestelle im Verzeichnisse genügt, um sie zu be­
seitigen; die Eintragung einer anderen nach günstigem Bescheid der 
Erkundigungen um eine neue zu schaffen. 

Die Anforderungen, welche für die Pflegestellen zu stellen 
sind, beziehen sich auf die \Vohnung, die Persönlichkeit der Pfleger 
und der sonst noch an der \V ohnung theilhabenclen Personen. In 
Betreff der Anforderungen an die räumlichen Verhältnisse der Pflege­
stelle nimmt die Polizeibehörde in Berlin die Bestimmungen der 
Verordnung über das Schlafstellenwesen vom 17. Dec. 1880*) zum 
Maassstab bei ihrer Prüfung. In dieser Verordnung ist ein Mimlest­
maass an Schlafraum festgesetzt, unterhalb dessen auch die Polizei 
eine weitere Besetzung der \V ohnräume mit Menschen unzulässig 
findet. Eine inhaltlich gleiche Verordnung hat der Regierungspräsi­
dent von Potselam für die Kreise Nieder-Bamim und Teltow, welche 
für die Pflegestellen in den Vororten in Betracht kommen, erlassen, 
und dient diese den Ortspolizeibehörden zur Richtschnur für die Be­
urtheilung des Raumbedürfnisses. Die Anstalt ging in ihren Anforde­
rungen namentlich bei den ständigen Pflegestellen weit über jenes 
.Mindestrnaass hinaus, doch schwankten gerade betreffs der räumlichen 
Verhältnisse die Pflegestellen zwischen sehr weiten Grenzen. Für die 
Pflegestellen, wo Geisteskranke bei ihren Angehörigen untergebracht 
waren, fanden sich alle Abstufungen vertreten, die in Bezug auf die 
Räume bei den \V ohnungcn der in ldeinen und mittleren V erhält­
nissen lebenden Bevölkerungsklassen von Berlin vorkommen: von der 
finsteren Kellerwohnung und der thurmhohen \Vohnung in der fünften 
Etage des Hintergebäudes dieser castollartigen Häuser bis zur besseren 
\V ohnung im Vorderhaus. Anders bei den ständigen Pflegestellen, 
wo, wenigstens in Berlin, eine grössere Gleichförmigkeit zu bemerken 
war. Es waren dies meist \Vohnungen, gelegen im Parterre bis zur 
vierten Etage des Hintergebäudes, bestehend aus zwei bis drei 

*) Siehe Anhang Beilage No. 3. 
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Räumen. Diese Zahl Räume war als genügend anzusehen, da in 
den mit Nichtangehörigen besetzten Pflegestollen Kinder stets nur 
wenige und meist nur jüngere da waren. Familien mit grosser 
Kinderzahl konnten als Pflegestellen nicht berücksichtigt werden, 
boten sich auch nur ganz selten an. Mehr Räume waren vorhanden, 
wenn erwachsene Kinder oder andere Angehörige neben den Ehe­
leuten an der \V ohnung Antheil hatten, da diese durch ihren Arbeits­
verdienst das Mietheu einer grösseren \V ohnung ermöglichten. 

Der Pflegling hielt sich Tags über in dmn Raume auf, wo die 
Familie des Pilegers sich aufhielt, schlief aber meist getrennt von 
den übrigen oder ·mit erwachsenon Familienangehörigen desselben 
Geschlechts in einem Raume. Die Forderung eines besonderen 
Raumes innerhalb der \V ohnung des Pflegers für den Pilegling ist 
nie erhoben worden. \V aren in einer Pflegestelle zwei oder mehr 
Pfloglinge untergebracht, so· machte es sich von selbst, dass für die­
selben ein Raum zur alleinigen Benutzung bestimmt war. Dies be­
wirkte aber dann, dass die Pfleglinge, auch Tags über von der Familie 
des Pilegers abgesondert, mehr sich selbst überlassen waren. \Venn 
es sich um Kranke mit geringeren Veränderungen handelt, die viel­
leicht durch eine Arbeitsgelegenheit von ihrer Stube fern gehalten 
werden, so hat dies weniger auf sich. Von grösserer Bedeutung aber ist 
der \Yegfall der Beaufsichtigung, die sich von selbst ergiebt, wenn der 
Kranke sich beständig Ü1 der Familie des Pflegers bewegt, für tiefer 
Htehende Kranke. Der Aufenthalt der Pfloglinge in einem besonde­
ren Raume, abgesondert von der Familie der Pfleger ist dann nur 
eine Brücke zur Vernachlässigung. Ich bin deshalb der Belcgung 
einer Pflegestelle mit mehr als einem Kranken , wenn eine genauerc 
Beobachtung auch nur einigermaassen wünschenswerth war, auch 
bei reichlich vorhandenem Raume stets entgegen ge1vesen, so· sehr 
auch die Pfleger nach einem zweitim Pflegling drängten, weil sich 
die Verpflegung Geisteskranker für den Pfleger erst bei mehr als eü1em 
Pffegling recht bezahlt macht. Einige J\Iale bewährte es sich, die Bele­
gung einer Pflegestelle mit zwei Kranken in cl er Gestalt vorzunehmen, 
dass in dieselbe Pflegestelle eine schwächm:e, geistig tiefer stehende 
Kranke mit einer zweiten von besserer Intelligenz zusammengethan 
wurde, welche sich der ersteren ·. nach Möglichkeit anzunehmtm, als 
ihre Aufgabe betrachtete. Doch war es selten, zwei derart zusammen­
passende Kranke zu finden. Es blieb die Regel, dass in jede 
Pflegestelle nur je ein Geisteskranker in Pflege gegeben wurde. Drei 

Both e. 4 
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Viertel von der Gesmmntzahl sind so untergehracht; das übrig blei­
bende Viertel vertheilt sich clermaassen, das,; sie meistens zu zweien, 
seltener zu dreien in einer Pflegestelle sich befinden. Vier Pfleg­
linge haben sich nur ausnahms,yeise einige l\Iale in einer PflogesteHe 
befunden, ohne dass sich irgend welche Bedenken daraus ergeben 
haben; mehr als vier Pfloglinge sind in einer Pflegestelle nicht 
untergebracht gewesen. Es sind die Verhältnisse meistens nicht 
derartige, dass eine Unterbringung von mehr als zwei Pflcglingcn 
zulässig wäre; grundsätzliche Bedenken dagegen sind nicht geltend 
zu machen. 

Betreffend die persönlichen Verhältnisse der Pfleger 
1vurde gefordert, dass sie in einem festen Arbeitsverhältniss stünden 
- dass ihr Einkommen in angemessenem Verhältnisse zur Grösse 
ihrer Familie stünde - dass keine fremden Personen an der \Yoh­
nung Antheil als Schlafbursehen u. s. w. hätten - und, bei Pflege­
stellen für weibliche Geisteskranke, dass keine erwachsenen männlichen 
Familienangehörigen in der \Vohnung sich befänden. Betreffend 
den Beruf ergab die Erfahrung nicht, dass gewisse Berufsklassen 
vor auelern besonders geeignet wären. Dass die grosso Mehrzahl der 
Pfleger Arbeiter und kleine Handelsleute und Hanclwerker waren, 
war nur die Folge der vorwiegenden Zusammensetzung des Pflege­
stollen anbietenden Publikums. Es fanden sich unter den Hand­
werkern und Geschäftsleuten auch besser situirte, doch wurden diese 
nicht bevorzugt. Denn in diesen Familien fiel etwas weg, was der 
lVIehrzahl der Pfloglinge die Pflege angenehm machte: die völlige · 
Gleichstellung, welche die Pfleger ihnen in V er gleich zu den übrigen 
Familienmitgliedern. angedeihen liessen; in jenen familien konnte 
es nicht ausbleiben, dass das Verhältniss des Pfleglings zur Familie 
mehr dem eines, wenn auch bevorzugten Dienstboten ähnelte~ 

Bauernfamilien vnuden nur dann als Pfleger herangezogen, vYenn 
ganz bestimmte Rücksichten darauf hinwiesen. Es zeigte sich bald, 
dass die eigentliche Landbevölkerung der Umgebung der Anstalt, 
die Autochthonen des Niederbarnim's im Gegensatz zu der Vor­
stadt- Bevölkerung desselben Kreises der Familienpflege Verständniss 
nicht entgegenbrachten. Diese Bauern nutzten die Arbeitskraft der 
Pfloglinge aus, sodass dieselben wegen Ueberanstrengnng ihnen ab­
genommen worden mussten. An andern Orten*) wurden auch von 

*) Vergl. Seite 58. 
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uns mit der Landbevölkerung bessere Erfahrungen gemacht. In 
hohem l\faasse waren als Pfleger einzelstehende Frauen geeignet, 
deren eine ganze Anzahl Pflegestellen auch für männliche Pflog­
linge inne hatten. Einige :Male wurden Geisteskranke, die nicht in 
Dalldorf, sondern in kleinen Privatanstalten auf Kosten der Stadt 
verpflegt wurden, nicht von diesen Anstalten weg in die Stadt, son­
,dern in den Hausstand der Besitzer jener Anstalten in Pflege über­
nommen, wenn es angezeigt erschien, den Kranken in der Umgebung, 
in der er sich eingelebt hatte, zunächst weiter noch zu belassen. 
Die wenigen als Pfleger thätigen Familien von Irrenanstalts-\Värtern 
gehörten \Värtern der Anstalt Dalldorf an, deren Familien ausser­
halb der Anstalt wohnten. Eine Uebersicht über den Beruf der 
Inhaber der in Benutzung gezogenen Pflegestellen, in denen dem_ 
Pfleger nicht verwandte Geisteskranke verpflegt wurden, [.,riebt die 
folgende Tabelle: 

-

1890/91 1891/92 

Pflegestellen bei: 

I I 
Männ-1 Weib- Pfleg- Männ-1 Weib- Pfleg-
liehe liehe Iinge liehe liehe linge 

Arbeiterfamilien 14 47 61 39 77 116 
Bauernfamilien 2 - 2 8 - 8 
Familien selbstständiger Handels-

oder Gewerbetreibenden . -. 20 24 44 36 25 61 
Beamtenfamilien - 5 5 1 6 7 
Irrenanstalts-Besitzern . 2 1 3 3 4 7 
Familien von Irrenanstalts-vVärtern 6 5 11 3 2 5 
Einzelstehenden Frauen 6 18 24 14 32 46 

Summe 50 I 100 I 150 I 104 I 146 I 250 

Abgesehen von den 14 Pflegestellen des Etatsjahres 1890/91 
bei Irrenanstalts-Besitzern und Irrenanstalts -\Värtern waren noch 
19 Familien unter den übrigen Pflegestellen, wo eines der beiden 
Eheleute früher einmal \Värterclienste in einer Irrenanstalt gethan 
hatte. Im Etatsjahre waren neben 12 noch im Dienste der Irren­
pflege Stehenelen 16 solcher Familien vorhanden. Es ergiebt- sich 
also, dass 1890/91 33 von 150, also 22%, 1891/92 28 von 250, 
-also 11 °/o der Pfleger, welche ihnen nicht verwandte Geisteskranke 
verpflegten, in der Irrenpflege schon Erfahrung hatten. Die V er­
wendbarkeit der U ebrigen als Pfleger war deshalb durchaus keine 
geringere und es hätte können im Verlauf der Entwickelung der 

4'" 
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Familienpflege auf die Verwendung dieser \Värter- u. s. w. Familien. 
verzichtet werden. Eine grössere Rolle spielte ihre Verwendung im 
Anfang, als es sich danun handelte, die Verpflegung der Geistes­
kranken ausserhalb der Anstalt auszuprobiren und im Publikum 
Lust zu erwecken, Pflegestellen anzubieten. 

Das wichtigste Moment in der Pflegestelle ist die Persönlich­
keit des Pflegers und der Grad des V crständnisses, das der 
Pfleger dem krankhaften vVesen des Kranken entgegenbringt. Nach­
dem man eine grosse Reihe von Pflegern in ihrem V erhalten gegen 
die Kranken beobachtet hat, sieht man, wie verschieden die Be­
gabung der Menschen nach der Richtung hin ist. Es giebt kreuz­
brave Leute, die ihr Bestes an dem Pflegling zu thun sich bemühen, 
eine saubere \Vohnung haben und geordnete Verhältnisse darbieten, 
und doch ist es nicht möglich, einen Geisteskranken bei ihnen zu 
belassen: Pfleger und Pflegling verstehen sich nicht. Es giebt an­
dererseits Pflegestellen, die nur das Nothwencligste bieten, und doch 
ist nicht bloss einmal ein Pflegling dort zufrieden, sonelern alle 
Pfleglinge, mit denen die Pflegestelle der Reihe nach besetzt wird, 
äussern- sich in gleicher \V eise zufriedengestellt. Es ist dies eine 
,der Ursachen, welche den so ausserordentlich verschiedenen \Verth 
der einzelnen Pflegestellen im Gefolge haben. \V enn irgend wo, ist es 
bei der Beurtheilung der Pflegestellen nöthig, ·nicht nach Aeusser­
lichkeiten zu urtheilen, also hier etwa nach der Geräumigkeit der 
Wohnungen oder nach der Behäbigkeit ·der. E~nrichh~ng. Das Wohl­
befinden eines Menschen, wenn auch eines, dessen Seele beschädigt ist,. 
in seiner Umgebung ist eben abhängig von Imponderabilien, die sich 
nur fühlen, nicht sehen lassen. Man muss es sich immer wieder vor 
Augen führen, wenn man das Urtheil zu fällen hat, ob eine Pflege­
stelle geeignet sei oder nicht, dass der Geisteskranke trotz seiner 
Krankheit ein Mensch ist mit bestimmten Neigungen und Ab­
neigungen. Für die Erzeugung des \V ohlbehagens oder Unbehagens 
der Geisteskranken in ihrer Pfle.gestelle stehen die Persönlichkeiten 
der Pfleger in erster Linie. · Von den Personen der Familie der 
Pfleger kommen wieder am meisten in Betracht die, welche Tags über 
zu Hause sind, das wird meistens die Frau sein. Von der Frau 
hängt die _Brauchbarkeit der Pflegestelle ab. Der Mann spielt, weil 
meistens Tags über seiner Beschäftigung nachgehend, keine Rolle. 
Eine auch nur etwas nervöse, leicht aufgeregte, z~ Affecten geneigte 
Frau macht die PflegesteHe ungeeignet, so passend die. V erhältnis~e 
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auch sonst smn mögen. Es war eine der häufigsten V eranlas­
sungon für nachträgliche V{iederaufhobung einer besetzten Pflege­
stelle, dass eine solche Beanlagung der Frau sich herausstellte; 
so sohr ich auch bemüht war, durch Fragen nach Kopfschmerzen, 
Verstimmungen, Neryosität, schlechtem Schlaf vor der Besetzung einer 
neuon Pflegestelle nach Möglichkeit mich nach der Richtung hin zu 
orientiren. 

Die Höhe der Anforderungen, welche zu stellen sind, haben kein 
absolutes, sondern ein relatives J\Iaass. Sie haben sich zu richten nach 
der Art des Kranken, der in Pflege gegeben \Yerclen soll und nach 
dem Grade des zwischen Pfleger und Pflegling etwa vorliegenden ver­
wandtschaftlichen Verhältnisses. Je näher der Grad dieser Verwandt­
schaft ist, desto eher wird man etwas Nachsicht üben dürfen in der 
Annahme, dass ein Zusammensein mit Gliedern der eigenen Familie 
für den Geisteskranken werthvoll sein müsse. Ferner werden im 
Allge1~einen für ständige Pflegestellen die Anforderungen höhere 
sein 1nüssen, als für Gelegenheits-Pflegestellen. Bei den letzteren 
ist man ja so oft für die Unterbringung eines Kranken durch die 
Umstände auf die Benutzung einer ganz bestimmten Pflegestelle 
derart hingewiesen , dass die Inpflegegabe überhaupt unterbleiben 
müsste, wenn man a.uf den Gebrauch dieser bestimmten Pflegestelle 
verzichten wollte. Dies lässt es unter den Umständen eines ein­
zelnen bestimmten Falles als angezeigt erscheinen, die Anforderungen 
auf ein gewisses nothwendiges Minclestmaass zurückzuschrauben. 
Auch betreffend die für die ständigen Pflegestellen zu stellenden 
Anforderungen lässt sich kein absolutes l\Iaass aufstellen; sind ja 
auch die in diese Pflegestellen zu gebenden Kranken ganz ver­
schiedene. Deshalb sind auch die von Polizei- und Armenbehörden 
eingehenden Berichte über eine Pflegestelle für die Anstalt nicht ent­
scheidend, sonelern nur werthvolles Material für die von der Anstalt 
zu treffende Entscheidung über die Tauglichkeit der Pf!egestelle. 
Im Allgemeinen sind die Anforderungen um so höher zu stellen, 
namentlich was die persönlichen Eigenschaften des Pflegers anbetrifft, 
je tiefer geistig _der Kranke steht, den man in Pflege geben will. 
Insbesondere dürfen blöde Kranke nur zu Pflegern gegeben werden, 
die man persönlich einige Zeit kennt, und deren Ztwerlässigkeit man 
bei Gelegenheit der Verpflegung geistig höher stehender Kranken 
schon erprobt hat. 

Einer polizeilichen Genehmigung unterliegt die Inpf!ege-
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gabe eines Geisteskranken als ein Abkommen privater Natur zwischen 
Anstalts-Direction und Pfleger nicht. Das Kgl. Polizei-Präsidium hat 
wiederholt ausgesprochen, dass zur Unterbringung einzelner Geistes­
kranker in Privaträumen polizeiliche Genehmigung nicht erforderlich 
sei. Es ist deshalb die von der Anstalt ausgehende Anfrage an die­
Polizei über eine in Berlin gelegene Pflegestelle der Einholung einer 
Information gleichzuachten, welche die Anstalt einzieht im Interesse 
des Kranken, das ~in nach Möglichkeit vollständiges Informirtsein 
über die Angelegenheiten des Pflegers als wünscheriswerth erscheinen 
lässt. Hingegen unterliegt die Irrpflegegabe eines Geisteskranken der 
Berliner Irrenpflege ·nach einem Orte ausserhalb der \V eichbildgrenze­
der Genehmigung des Gemeinde- Verbandes, welchem der vVohnsitz 
des Pflegers zugehört, da nach einer zu § 31 des Gesetzes über den 
Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870 ergangenen Entscheidung 
(Entscheidungen, Band XII. Seite 96) kein Armen-Verband gebunden 
ist, eine andauernd hülfsbedürftige Person, welche anderwärts ihren 
Unterstützungswohnsitz hat, in ihrem Bezirke zu dulden. Die Vor-­
ortsgemeinden Berlins legten dem Aufenthalt der Pfleglinge in ihrmu 
Gemeindebezirke Schwierigkeiten nicht in den Weg. Auch hatten 
sie keine Ursache, die Anwesenheit der Pfloglinge der Stadt Berlin 
als eine Last zu empfinden, da in Folge der st~rken V ertheilung der 
Pfleglinge über das Gebiet der Umgebung Berlins meist. nur einige 
wenige in je einer Gemeinde sich befanden. Nur eine einzige Gemeinde 
in der Nachbarschaft der ,Anstalt, in deren Bezirk allerdings eine 
sehr grosse Anzahl Pfleglinge untergebracht waren, machte der 
Belegung ihres Gebietes mit Pfleglingen Schwierigkeiten, da sie 
deren Anwesenheit als eine Belästigung empfand. Die Belästigung 
bestand in den von der Ortspolizeibehörde auszustellenden Lebens­
bescheinigungen zu den monatlichen Pflegegeldquittungen, ferner in 
der, besonders im Anfang der Einrichtung in Folge Unkenutniss von 
Seiten der Pfleger zuweilen vorkommenden Inanspruchnahme der vor­
läufigen Fürsorge (§ 28 des Gesetzes vom 6. Juni 1870) bei plötzlicher 
körperlicher Erkrankung des Pfleglings. Es wurden kleine Ueber­
tretungen von Polizeiverordnungen durch Pfleglinge, die man in anderen 
Gemeinden und in Berlin bei der offenkundigen Geisteskrankheit der 
Pfleglinge auf sich beruhen liess, zur Veranlassung von Reclamationen 
gegenüber der Anstalt. Auch wurde versucht, gegen die Pfleger vor­
zugehen und eine Handhabe gegen sie zu gewinnen, dass sie durch Ausser­
achtlassen der Pflicht der Beaufsichtigung eine Fahrlässigkeit sich hätten 
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zu Schulden kommen lassen. Ferner wurde die Inpflegegabe von 
als gemeingefährlich in die Anstalt aufgenommenen Geisteskranken 
in das Gemeindegebiet zu verhindern gesucht dadurch, dass man zur 
V orbeclingung der Zulassimg des Geisteskranken in die Pflegestelle 
eine ärztliche Aeusserung über bei dem Kranken vor sich gegangene 
Heilung machen wollte in Gemässheit § 10 Th. II. Tit. 17. A. L. R. 
und§ 20 des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850, 
l1cz. §§ 127 ff. des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30 . .Juli 1883. Die Behörden der Berliner Irrenpflege haben 
über dieses Sträuben gegen die Aufnahme der Pfloglinge nicht un­
billig gedacht, weil die Verwaltung jener tausencle Einwohner starken 
Gemeinde mit einer fiuctuirenden Bevölkerung nach der alten Land­
Gemeinde-Ordnung vom 14. April 1856 beträchtliche Schwierigkeiten 
bot, weil ferner in diesem Gemeindebezirk ausserclem eine grosse 
Anzahl von Berliner Armen wohnte und den Behörden dieser Gemeinde 
schon eine hohe Arbeitslast aus der Bewältigung der eigenen aus­
gedehnten Armenpflege erwuchs. 

In Folge der Bestrebungen, die Pfloglinge aus einem Gemeinde­
bezirk fern zn halten, ist die rechtliche Natur der Pfloge­
stellen Gegenstand der Contraverse geworden. Es wurde geltend 
gemacht, dass die Pflegestellen als Privat-Irrenanstalten im Sinne des 
§ 2 des Gesetzes vom 23. Juli 1879 betreffend die Abänderung 
einzelner Bestimmungen der Gewerbe-Ordnung anzusehen seien un(l 
clemgemäss concessionspflichtig seien. Einen Erfolg haben diese 
Bemühungen, unsere Pflegestellen den Bestimmungen der Gewerbe­
Ordnung zu unterwerfen, nicht gehabt. Das \Vesen einer Privat­
Irrenanstalt kann nicht darin liegen, · dass dieselbe eine Räumlichkeit 
ist, in welcher Irre verpflegt werden, wie dies üi rein äusserlieher 
Auffassung des Begriffs der Irrenanstalt Gesetze mancher fremder 
Staaten annehmen; z. B. das belgisehe Irren-Gesetz vom 26. Dec. 1873, 
welches bestimmt, dass als eine Irrenanstalt jedes Haus anzusehen 
ist, in welchem auch nur ein einziger Geisteskranker, der nicht zur 
Familie gehört, auch nicht unter Vormundschaft des Haushaltungs­
vorstandes gehört, verpflegt wird. Vielmehr gehört es zum Begriff 
der Irrenanstalt im Sinne des Gesetzes vom 23. Juli 1879, dass eine 
))Anstalt« vorliegt, cl. h. eine Räumlichkeit, in welcher besondere 
Einrichtungen getroffen sind, die derselben einen ganz 
bestimmten Charakter aufdrücken. Diese Einrichtungen dienen 
dazu, den in diesem Hause verpflegten Geisteskranken in ihrer freien 
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Bewegung und ihrem Verkehr :mit der Aussenwelt gewisse, durch 
ihre Krankheit nothwendig werdende Beschränkung aufzuerlegen. 
Solche besondere Einrichtungen fehlen aber bei den Pflegestellen. 
Denn es fehlt ihnen das \Vesentlicl1ste der Irrenanstalt: 
die Detentionsbefugniss, völlig, welcher Befugniss jene be­
sonderen Einrichtungen zum grössten Theil dienen. Ebenso wenig 
kann der Begriff der Privat-Irrenanstalt etwa durch eine· gewisse 
Zahl von Geisteskranken, die in einem Hausstande verpflegt werden, 
erreicht werden, indem man vielleicht annähme, dass, wenn in einem 
Hausstande mehr als ein nicht zur Familie gehöriger Geisteskranker 
verpflegt würde, eine Privat-Irrenanstalt als vorliegend zu erachten 
se1. Es ist vielmehr, auch wenn mehr als ein Geisteskranker in 
einer Pflegestelle verpflegt wird, der \Yegfall der Berechtigung und 
der Verpflichtung zu einer Beschränkung der Geisteskranken der 
Grund, warmn die Pflegestellen nicht als Privat-Irrenanstalten anzu­
sehen sind. 

Dem Pfleger eine Berechtigung oder Verpflichtung zu irgend 
welcher Beschränkung des Pfieglings aufzuerlegen, ist nie Absicht der 
Anstalt gewesen. \Vie wenig eine solche Beschränkung Absicht war, 
geht aus dem \V ortlaute des PflegeYertrages hervor, wo er von der 
Verpflichtung des Pliogers zur Beaufsichtigung spricht; es heisst hier: 
»Der Pfleger verpflichtet sich, den Pflegling zu beaufsichtigen und 
dafür zu sorgen, dass derselbe Inöglichst wenig allein auf die Strasse 
und in öffentliche Locale geht.« Die gebrauchte \Vortfügung »mög­
lichst wenig« bringt zum Ausdruck, dass die VerpfiichtlJng zur 
Beaufsichtigung des Kranken abhängig sein soll von der vorhandenen 
Möglichkeit hierzu, und dass durch Zwang diese Möglichkeit nicht 
l10rgestellt werden soll. Dem \Villen des Kranken gegenüber hat der 
Pfleger keine anderen :Mittel zu Gebote, als die natürliche Ueber­
legenheit des geistig Gesunden über den Schwachsinnigen. Nicht 
eine Beschränkung des vVillens des Kranken soll der Pfleger zur 
Anwendung bringen, sondern seine überlegene Einsicht, die hinreichend 
ist, um das V erhalten des Kranken zu beeinflussen. vVäre den 
Pflegern eine Verpflichtung oder Berechtigung aufzuerlegen gewesen, 
gegen die Pfloglinge einen Zwang auszuüben, so würde der Familien­
pflege eine ganz andere Gestalt zu geben gewesen sein. Es würde 
sich gezeigt haben, dass die meisten Pfleger dieser Verpflichtung 
nicht hätten nachkommen können; ferner dass, wo die Pfleger die­
selbe zu übernehmen in der Lage gewesen wären, sie dies nur bei 
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Aufwendung beträchtlich höherer Pflegegelder hätten durchführen 
können. Es wi.i.rclen aber dann aus den I~flegestellen kleinste Privat­
anstalten geworden sein und das \Vesentliche der Familienpflege wäre 
verloren gewesen. 

Die örtliche Vertheilung der Pflegestellen auf Berlin 
und seine Umgebung war in den letzten Jahren derart, dass etwa 
zwe1 Drittel der Pflegestellen innerhalb Berlins, ein Drittel ausserhalb 
sich befanden. Es war dies eine natürliche Folge der Thatsaohe, 
dass die Beziehungen der Kranken fast alle nach Berlin wiesen; im 
Besonderen hatten die beiVerwandten Untergebrachten nur ausnahms­
weise ausserhalb Berlins ihre Pflegestelle. In Berlin befinden sich 
einzelne Pflegestollen über die ganze Stadt verstreut, die grössero 
l\Iehrzahl aber in den StacHtheilen 0., SO. und N., und zwar ist hier 
wieder die Müllerstrasse und ihre Seitenstrassen am häufigsten in 
Anspruch genommen. Von den ausserhalb Berlins gelegenen Pflege­
stollen wiederum befinden sich die meisten auf den der Anstalt am 
nächsten gelegenen Gebieten der Gemeinden Dalldorf und Reinicken­
dorf, da am; diesem Bezirk das grösste Angebot von Pflogestellen sich 
geltend machte. Des Genaueren ergiebt sich die Vertheilung aus 
der folgenden Tabelle über die während der Etatsjahre 1890/91 und 
1891/92 in Anspruch genommenen Pflogestellen: 

1890/91 1891/92 

1\Iänn-

I 
Weib-

I 
Pfleg- Miinn-1 Weib-

I 
Pfleg-

liehe liehe linge hche liehe Iinge 

Pflegestellen im Dorf Dalldorf 7 12 19 13 8 21 
)) )) )) Reinickendorf 13 35 48 22 48 70 
)) in anderen Orten der 

näheren Umgebung Berlins . ·1 1 20 I 21 8 26 34 
Pflegestellen in Orten der weiteren 

I Umgebung Berlins . . . . . 1 2 3 8 6 14 ---------------
Zusammen Pflegestellen ausserhalb 

Berlins. 22 69 91 51 88 139 
Pflegestellen innerhalb Berlins. 80 I 77 157 150 125 275 

Zusammen Pflegestellen // 102 I 146 I 248 I 201 I 213 I 414 

Die in Anspruch genommenen Orte der näheren Umgebung 
Berlins waren: Tegel, Hermsclorf, Lübars, Niederschönhausen, Pankow, 
Buchholz, Weissensoe, Lindenberg, Friedrichsberg, Köpenick, Friedriohs­
hagen, Rixdorf, Tempelhof, Lankwitz, \Vilmorsdorf, Charlottenburg, 
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Potsdam. Von diesen Orten schien mir Köpenick die für eme aus­
gebreitete Familienpflege geeignetsten Verhältnisse zu bieten; doch 
wurde Köpcnick nicht stärker besetzt, da das Bedürfniss nach Pflege­
stellen in näher gelegenen Orten befriedigt werden konnte. In Orten 
von weiterer Entfernung waren Pfloglinge nur ausnahmsweise unter­
gebracht: in und bei Oranienburg, in Bcrnau, in Lehnin, in Lübbcn, 
aussorelern in einem Dorfe bei Zehdenick und einem Dorfe bei Lübben. 
Hier zeigte sich im Gegensatz zu den in Niederbarnim gemachten un­
günstigen Erfahrungen, dass auch die Landbevölkerung wohl geeignet 
zur Familienpflege sei. In einigen westlich von Lübben gelegenen 
Dörfern, darunter Niewitz, würde man unschwer eine grössere Zahl 
Pfloglinge angemessen haben unterbringen können. Die Entfernung 
und mangelnder Bedarf an ländlichen Pflegestellen waren der Grund, 
warum die dortigen günstigen Verhältnisse nicht ausgenutzt wurden. 

Das Pflegegeld. 

Betreffend die Pflegegelder war zunächst die Verrechnung zu 
regeln. Der Etat der Irrenanstalt hatte bis zur Einrichtung der 
Familienpflege "Mittel nicht ausgewmfcn für laufende Unterstützungen 
an ausserhalb der Anstalt sich befindende Kranke. Der Titel des 
Etats: Unterstützungen, Unterahtheüung 1: für aus der Anstalt Ent­
lassene an die Armen-Direction zurL1ckgewiesene Xranke, war für ein­
malige bei der Entlassung mitzugehende Unterstützungen bestimmt. 
Die in Pflege zu Gehenelen waren nun nicht anzusehen als :Elntlassene, 
auch trugen die von der Anstalt an die Personen, bei denen die 
Geisteskranken unterzubringen waren, auszuzahlenden Pflegegelder 
nicht den Charakter von Unterstützungen, sonelern von laufenden 
Verpflegungskosten, waren also analog zu setzen den Kosten der 
von der Stadt in Privatanstalten untergehrachten Geisteskranken. 
Es wurde elementsprechend heim Titel »Pflegegelcl für in Privat­
anstalten untergehrachte Geisteskranke« unter verallgemeinernder 
Veränderung seiner Bezeichnung eine Unterabtheilung 2: für die 
Kosten der in Familienpflege untergebrachten Kranken eingerichtet. 
Nothwenclig war ferner die Festsetzung der Zahlstelle der Pflege-
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gelcler unter Berücksichtigung der räumlichen Vertheilung der Pflege­
stellen. Da die Armen-Commissionen gemäss dem mehrfach erwähnten 
Abkommen vom. 7 . .Juli 1885 ausser Betracht bleiben sollten, so 
konnten als Zahlstellen nur die Stadthauptkasse und die Vorschuss­
kasse der Anstalt in Berücksichtigung kommen. Es wurde zunächst 
bestimmt, class als Zahlstelle für die Pflegestellen ausserhalb Berlins, 
von denen ·damals nur solche in der Nähe der Anstalt in Dallclorf 
und Reinickendorf in Betracht kamen, die Vorschusskasse der Anstalt 
dienen sollte. Für die in Berlin Untergebrachten wurden die Pflege­
gelder auf die Stadthauptkasse zur directen Zahlung angewiesen. 
Diese Theilung stellte sieh bald als unpraktisch heraus. vVenn auch 
Verlegungen von Kranken aus Pflegestellen ausserhalb nach solchen 
in Berlin bei der anfänglich geringen Zahl. von Pfleglingen noch 
kaum vorkamen, so erwies es sich doch schon nach .Jahresfrist als 
nothwenclig, einen einheitlichen .Modus herzustellen. Es wurde in 
Folge dessen die Vorschusskasse der Anstalt alleinige Zahlstelle, und 
dabei ist es geblieben. 

Die Zahlung erfolgt gegen Quittung des Pflegers an. diesen 
unter Vorstellung des Pfleglings behufs Nachweises des Lebens des­
selben. In Ermangelung persönlicher Vorstellung des Pfleglings tritt 
eine amtliche Lebensbescheinigung an Stelle derselben. In Berlin 
stellen diese die Revierämter der Polizei, in den Vororten die Amtsvor­
steher aus. Gezahlt wurde das Pflegegeld am ersten eines jeden 
Monats bezw. am Tage der Inpflegegabe, wenn dieselbe im Laufe 
des Monats erfolgt und zwar im. Voraus auf einen Monat, bezw. auf 
den noch laufenden Rest des Monats. Es unterlag der Erwägung, 
oll die Pflegegelder praenumerando oder postnumerando gezahlt 
werden sollten. Die Armen-Direction zahlt das Almosen, d. h. die 
laufenden Unterstützungen, welche direct gezahlt werden, an die 
unterstützten Personen praenumeranclo nach § 78 der Geschäftsan­
weisung für die Armen-Commissionen. Für Verpflegungsgelder, die 
von der Armen - Direction zu zahlen sind, hat sich aber der Ge­
brauch eingebürgert, sie praenumerando zu zahlen und ist der Ge­
brauch durch bindende Bestimmungen festgelegt worden, dass 
Unterstützungen, welche an dritte Personen für die, denen die 
Unterstützung zu Theil werden soll, gezahlt werden, grundsätz­
lich nur postnumerando zu zahlen sind. Die Gründe dafür waren 
die Umstäncllichkeiten der Rückzahlung des überhobenen Pflege­
geldes beim \Vechsel der Pflegestelle und die Verluste die hier-
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bei entstanden. Es wurde geltend gemacht, dass häufig im Laufe 
des Monats nach kurzer Zeit die Pflegestellen gewechselt und von 
den Pfleglingen ohne Vorwissen der betreffenden Armen-Commission 
neue Pflegestellen aufgesucht wurden, ferner dass die überhobenen 
Pflegegelder häufig nicht zurückgezahlt wurden. Von diesem Vor­
kommniss· ist die Praenumerandomhlung wohl nicht zu befreien_ 
Der verursachte Schaden kann aber gegen die grossen V ortheile der­
selben nicht aufkommen, welche sie hat für die reichliche Ge­
winnung vieler geeigneter Pflegestellen zur Auswahl, wie solche nöthig 
war. Um diese vortheilhafte Versorgung mit Pflegestellen sicher zu 
.stellen, entschied sich die Anstalt für die Praenumerandozahlung. 
Das g~gen diesen Zahlungsmodus zur Aussprache gebrachte Argu­
ment: die Pflegestelle könne keine geeignete sein, welche den Pfleg­
ling nicht einen Monat ohne vorherige Zahlung unterhalten könne, 
kann als stichhaltig bei den Verhältnissen der Bevölkerungsklassen, 
aus welchen die Pfleger sich hauptsächlich rekrutiren, nicht anerkannt 
werden. So kam denn in der Hi:mptsache, aber nicht ausschliess­
lich, die Praenumerandozahlung in Anwendung; eine Ausnahme 
machten nur einige entferntere ländliche Pflegestellen. Ferner empfiehlt 
sich die Postnumerandozahlung dann, wenn Geisteskranke mit 
schwankendem und sich oft plötzlich änderndem V erhalten, sodass 
häufige lVioderaufnahme schon nöthig gewesen, zu wiederhoHem 1\Iale 
zu Verwandten in Pflege gegeben werden. Es ist kein Zw'eifel, dass 
der angewendete Zahlungsmodus nicht zu entbehren gewesen wäre 
und zur Ausdehnung der Einrichtung namentlich beigetragen hat, 
weil er der Schnelligkeit der Ausführung der Inpflegegabe im ein­
zelnen Falle so wesentlich zu Gute kommt. Für die Rechnungsfüh­
rung macht freilich die Praenumerandozahlung grossc Schwierigkeiten 
und viel Arbeit in Folge der V crrechnung der bei den \Viederauf­
nahmen während des .Monats sich herausstellenden Ucherzahlungen. 
Ein Theil der Ucberzahlungen kann, wenn die Pflegestelle wieder 
besetzt •vird, verrechnet werden; ein Theil der Pflegestellen gelangt 
aber nicht zur \Viederbesctzung. Dann macht die Rückforderung 
der überzahlten Pflegegelder aus den über so grossen Bezirk ver­
streuten Pflegestellen erhebliche Schwierigkeiten, und die Arbeit 
steht häufig nicht im Verhältniss zu dem Gegenstande. Die Rück­
zahlung eines ziemlichen Theiles der Uebcrzahlungen ist überhaupt 
nicht zu erlangen. Häufig genug handelt es sich um sehr arme 
Angehörige der Pfleglinge. Die entstehenden Ausfälle n'lüssen als 
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eine Kostenerhöhung angesehen werden, welche durch die Thatsache, 
dass es sich um Verpflegung von Geisteskranken handelt, noth­
wendig gemacht wird. Es ist auch für nicht mehr als billig anzu­
sehen, dass dem Pfleger die Uebernahme des Kranken auch durch 
den Zahlungsmodus des Pflegegeldes thunlichst erleichtert werde, 
namentlich wenn es sich, wie so häufig, um Uebernahme von Kranken 
mit unangenehmen Eigenschaften handelt. 

Betreffend die Festsetzung der Höhe des zu zahlen den 
Pflegegeldes wurden allgemein gültige Vorschriften nicht getroffen. 
\Vie- schon dargelegt, wurde in der ersten Zeit der Entwickelung 
der Familienpflege für jede einzelne Tupflegegabe Antrag auf An­
weisung des Pflegegeldes unter Hervorhebung der Angeme~senheit 
der Höhe des beantragten Pflegegeldes von der Direction an- das 
Curatorium gerichtet. Auch späterhin, als die Direction die Pflege­
gelder selbst anwies, wurde der Betrag des Pflegegeldes von Fall 
zu Fall unter Berücksichtigung der vorliegenden Verhältnisse fest­
gesetzt. An. diesem Gebrauch der Normirung des Pflegegeldes unter 
jedesmaliger Erwägung der für den Fall in Betracht zu ziehenden 
Umstände ist festgehalten worden und eine Schablonisirung in der 
Pflegegeldbemessun-g grundsätzlich vermieden worden. So kommt 
es, dass die Pflegegeldsätze eine Scala aufweisen mit den Zahlen 
12, 15, 18, 20, 22, 23, 24, 25, 28, 30, 40, 50 Mk. für den Monat. Die 
höheren Sätze über. 25 Mk. kommen nur ausnahmsweise, 40 und 
50 l\Ik. nur je einn~al vor; die niederen, unter 20 Mk., sind auch 
selten, sodass die lVIehrzahl der Pflegegelder zwischen 20 und 25 M:k. 
beträgt. Eine Berechnung der durchschnittlichen Höhe des factisch 
gezahlten monatlichen Pflegegeldes ergab für die aufeinander folgen­
den Rechnungsjahre die nachstehenden Sätze: 

im Etatsjahr 1885/86 - 21,10 Mk. 
)) )) 1886/87 - 24,57 )) 
)) )) 1887/88 22,56 )) 
)) )) 1888/89 22,55 )) 
)) )) 1889/90 22,58 )) 
)) )) 1890/91 21,93 - )) 
)) )) 1891/92 21,33 )) 

Mit in Betracht zu ziehen bei der Beurtheilung der Höhe der 
Pflegegelder ist die Verpflichtung der Pfleger, sich zur Erhebung 
des Pflegegeldes in der Anstalt einzufinden und bei der Gelegenheit 
die Pfleglinge daselbst vorzustellen, und der Umstand~ dass_ etwa 



- 62-

hierzu nöthige Reisekosten der Pfleger zu tragen hatte. Eine grosse 
Anzahl der Pfleger hatte eine Pferde hahnfahrt zu machen, für die 
bis zu zwei Mark insgesammt jedesmal aufzuwenden •mr, auch die 
Reisekosten, wenn bei grösseren Entfernungen die Eisenbahn be­
nutzt werden musste, hatte der Pfleger zu tragen. 

Die gezahlten Pflegegeldsätze sind höher, als die von der 
Armen- Direction für die in der offenen Armenpflege verpf_l.egten 
Hülfsbedürftigen gemachten Aufwendungen an Almosen. Die Irren­
anstalt hat sich nun bei der Bewilligung höherer Verpflegungsgelder 
nicht von einer blossen, wenig zielbewüssten Menschenfreundlichkeit 
leiten lassen, sonelern es war eine Nothwendigkeit, in den Pflege­
geldsätzen höher zu gehen, als sonst in der offenen Armenpflege 
üblich. Es muss den Pflegern ein Aequivalent geboten werden für 
manches Ueble, das sie bei der Verpflegung Geisteskranker auf sich 
nehmen. Die Aufnahme eines Geisteskranken in die Familie ist 
unter allen Umständen ein Onus, mag dieselbe auch Vortheil bieten 
für den Pfleger durch Nutzbarmachung der Arbeitskraft des Pfleg­
lings. Die höhere Bemessung des Pflegegeldes ist auch doshalb un­
umgänglich, weil auf die Auswahl des Pflegers eine so grosse Sorg­
falt verwendet werden muss; und auf die Güte des Pflegermaterials 
ist die Höhe der Pflegegelder von unmittelbarem Einfluss. Mit 
dem sonst ü1 der offenen Armenpflege gezahlten Verpflegungsgelde 
würde den von der Anstalt an die Qualität der Pfleger zu stellenden 
Anforderungen nicht nachzukommen gewesen sein. Auch ist der 
Zustand einer grossen Anzahl Kranker ein derartiger, dass es durch­
aus nothwendig ist, durch eine etwas reichlichere Bemessung des 
Pflegegeldes ein gewisses Interesse beim Pfleger dm·an zu erwecken, 
dass der Pflegling bei ihnen in Pflege, also ausserhalb der Anstalt 
bleibe. Ohne ein solches Interesse würden die Meisten sehr bald 
darauf verzichten, die Unannehmlichkeiten, welche die Anwesenheit 
des Pfleglings für sie im Gefolge hat, weiter zu ertragen. 

Eine Verwaltungsbehörde der Armenpflege wird immer geneigt 
sein, an von ärztlicher Seite ausgehende Ansprüche, aus denen höhere 
Kosten zu erwachsen scheinen, eine scharfe Prüfung anzulegen. Dass 
dem so ist, haben die Aerzte dem Theile ihrer Collegen zu ver­
. danken, welche die Meinung zur Geltung zu bringen suchen, der 
Arzt habe Kraft seines Berufes als Arzt das Recht zu beanspruchen, 
bei der Disposition über die Mittel der Armenpflege über Befrie­
digung des •nothwendigen Bedürfnisses hinaus zu gehen und die 
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Grenzen, welche durch den Zweck der Armenpflege gesteckt sin.d, 
ausser Acht zu lassen, deshalb, weil der Arzt verpflichtet sei, vor 
allem »den ärztlichen Standpunkt« zur Geltung zu bringen. Hat 
man Gelegenheit, einem solchen »ärztlichen Standpunkt« näher auf 
den Leib zu rücken, so pflegt sich derselbe als ein Gemisch un­
klarer Ansichten zu entpuppen, nach denen in der Ausübung 'der 
Kranken1)flege der Arzt in der Verfügung über die Mittel durch 
Rücksichten auf den besonderen Zweck derselben, zu dessen Be­
friecligung allein sie aufgebracht sind, hier zur Befriedigung des 
nothwendigen Bedürfnisses, sich nicht dürfe beschränken lassen. 
Die Ansicht, als verpflichte den Arzt sein Beruf zu einer ganz be­
sonderen Art einer von der anderer Leute abweichenden Humanität 
entbehrt "nicht eines gewissen Pharisäismus. Diese missverständliche 
Auffassung eines dem Berufe des Arztes zu Grunde liegenden 
humanitären Momentes ist mit dem Billigkeitsgefühl der mit öffent­
lichen Geldern wirthschaftenden Männer, die aus anderen Berufs­
kreisen hervorgegangen sind, mit Recht nicht vereinbar und dient 
nur dazu, ein gewisses Misstrauen gegenüber von ärztlicher Seite aus­
gehenden Forderungen zu schaffen. Von dem oben dargelegten 
Gesichtspunkt der N othwendigkeit aus allein hat die Bewilligung 
der höheren Pflegegeldsätze auch den Beifall der der Irrenanstalt 
vorgesetzten V crwaltungsbehörcle, des Curatoriums der Irrenanstalt 
gefunden. 

Für die Bemessung der Höhe des im einzelnen Falle zu zahlen­
den Pflegegeldes kommen jedes Mal eine ganze Reihe von Erwä­
gungen ins Spiel. Die ~vichtigste war die rechte Vereinigung der 
1}eiclen Gesichtspunkte, dass es sich bei der Familienpflege um 
Uebung einer Armenpflege handele, bei der nur das unbedingt 
Nothwendige zu gewähren sei, weil eine Armenpflege sparsam wirth­
schaften müsse, - dass aber auf der auelern Seite die Forderung 
der Sparsamkeit die Versetzung eines Geisteskranken im einzelnen 
Falle nicht hindern dürfe, weil es gerade im Interesse der Sparsam­
keit liege, für eine möglichst grosse Anzahl Geisteskranker die 
theurere Anstaltspflege mit der billigeren Verpflegungsform ausser­
halb der Anstalt zu vertauschen. Bei der Normirung des Pflege­
geldes werden des Näheren besonders in Betracht gezogen: die An­
sprüche, welche der Geisteskranke stellt, - seine etwaige Bedürftigkeit 
besonderer Pfl~ge, - die Arbeitsfähigkeit des Kranken, - schliess­
lich das, was die Pflegestelle selbst dem Kranken bietet. Im All-
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gemeineil kann man sagen, dass 20 Mark der Ausgangspunkt der 
Berechmmg bei der Bemessung des Pflegegeldes ist. Dies wird 
meist gezahlt für einen Kranken, der keiner dauernden Beauf­
sichtigung und keiner besonderen Pflege bedürftig ist und etwas 
arbeiten kann, also beschäftigungsfähig ist, olme doch eigentlich 
arbeitsfähig zu sein. Eine grössere Leistungsfähigkeit kann in einer 
Ermässigung des Pflegegeldes ihren Ausdruck finden; wenn nicht, 
wie meistens, unangenehme Eigenschaften bei den Kranken vorhan­
den sind, die bei der Bemessung des Pflegegeldes in Ansehung ge­
zogen werden müssen. l\Iehr als die Leistungsfähigkeit des Krankeu 
stehen im V orclergrunde bei der N ornürung des Pflegegeldes die 
Erforderuisse', welche clie psychiatrische Eigenart des Kranken nöthig 
macht. Möglichste Individualisirung nach dieser Richtung hin ist 
ein sehr wichtiger Punkt für das Gedeihen der Fanülienpflege. Von 
einem gewissen Nachgeben anspruchsvollen Kranken gegenüber ist 
die Möglichkeit ihrer Versetzung aus der Anstalt in die Familien­
pflege oft genug ganz allein abhängig. Allgemeine Grundsätze lassen 
sich hier nicht aufstellen; es ist lediglich Sache der Erfahrung, 
herauszufinden, wie hier die Interessen der Kranken mit den finan­
ziellen Interessen der Commune am vortheilhaftesten in Einklang zu 
bringen sind. Besondere Ansprüche an die Pfleger kommen in 
einer Erhöhung des Pflegegeldes zum Ausdruck dann, wenn körper­
liche Defecte und schwer kranker Zustand des Geistes besondere 
Abwartung und Pflege nöthig machen. Die Unfähigkeit der Pfleg­
linge, sich selbst anzukleiden , zu waschen und sich das Haar zu 
ordnen, stellt schon Ansprüche an die Pfleger, mehr noch sind solche 
zu machen bei Kmnken, die in ihrer Fortbewegung durch Lähmung 
oder dergl. behindert sind, sodass sie stets geführt oder gar getragen 
werden müssen. Ferner bedürfen besonderer Hut Blinde, von denen 
mehrere Geisteskranke in Pflege waren. Auch Taube, bezw. Taubstumme, 
deren eine grössere Anzahl in Pflege waren, sind nur nüt Erhöhung 
des Pflegegeldsatzes gut unterzubringen, wegen der Schwierigkeiten der 
Verständigung und der grossen Reizbarkeit dieser Unglücklichen. 
Desgleichen wird -Unreinlichkeit, Unfähigkeit die Leibesabgänge zu 
halten , Veranlassung ein höheres Pflegegeld zu zahlen, desgleichen 
häufig auftretende Krämpfe, welche, wenn sie auch nur ganz leicht 
auftreten, mehr im Zusammenleben der Menschen stören, wie schwere 
Krampfzustände, die selten auftreten. Auch bei- Alkoholisten machte 
sich eine höhere _Bemessung des Pflegegeldes wegen der von ihnen 
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häufig verursachten Störungen nöthig und zwar, obgleich die grössere 
Anzahl derselben, wenn auch nur zeitweise, eine ganz leicHiehe Arbeits­
leistung aufweisen konnte. Es muss ferner bei Bemessung des Pflege­
geldes in Betracht gezogen werden, was die Pflegestelle für die Pfleg­
linge zu leisten im Stande ist. Es giebt ganz einfache Pflegestellen im 
Norden uncl Osten der Stadt und in Reinickenclorf, in denen sich die 
Geisteskranken, die aus diesen Gegenden stammen, wo sie ihr ganzes 
Leben zugebracht und in Arbeit gestanden haben, sehr wohl fühlen. 
Es giebt äusserlich nettere Pflegestellen (welche aber darum durchaus 
nicht »bessere« Pflegestellen im eigentliche Sinne sind), die für die 
unter den entsprechenden Verhältnissen aufgewa~hsenen Geistes­
kranken Anwendung finden und etwas höher bezahlt werden müssen. 

Gesuche von Seiten der Pfleger um Erhöhung der Pflegegelder 
sind sehr häufig und hat deren Erledigung eine mit der wachsenden 
Zahl der Pfleglinge wachsende Menge von Schreibarbeit im Gefolge . 
.Jedes dieser Gesuche wird eingehender \Vürdigung unterzogen und 
musste die grössere Mehrzahl ihre Erledigung im bejahenden Sinne 
finden, trotzdem man sieh aller mit dem Interesse der Kranken 
irgend vereinbarer Zurückhaltung aufzuerlegen hat. Trotz so viel­
fachen< Eingehen auf die Gesuche um Erhöhung der Pflegegelder 
ist es möglich gewesen, den Durchschnittsbetrag der gezahlten Pflege­
gelder nicht allein vor einem Anschwellen zu bewahren, sondern 
sogar einen etwas niedrigeren Durchschnitt zu erzielen. 

Die Zahlung des vereinbarten Pflegegeldes ist nicht die einzige 
Aufwendung in baarem Geld, welche die Anstalt an die Pfleger 
leistet. Gesuche um einen ausseTordentlichen Zuschuss zum Pflege­
geld sind ebenfalls sehr häufig und verdienen stets eine genaue 
Untersuchung. Die Höhe des vereinbarten Pflegegeldes ist, wie schon 
auseinanclergesetzt, oftmals mit Berücksichtigung des Gesichtspunktes 
festgesetzt, dass dem Pfleger die Arbeitskraft des Pfleglings in irgend 
einer Art zu Gute kommt. Die Ausnutzung derselben ist bei einem 
Geisteskl'anken sehr grossen Schwankungen unterworfen, sodass die 
Nothwencligkeit eines ausserordentlichen Zuschusses zum Pflegegelde 
eintreten kann. Es geiten diese Verhältnisse namentlich für die bei 
ihrer Ehefrau untergebrachten Männer, welche entsprechend sich 
bietender Arbeitsgelegenheit ihre Arbeitskraft verwertheten. Ihr 
Verdienst ist natürlich ganz von Zufälligkeiten abhängig und deshalb 
sehr schwankend. Aber auch andere Verhältnisse machen zuweilen 
die Verabfolgtmg einer ausserorclentlichen Unterstützung nothwenclig, 

Bothe. 5 
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narnentlich wenn die Pfleglinge bei Verwandten untergebracht sind. 
Es wird zuweilen irgend eine Ausgabe im Interesse des Pfleglings zu 
machen nöthig, deren Gegenstand von der Anstalt nicht in natura 
geliefert werden kann. Die Angehörigen der Pfleglinge sind vielfach 
recht arme Leute und nicht in der Lage, irgend eine grössere ausser· 
gewöhnliche Aufwendung zu machen. Indem man gleichzeitig die 
jedenfalls höheren Kosten der Verpflegung in der Anstalt vergleichend 
ins Auge fasste, war unter jedesmaliger Fragestellung, ob die Gewährung 
der Bitte für das Verbleiben des Pfleglings ausserhalb der Anstalt 
notlnvendig bezw. höchst wünschenrnverth sei, im einzelnen Falle die 
Entscheidung ZlJ. treffen, ob_ zu gewähren oder abzuschlagen sei. 
Neben denen von Seiten der Pfleger laufen auch Gesuche· um Zu­
wendung einer haaren Unterstützung von Seiten der Pfloglinge selbst 
em. Auch diese Gesuche werden stets einer eingehenden Prüfung 
unterworfen und soweit angängig, im bejahenden Sinne erledigt. In 
der Regel wird in diesen Fällen der Geldbetrag zu Händen des 
Pflegers für den Pflegling gezahlt. Die meisten dieser Unterstützungen 
l1aben den Zweck, dem Kranken zu einer Beschäftigung zu verhelfen 
oder ihn im Streben nach einer solchen zu unterstützen; sie haben 
also grösstentheils den wichtigen Zweck, den Pflegling in seinem 
Streben nach Wiedererlangung der wirthschaftlichen Selbstständigkeit 
zu begünstigen und ihm Brücken dazu zu bauen. Zuweilen tragen 
sie auch den Charakter einer Aufmunterung. Von den genannten 
Gesichtspunkten aus hat sich die Bewilligung ausseronlentlicher 
Unterstützungen auch an die Pfleglinge selbst als nothwendig und sehr 
nützlich erwiesen. Wie Alles, was die Bestrebungen der Pfleglinge, 
in eigene Fürsorge überzugehen, zu begünstigen geeignet ist, ist dieser 
Zweig der auf die Pfleglinge bezüglichen Geschäfte mit ganz besonderer 
Aufmerksamkeit und grosser I,iebe im Eingehen auf die Einzelheiten 
des Falles zu erledigen. 

Diejenigen ausserordentlichen Unterstützungen, welche auf Gesuche 
der Pfleger ausgezahlt werden, tragen eigentlich den Charakter von 
Verpflegungsgeldern; und zwar sind sie anzusehen als ausserordent­
Jiche Zuschüsse zu den ordentlichen Pflegegeldern. Sie diesem 
Charakter als Verpflegungsgelder aus Titel » Pflegegelder für in Privat­
anstalten und in Privatpflege untergebrachte Geisteskranke« zu ent­
nehmen, widerstreitet dessen Bestimmung für nur 1 aufende Aus­
gabe. Auf Titel »Unterstützungen« können sie ebenfalls nicht 
verrechnet ·werden, da aus diesem Titel nur einmalige, ·bei der Ent-



- 67-

1assung aus der Irrenpflege zu zahlende Unterstützungen zu zahlen 
:zulässig ist. Sie werden deshalb zusammen mit dm1 Unterstützungen, 
welche in Entsprechung von Gesuchen der Pfloglinge selbst aus­
gezahlt werden, auf den Titel »Unterstützungen und Belohnungen an 
Anstaltsinsassen « verrechnet. 

Neben den ausserordentlichen Unterstützungen an baarem Geld 
:flossen den geisteskranken Pfleglinge1i noch eine Anzahl weiterer 
lJnterstützungen in natura zu. Zum vVeihnachtsfest wurde ihnen 
irgend Etwas gewährt, dessen Bewilligung während des Jahres hatte 
unterbleiben müssen. Die Kranken fanden sich zur Weihnachts­
bescheerung selbst in der Anstalt nicht ein, wo wegen der grossen Anzahl 
{ler untergebrachten Kranken die Weihnachtsbescheerung an einem 
Nachmittag auszurichten, schon Schwierigkeiten macht. Nur einige 
wenige ganz nahe bei der Anstalt wohnende weibliche Kranke 
11ahmen an der Feier theil, die Uebrigen erhielten ihre Geschenke 
am nächsten V orstellungstag. Ausserordeiltliche Unterstützung wurde 
{len Pfieglingen geleistet durch V erabfolgung von vVerkzeugen für 
Handwerker. So ist gelegentlich mehrmals das nothwendigste Schuh­
~macherhandwerkszeug an Schuhmacher und Aehnliches aus den Be­
ständen der Anstalt an Pfloglinge abgegeben worden. 

Aus Vorstehendem geht hervor, dass man sich bestrebte, inner­
halb der durch die Erfordernisse einer Armenpflege gegebenen 
Grenzen allen billiger ~Weise zu erhebenden Ansprüchen gerecht zu 
werden. Es treten nun aber Fälle ein, wo die Anstalt durchaus 
:ausser Stande ist, Bitten Geisteskranker um Hülfe nachzukommen, 
·entweder, weil die Geisteskranken nicht mehr Gegenstand ihrer Für­
sorge sind, oder weil die erbetene Hülfe, so wünschenswerth sie zu 
.gewähren es auch sonst wäre, über die schon bezeichnete Grenze 
hinausginge. Am häufigsten tritt der Fall, dass die Anstalt, um 
Hülfe angegangen, dieselbe versagen muss, dann ein, wenn ein 
·Geisteskranker, der auf sein eigenes Betreiben und mit den besten 
Aussichten aus der Irrenpflege, meist aus der Familienpflege in 
-eigene Fürsorge entlassen wurde, auf Schwierigkeiten stösst und 
kürzere oder längere Zeit nach seiner Entlassung in Noth geräth. 
Eine Anzahl dieser Entlassenen kann an die Armenbehörde verwiesen 
werden, bei anderen ist dies unthunlich meist aus ganz äusserlichen 
Gründen. Hier hat die Privatwohlthätigkeit einzugreifen. Die 
Organisation derselben für diese Zwecke hat sich der Berliner Hülfs­
-verein für genesene Geisteskranke angelegen sein lassen. Es kann 

5* 



68 -

leider nicht geläugnet werden, dass das Interesse des Publikums 
Bich den Bestrebungen dieses Vereins nicht in hinreichendem J\Iaasse 
zuwendet. Ausserdem wird die Ergiebigkeit seiner J\Iittel, wie die 
der Mittel eines jeden privaten V creins zur Bethätigung der \Yohl­
thätigkeit, dadurch beeinträchtigt, dass schon die Aufhringung der 
J\Iittel nicht unbeträchtliche Kosten verursacht. \Virthschaftlicher als 
die Zusammenfassung der privaten W ohlthätigkeit in Vereinen ist 
die Ausübung privater \V ohlthätigkeit in der Form von Stiftungen. 
Das Fehlen solcher für die besprochenen Zwecke macht sich als ein 
J\Iangel bemerkbar. Man sollte glauben, es könne keinen schöneren 
Zweck für wohlthätige Stiftungen geben, als den, für den Arzt der 
öffentlichen Irrenanstalt Mittel bereit zu stellen zur Unterstützung 
Geisteskranker in den Fällen, wo die öffentliche Fürsorge ihre Grenze 
finden muss. Der Irren-Anstaltsarzt kommt durch seinen Beruf in 
die Lage, dem Beclürfniss nach solchen Unterstützungen täglich ztt 
begegnen; er ist durch seinen Beruf auch allein in der Lage, be-
1Htheilen zu können, wo Hülfe von Nutzen, wo nicht, und wie dieselbe 
zu gewähren. 

Die Bekleidung. 

Die Fürsorge für die Bekleidung der Pfloglinge war unzweifelhaft 
Sache der Anstalt. Nun war es aber klar, dass die Bekleidung, 
welche die Anstalt für die Insassen derselben beschafft, nicht dazu 
verwendet werden konnte, um sie den austretenden Geisteskranken 
mitzugehen. Schon wegen ihrer Auffälligkeit war eine Uebergabe 
eigentlicher Anstaltskleidung ausgeschlossen. Es konnte sich viel­
mehr nur danun handeln, den Geisteskranken Kleidung zu b~schaffen, 
welche sie äusserlich nicht vom Publikmn unterscheiden lässt. Man 
hätte dm·an denken können, die Beschaffung der Bekleidung den 
Pflegern zu überlassen, und das Pflegegeld um den entsprechenden 
Betrag höher zu stellen; doch zeigt eine kleine U e berlegung, dass 
dies nicht nur unpraktisch und unökonomisch gewesen wäre, soüdern­
sich mit der Auffassung der Familienpflege, wie sie durchgeführt 
wurde, nicht vertragen hätte. Die Beschaffung der Bekleidung für 
die Pfloglinge durch die Pfleger hätte die Anstalt stärker an dio-
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einzelnen Pflegestellen gebunden, als wünschenswerth gewesen wäre, 
und· hätte nur dazu führen müssen, auf Seiten der Anstalt ein 
Interesse daran zu schaffen, dass die einzelnen Pflegestollen auch 
besetzt würden, was durchaus zu vermeiden ist. Das Interesse daran, 
dass eine .einzelne Pflegestelle in Besetzung genommen wird, darf nur 
der betreffende Pfleger haben. Eine Bindung der Anstalt an die 
einzelnen Pflegestellen, wie eine solche die Beschaffung der Beldeidung 
chHch die Pfleger zur Folge gehabt hätte, wäre nur ein Hemmschuh 
einer gedeihlichen Entwickelung der Familienpflege geworden. Es 
war vielmehr nothwendig, dass die Anstalt das Bedürfniss nach Be· 
kleiclung selbst befriedige; und von dem Gesichtspunkt aus wurde 
auch in den z.wischen Anstalt und Pflegern abgeschlossenen Pfiege­
yerträgen die Gewährung der nothwendigen Kleidung einschliesslich 
der Leibwäsche und des Schuhwerks als Leistung der Anstalt fest­
gesetzt; dagegen ist Bettwäsche von der Anstalt nie geliefert worden. 
In den Nachlässen der aus öffentlichen lVIitteln in der Irrenpflege 
unterhaltenen Geisteskranken hatte die Anstalt ein Material, das sich 
zu dem angedeuteten Zweck gut verwenden liess. Diese Nachlässe 
·waren bis dahin der Armen-Direction (welcher die gesammte Kosten­
Einziehung für alle in Krankenhäusern und Irrenanstalten der Stadt 
Berlin Verpflegten unbeschadet der Selbständigkeit der Direction 
dieser Anstalten untersteht) übergeben und von dieser versteigert 
worden. Die Armen-Direction genehmigte, dass diese Bekleidungs-, 
\Väsche- u. s. w. Stücke der Anstalt verbleiben könnten zum Zwecke 
der Verwendung für die in Familienpflege übergehenden Kranken. 
Die Nachlässe werden zu dem Zwecke gesammelt und nach Reinigung 
uncl Reparatur gesondert von den übrigen Kleidern, in denen die 
Kranken zur Aufnahme gelangten, aufbewahrt und nach Bedarf 
verausgabt. Durch Vorwendung dieser Nachlässe im Interesse der 
Pfloglinge wird der Bedarf an Bekleidung derselben nicht ganz gedeckt. 
Es wird die Beschaffung einer Anzahl neuer Bekleidungen nöthig; 
auch werden für das Schuhwerk die Bestände der Anstalt in Anspruch 
genommen. Den Pflegern ist zur Pflicht gemacht, die der Anstalt 
gehörenden Kleider und \Väschestücke zu schonen, auch müssen sie 
für Reparatur und Reinigung, auch der vVäsche, Sorge tragen. Jedoch 
werden die Anforderungen der Reparatur auch öfter gedeckt durch 
Umtausch des Verbrauchten gegen \Viederhergestelltes aus dem 
Nachlassmagazin der Anstalt. Es ist dies die Regel beim Schuhwerk. 
Verlust an Kleidern und \Väsche durch die Pfloglinge ist nicht zu 
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vermeiden. Auch konnte Missbrauch nicht ganz verhütet werden, 
der von Pfleglingen, z. Th. auch von Pflegern namentlich im Falle 
der Verwandtschaft beider, mit den der Anstalt gehörigen Kleidungs­
und \Väschestücken getrieben wurde. Es kam gelegentlich vor, dass 
Kranke, namentlich Alkoholisten, bei eintretender Verschlechterung 
ihres Befindens Kleidungsstücke verkauften oder versetzten. Ferner 
ist es manchmal mit Schwierigkeiten verbunden, bei plötzlich noth­
wendig werelenden Verlegungen und lVioderaufnahmen die zurück­
gebliebenen Sachen aus der Pflegestelle zurückzuerhalten, wenn die 
Pflegestelle nicht wieder besetzt wird. Das :Mitgeben von Kleidern, 
Schuhwerk und Wäsche an die Pfloglinge beschränkte sich auf das 
Allernothwendigste. Es fand keine eigentliche Ausstattung der Pflog­
linge statt. Bei eintretendem Bedarf hatten dieselben sich an die 
Anstalt zu wenden. V erabfolgung von Kleidern an bereits in Pflege 
befindliche Kranke fand nur statt gegen Rückgabe· der in Benutzung 
gewesenen Stücke. Die V erabfolgung von Kleidern an in Pflege 
befindliche Kranke ging im Anfang der Einrichtung so vor sich, das& 
der aufsiehtführende Arzt die Anweisung schrieb auf die erforderlichen 
Stücke. Mit zunehmender Zahl der Pfloglinge wurden schriftliche 
Gesuche der Pfleger um Kleider verlangt, zu denen sich der aufsieht­
führende Arzt, wenn nöthig, betreffs der Nothwendigkeit der V erab­
folgung äusserte. Bei weiterer Einübung der Einrichtung konnte die 
V erabfolgung der Kleider dem Beamten, welcher dem Nachlass­
magazin vorsteht, überlassen werden. 

Die ärztliche Behandlung und die Medikamente. 

Bei dem vielfach auch körperlich leidenden Zustand der in Pfloge 
zu Gebenden war darauf Bedacht zu nehmen, Einrichtungen zu 
treffen, welche eine genügende ärztliche Hülfe für dieselben sicher­
stellten. Die grosse räumlicl~e Ausdehnung des Gebietes, welches 
für die Besetzung mit Pfleglingen in Betracht kam, ganz Berlin und 
seine Vororte, liess annehmen, dass von dem ärztlichen Personal der 
Anstalt hinreichend schnelle und wirksame ärztliche Behandlung bei 
körperlichen Erkrankungen nicht würde geleistet werden können. Es 
konnte sich also nur darum handeln, für den Fall körperlicher 
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Erkrankung ärztliche Kräfte zu gewinnen, welche dem Pflegling näher 
wären als die Anstalt. Es empfahl sich hier besonders, an bestehende 
Verhältnisse anzuknüpfen. Für die innerhalb des Weichbildes der 
Stadt Berlin V erpfiegten war die Frage leicht gelöst. Da lediglich 
arme Kranke in Fmnilienpflege gegeben wurden, so unterlag es 
keinem Zweifel, dass für die Armen-Aerzte aus § 2 ihrer Instruction 
die V erpfiichtung herzuleiten sei, den in ihrem Bezirk in Pflege unter­
gebrachten Geisteskranken in Fällen körperlicher Erkrankung unent­
geltlich ärztliche Hülfe zu leisten. In diesem Sinne wurde denn 
auch die Versorgung der in Berlin untergebrachten Pfleglinge geregelt 
und den Armen-Aerzten durch eine besondere Verfügung der Armen­
Direetion Clie Verpflichtung auferlegt, auch den Geisteskranken der 
von der Irrenanstalt verwalteten Familienpflege ihre Hülfe angedeihen 
zu lassen. Da nach dem mehrfach erwähnten Abkommen vom 
7. Juli 188.5 eine Vermittelung der Organe der offenen Armenpflege 
grundsätzlich ausgeschlossen sein sollte, musste auch davon abgesehen 
werden, im Bedarfsfalle clie Zuweisung der Pfloglinge an einen Armen­
Arzt in der für die übrigen Armenkranken üblichen Weise durch V er­
mittelung der Armcn-Commissionen *) vor sich gehen zu lassen, und ein 
anderer zweckentsprechender :Modus festgesetzt werden. Nach demselben 
wird dem Pfleger ein Ausweisschein zur Erlangung ärztlicher Behand­
lung für den Pflegling ausgehändigt. Auf demselben ist die \V eisung 
an clen Armen- Arzt des Bezirkes, wo die Pflegestelle gelegen, zur 
Uebernahme der Behandlung des Pfleglings enthalten. Der Modus 
~ler Behandlung der Pfloglinge der Irrenanstalt bei körperlichen Er­
krankungen durch die Armen-Aerzte hat zur Zufriedenheit functionirt. 
Zu den angenehmen Patienten gehören ja die körperlich erkrankten 
Geisteskranken vielfach nicht und mit einem Theil derselben ist ein 
schweres Umgehen, sodass wohl anzunehmen ist, dass sie durch ihr 
Betragen zu Unannehmlichkeiten für die behandelnden Aerztc V er­
anlassung gegeben haben. ·wenigstens möchte ich dies daraus 
schliessen, dass von Armen-Aerzten Antrag auf Rückführung in die 
Anstalt wegen \Viederauft-reten seelischer Erkrankung gestellt wurde, 
wo auch bei genauester Erwägung ein hinreichender Grund zur 
\Viederaufnahme als vorliegend nicht ane~·kannt werden konnte. Es 
ist ja begreiflich, dass es einem Theil der Armen-Aerzte, welche 

*) § 144 der mehrf,tch citirten Geschäftsanweisung für die Armen­
Commissionen. 
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vielleicht weniger Gelegenheit haben, mit solchen Kranken in Be­
rührung zu treten, ähnlich ergeht, wie den Vorstehern der Armen­
Commissionen, welche den aus der Fürsorge der Irrenanstalt in die 
der Armen-Direction übergegangenen Kranken zum baldigen \Viecler­
aufsuchen der Anstalt Veranlassung gaben. 

Eine besondere Regelung der V crsorgung mit ärztlicher Hülfe 
war nothwendig für die ausserhalb des W eichbilclos der Stadt Berlin 
untergebrachten Pfloglinge. Auch hier boten bestehencle Vorhältnisse 
Anknüpfung. In Orten, wo Berliner Arme in grösserer Anzahl sich 
aufhielten, hatte die Armen- Direction zur Erlangung ärztlicher Be­
handlung für dieselben Abkommen getroffen mit dort wohnenden 
praktischen Aerzten. Diese waren im Bedürfnissfalle auch von den 
Pfleglingen der Irrenanstalt anzurufen. In einigen Orten, 1YO nur 
einer oder einzelne Pfloglinge untergebracht waren, wurde ein be­
liebiger dort wohnender Arzt in Anspruch genommen, dessen Liqui­
dation von der Anstalt honorirt und der Betrag auf Titel »Kranken­
behandlung« verrechnet wurde. Dies Verfahren unterlag keinem 
Bedenken in Anbetracht dessen, dass es sich um so seltene Aus­
nahmefälle handelte, die leicht zu controliren waren und eine grund­
sätzliche Regelung nicht lohnten. 

Eine Ausnahmestellung in Bezug auf ärztliche Behandlung 
nahmen die in den beiden der Irrenanstalt benachbarten Gemeinden 
Reinideendorf und Dalldorf untergebrachten Pfloglinge ein. Bei der 
Nähe der Anstalt wurde den daselbst wohnenden Kranken ärr.tliche 
Hülfe zu Theil von der Anstalt aus. Auch die der Anstalt 1licht 
mehr unterstehenden Kranken, welche in Fürsorge cler Armen­
Direction entlassen waren, riefen vielfach die ärztliche Hülfe der Anstalt 
an. Solange für diese Entlassenen keine andere ärztliche Hülfe vor­
gesehen war, konnte diese ihnen in Berücksichtigung allgemeinerer Ge­
sichtspunkte von der Anstalt nicht versagt werden, obgleich die 
Anstalt r.u einer Fürsorge für sie weder verpflichtet, noch auch nür 
berechtigt war. Es lag hier für die Direction der Irrenanstalt die 
Nothwendigkeit vor, Anstalts-Aerzte zur Dienstleistung ausserhalb der 
Anstalt zu verwenden für Kranke, welche gar nicht Gegenstand ihrer 
Fürsorge sein konnten. Dies, sowie die Beschwerde der am stärksten 
mit Berliner Armen besetzten N achbar~emeinde der Irrenanstalt, 
welche die irrthümlicher \V eise erfolgende Anrufung ihrer V ermitte­
lung zur Erlangung ärztlicher Hülfe bei plötzlicher Erkrankung als 
eine Belästigung empfand, gab der Armen-Direction Veranlassung, für 
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die ärztliche Behandlung der Berliner Armcnkranken, welche in den 
angeführten beiden Nachbargemeinden wohnen, einem dort wohnenden 
praktischen Arzt zu übertragen. Dieser Arzt würde auch von den 
Pfleglingen der Irrenanstalt angerufen werden können, wenn bei 
körperlicher Erkrankung Gefahr im V erzugc. 

Neben den Armen-Aerzten und den diesen gleich zu achtenden 
designirten praktischen Aerzten der Vorortsgemeinden sind die 
Aerzte der Irrenanstalt in erster Linie befugt _zur Leistung ärztlicher 
Hülfe an die Pfloglinge, wenn diese sie dazu anrufen; es ist aber 
natürlich, dass dieselben nur im seltenen Falle von dieser Befugniss 
Gebrauch machen konnten. Doch wandten sich die Pfloglinge wegen 
ambulant zu behandelnder Leiden gern an ihren ehemaligen Stations­
Arzt, aus dessen Obhut sie in Pflege entlassen worden waren; na­
mentlich war dies der Fall bei den in der Umgebung der Anstalt 
·wohnenden Pfleglingen. Bei der reichlichen Versorgung mit ärztlicher 
Hülfe bei körperlicher Erkrankung hat sich der aufsiehtführende 
Arzt des Orclinirens möglichst, am besten ganz, zu enthalten. Die 
goLibte Enthaltsamkeit hat den übrigen Geschäften zu Gute zu 
kon1111en. 

Die ärztliche Behandlung körperlicher Erkrankung der Pfloglinge 
wurde in der Behausung ihrer Pfleger nur so lange fortgesetzt, als 
eine Bettlägerigkeit von längerer Dauer sich nicht herausstellte. 
Nur wenn ein sehr nahes verwandtschaftliches Verhältniss zwischen 
dem Pfleger und dem Pflegling vorhanden war, brauchte zuweilen auch 
dann nicht die Pflege unterbrochen zu werden. Sonst wurde in Ueber­
einstimmung mit dem ·wunsche der Pfleger der Pflegling stets aus 
seiner Pflegestelle entfernt und der Krankenhauspflege übergeben, 
·wenn c1er Zustand des Kranken eine längere Behandlung im Bett 
nothwendig machte. 1\Ian ging dabei von der Erwägung aus, dass 
man dem Pfleger die Abwartung und Verpflegung des Geisteskranken 
während einer länger dauernden Bottlägerigkeit desselben nicht zu­
muthen könne, den er in der Voraussetzung, dass er einer solchen 
Bettpflege nicht bedürftig sei, übernommen habe. Für die in Berlin 
Untergebrachten standen die Städtischen Krankenhäuser zur Ver­
fügung. Die in der Umgebung der Anstalt Aufhältigen wurden für 
die Dauer der Krankheit nach der Anstalt zurückgenommen, wenn 
nicht die Art der Erkrankung die Verpflegung in einem Hospital, 
z. B. wegen Infectionsgefahr, wünsch~nswerth erscheinen liess. 

Eine Gonsequenz der Festsetzung, dass die Anstalt die sämmt-
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liehen Kosten für die Pfloglinge selbst tragen sollte, war es, dass 
die Kosten der bei körperlicher Erkrankung der Pfloglinge durch die 
Armen-Aerzte verschriebenen l\Ieclicamente nicht von der Armen­
Direction, sondern von der Anstalt beglichen wurden. Es war zu 
dem Zwecke von Seiten der Apotheken eine von der der übrigen 
Armenkranken gesonderte Verrechnung der Verschreibungen ein­
zurichten. In Ausführung dessen wurden die Armen - Aerzte an­
gewiesen, sich bei den Verschreibungen für clie Pfloglinge der Irren­
anstalt besonderer Recept- Formulare mit der Firma der Irren­
anstalt zu bedienen. Die Apotheken stellen die Rechnungen über 
diese Verordnungen in derselben Form wie die vorschtiftsmässigen 
Armen-Arznei-Rechnungen zusammen und senden sie an den hierzu 
bestellten städtischen Revisor ein. Die von dem Revisor der Direction 
der Irrenanstalt zugegangeneu Rechnungen werden von dieser zur 
Zahlung angewiesen. Bei den Verordnungen für die Pfloglinge der 
Irrenanstalt bringen die Armen-Aerzte wie bei den anderen Armen­
kranken die l\Iagistralformeln in Anwendung, ebenso kommen die­
selben Beneficicn wie die, welche die Armen-Direction in der Armeu­
pmxis geniesst, zur Anwendung. Ich· habe nicht finden können, dass 
die Pfloglinge hervorragend häufig medicamentöse V erorclnungen nöthig 
haben. Ausnahme machten einige weihliehe Pfloglinge mit hyste­
rischer Seelenstörung. \V enn vom behandelnden Arzt beherzigt 
wird, dass die medicamentösen Verordnungen hier vielfach den 
\V erth von Suggestivmitteln haben, wird sich Kostspieligkeit auch 
hier vermeiden lassen. Die V crordnungen waren fast ausnahmslos 
voranlasst durch körperliche Beschwerden und hatten die seelische Er­
krankung nicht zum Angriffspunkt; cb es vermieden worden ist, 
Kranke in Pflege zu geben, deren cerebralo Erkrankung Indication zu 
medicamentöser Behandlung gegeben hätte. Eine Ausnahme macht 
nur die Bromkali-Verordnung für eine Anzahl Epileptiker, die dasselbe 
regelmässig nehmen. Ferner ist länger dauernde regelmässige 
Morphium-Verordnung bei Morphinismus vorgekommen. \V o etwa 
zur Beruhigung oder gegen Schlaflosigkeit Narcotica, Paraldehycl, 
Chloralhydrat gegeben worden ist, vermochte diese :Medication die 
vViederaufnahme nicht zu verhindern, kaum hinauszuschieben. 
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Die Beaufsichtigung. 

J\Ian war sich von vornherein klar, dass die Familienpflege nicht 
würde gedeihen können, wenn .nicht alle dieselben betreffenden Ein­
richtungen einer besonders scharfen beständigen Controle unterzogen 
würden. Ebenso der :Mangel an Erfahrung auf diesem Gebiet, als 
die räumliche Entfernung der Pflegestellen von der Anstalt, als auch 
die Schwere der Verantwortung der leitenden Behörden, liessen dies 
besonders nothwendig erscheinen. Eine geregelte Inspoetion der 
Pflegestellen ist eins der ·Mittel, die Controle zu vollziehen. Im An­
fang der Einrichtung der Familienpflege hatte Herr l\Iedicinalrath 
Sander die Inspection cl-er Pflegestellen selbst in der Hand behalten. 
Nachdem aber die Zahl der Pfleglinge die Höhe von 30 erreicht 
hatte, machte sich das Bedürfniss nach Unterstützung geltend. Man 
dachte zunächst vorübergehend an eine Verwendung von \V arte­
Personal und glaubte, dass eine \Värterin der Irrenanstalt, die sich 
dazu eignete, betraut werden könne, die Pfleglinge in ihren \Voh­
nungen regelmässig und nach Anleitung der Direction zu besuchen 
uncl über sie Bericht zu erstatten, ohne dass dadurch die selteneren 
ärztlichen Besuche in Wegfall kämen. Mehrfache Bedenken hielten 
davon ab, diese Einrichtung praktisch auszuführen. Es wurde viel­
mehr claran festgehalten, dass in gleicher \Veise, wie gegenüber den 
in der Anstalt selbst Verpflegten auch gegenüber den Geisteskranken 
in der unter der Verwaltung der Anstalt stehenden Familienpflege 
die verantwortliche Controle nur durch die Direction, bezüglich· das 
derselben beigegebene ärztliche Personal auszuüben sei, \Varte­
Personal aber nur zu untergeordneten Aufträgen thatsächlicher Natur, 
wie Ueberbringung von Sachen, Einziehung bestimmter Informationen, 
zri verwenden sei. So wurde denn beschlossen, einen der Anstalts­
Aerzte mit Führung der~ Aufsicht über die Pflegestellen zu beauftragen. 
Wie sehr· gerade eine ärztliche Controle nützlich für eine gewisse 
Anzahl Geisteskranker sei, die man ausserhalb der Anstalt verpflegen 
wolle, }_latten die Beobachtungen gezeigt, welche vor Einrichtung der 
unter der Verwaltung der Irrenanstalt stehenden Familienpflege mit 
der ärztlichen Beobachtung gemacht wurde, die Herr l\Iedicinalrath 
Sander inofficieller \Veise über eine Anzahl auf Kosten der Armen-
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Direction ausserhalb der Anstalt verpflegter Geisteskranker ausgeübt 
hatte.*) Der Anstalts-Arzt, welcher wegen Amvachsens der Zahl der 
Pfieglinge im Jahre 1887 die Beaufsichtigung der Pflegestellen über­
nahm, war der damalige Assistenz- Arzt der Irrenanstalt Dr. 0 t t o , 
jetzt Ober-Arzt der Irrenanstalt Herzberge. Herr Dr. Otto war um­
somehr geeignet diesen Auftrag zu übernehmen, als er sich schon 
vorher an der privatim von Herrn Medicinalrath Sander geübten 
Aufsicht über die Pflegestellen betheiligt hatte und ihm der grösste 
Theil der in Familienpflege untergebrachten Kranken yon ihrem 
Aufenthalt aus der Anstalt her bekannt war. Vom Jahre 1890 ab 
übernahm sodann Verfasser dieses den Auftrag der Inspeetion der 
Familienpflege. 

Als Objecte der Beaufsichtigung ·waren da: die Pfleglinge, die 
Pfleger und die ·Wohnungen derselben. In der Uebereinkunft vom 
7. Juli 1885 war festgesetzt worden, dass diejenigen aus der Anstalt 
austretenden Kranken der unter der Verwaltung der Anstalt 
stehenden Familienpflege übergeben werden sollten, welche »Speciell 
irrenärztlicher Aufsicht« bedürften. Dieser Ausdruck der speciell 
irrenärztlichen Aufsicht wäre zu wörtlich genommen, geeignet gewesen, 
falsche Vorstellungen zu erwecken, weil es nach demselben scheinen 
könnte, als sei eine eigentliche Beaufsichtigung der Geistes­
kranken von Seiten eines Irrenarztes das \V escntliehe der unter 
Verwaltung der Irrenanstalt stehenden Familienpflege. Bei der 
Schaffung des Begriffs »Speciell irrenärztlicher Aufsicht bedürftig« 
hatte man vielmehr im Auge eine Definition zu treffen, 
welche diejenigen hülfsbedürftigen Kranken umfassen 
solle, deren Zustand eine Berücksichtigung psychiatri­
scher Gesichtspunkte auch nach ihrem Austritte aus der 
Anstalt in die offene Armenpflege in einem solchen Um­
fange geboten erscheinen lässt, dass die Fürsorge für sie 
der Verwaltung der Irrenanstalt zu belassen, auch nach 
ihrem Austritt aus derselben nothwendig oder wünschens­
werth ist. :Man hat also nicht etwa gemeint, dass die Anstalt 
irgend eine eigentliche, factische »Aufsicht« über die Kranken selbst 
und ihr V erhalten durch Irrenärzte ausüben, oder das V erhalten 
der Kranken durch diese Aufsicht irgendwie restringirend oder rctar­
dirend beeinflussen könne, oder gar, dass das V erbleiben der Kranken 

*) Vergleiche Seite 24. 
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ausserhalb der Anstalt nur durch den Effect dieser Aufsicht zu 
Stande gebracht und unterhalten würde. Was in Betreff der Kranken 
von der Anstalt aus erzielt werden kann, ist wenig mehr als eine 
blosse ärztliche »Beobachtung«. Eine Beaufsichtigung kann sich 
nur erstrecken auf die Pfleger ; für diese ist sie nothwendig und 
wesentlich und von ihrer hinreichenden Ausübung das Gedeihen der 
Familienpflege abhängig. .Sie hat den Zweck, eine Gewähr dafür zu 
bieten, dass die Pfleger ihren Pflichten gegen die Pfieglinge nach­
kommen; dass Pflichtverletzungen derselben rechtzeitig zur Kenntniss 
der Anstalt gelangen. Es wird ja in dieser Richtung hin nicht alles 
Ueble vermieden werden können; die Möglichkeit des Missbrauchs 
ist bei jeder menschlichen Einrichtung vorhanden. Aber dass 
Pflichtvergessenheit, wo sie sich vorwagt, bemerkt und abgestellt 
wird, das kann erreicht werden und das ist erreicht worden durch 
die Beaufsichtigung. 

Bei der Beaufsichtig1mg der Pflegestellen ist in Obacht zu ziehen 
die Ernährung der Pfleglinge. Es ist festzustellen, ob dieselben 
ihre rechtzeitigen ordentlichen Mahlzeiten in hinreichender Qualität 
und Quantität erhalten. Dann ist die Reinlichkeit des Körpers, der 
Leib- und Bettwäsche der Pfleglinge, die Sauberkeit der ganzen 
\V ohnung des Pflegers zu beobachten. Es ist die Sauberkeit gerade 
der Punkt, der wohl am öftesten zu moniren war. Es wird dies 
den nicht ·wunder nehmen, der wie der Arzt täglich Gelegenheit 
hat, die Gleichgültigkeit unserer Bevölkerung in der Beziehung auch 
bei besser Situirten kennen zu lernen. So leicht es ist, über die 
Sauberkeit ein Urtheil zu gewinnen, so schwierig ist dies in Betreff 
cler Ernährung der Pfl.eglinge; Grund genug also, der Ernährung der 
Pfleglinge bei der Beaufsichtigung ein ganz besonderes Augenmerk 
zu schenken. . V ernachlässigungen nach der Richtung hin sind vor­
gekommen, aber gerade die Art und Weise, wie diese Fälle meist zur 
Kenntniss kamen, bewiesen, wie kräftig die meisten Kranken auf Ver­
nachlässig~ng in dieser Beziehung reagirten. Es kam vor, dass Kranke 
schon am ersten oder zweiten Tage nach der Inpflegegabe .in Er­
regung die Anstalt aufsuchten und sich über unzureichendes oder un­
schmackhaftes Essen beschwerten. Waren es noch wenig erprobte oder 
gar zum ersten l\Iale belegte Pflegestellen, so wurde stets durch so­
fortige Verlegung, wenn es die Umstände zuliessen, sonst durch vor­
läufige Wiederaufnahme dem Kranken Genugthuung verschafft. Jeder, 
der Geisteskranke kennt, weiss, dass es viel öfter der Pfleger als der 
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Kranke gewesen ist, dem da Unrecht geschehen, auch wenn der 
Geisteskranke nicht gerade zu den Nörglern, den Anspruchsvollen, 
jener jedem Anstalts-Arzte bekannten Klasse der Kranken, gehörte. 
Ich habe mir es von Anfang an besonders angelegen sein lassen, 
darauf zu sehen, dass die Pflegfu1ge in Bezug auf die Ernährung zu 
ihrem Rechte kämen. Abfragen aller einzelnen hierher gehörigen 
Punkte unter vier Augen erschien mir nie unnöthig. Oft genug ergab 
sich durch Hinzukommen zu den Mahlzeiten bei Gelegenheit der 
Inspectionsbesuche einwurfsfreie Gelegenheit, sich zu überzeugen. 
Ich kann nur sagen, dass das dem Pfleglinge Gebotene öfter das 
Nothwendige überstieg, und man hätte überrascht sein können, wenn 
man nicht gewusst hätte, dass der V ortheil für den Pfleger nach 
einer ganz anderen Seite hin lag, als der, an der V m·pflegung einen 
Gewinn zu machen (vergleiche Seite 42 und 44). Dieses günstige 
Ergehniss zu erzielen, wäre aber auch· die Beaufsichtigung nicht hin­
reichend gewesen,· wenn hier nicht andere Umstände begünstigend 
mitgewirkt hätten. Die aus der Irrenanstalt Entlassenen können in 
Bezug auf Ernährung als verwöhnt bezeichnet werden und dies 
bringen sie auch zur Geltung. vVie an anderem Orte zu besprechen 
ist, wmden geistig sehr tief stehende Kranke1 eigentlich Blöde, denen 
man, ohne dass sie reagirt hätten, schlechte und unzureichende 
Nahrung hätte darbieten können, zu Fremden nicht in Pflege gegeben. 
Wichtiger aber als die Fähigkeit der Kranken zu reagiTen, was doch 
für eine· Reihe Fälle, wenn Einschüchterung von Seiten der Pfleger 
zur Geltung gekommen wäre, versagt hätte, ·war die Persönlichkeit 
der Pfleger selbst. Die Pfleger, welche ihnen nicht verwandte Geistes­
kranke in Pflege bekamen, waren keine armen Schlucker, etwa 
arbeitslose Leute, die in Ermangelung von etwas Besserem sich damit 
abgegeben hätten, Pfleglinge zu halten. Nur Leute in ganz geord­
neten Verhältnissen und mit hinreichendem Arbeitsverdienst in 
festem Arbeitsverhältniss oder Anstellung kamen in Betracht und 
unter diesen wieder erlaubte das grosse Angebot die besten auszu­
suchen. Die Klasse der Bevölkerung, welcher die Mehrzahl der Pfleger 
entstammte, stellt in Berlin in Bezug auf Ernährung höhere An­
sprüche als selbst begüterte Leute in kleinen Städten ohne Industrie 
oder in ärmeren, nur Ackerbau treibenden Landgegenden. Täglich 
mindestens einmal Fleisch gilt als unerlässlich ; zweites Frühstück 
und Abendbrod wird nicht ohne Wurst oder geräucherten Fisch oder 
Käse genossen. Die Umstände des Zusammenlebens in immerhin 
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beschränkten Räumlichkeiten bringen es mit sich, dass der nicht 
verblödete Geisteskranke, wie alle übrigen Lebonsgewohnheiten, auch 
dieselbe Nahrung mit der ganzen Familie theilt. Die leibliche Ver­
pflegung der in Familienpflege untergebrachtem Geisteskranken ist 
nicht allein im Allgemeinen eine durchaus angemessene und hin­
reiche~1de, als auch selbst über das, was erwartet werden konnte, 
hinaus gute gewesen, namentlich wo Nicht-Angehörige die Pfleger 
waren. Ich hebe dies ganz besonders hervor, weil einer der geläufig­
sten der hergebrachten Einwände gegen die Familienpflege gewesen 
ist, es sei nicht zu vermeiden, dass die Pfloglinge in Bezug auf ihre 
Ernährung vernachlässigt würden. 

In Beziehung auf die Güte der Ernährung muss man sehr unter­
scheiden, ob die Kranken bei Fremden oder bei Verwandten unter­
gebracht waren. Ebenso wie in Betreff' der wohnlichen Verhältnisse 
fand ich, im Gegensatz zu 'voit verbreiteter Ansicht, dass auch in 
Betreff der Ernährung die V orpfiegung hei Verwandton die mindere sei. 
Es war dies thoils die "Wirkung der schon geschilderten Thatsache, dass 
die Inhaber ständiger Pflegestellen in der Regel sehr bestrebt waren, den 
Pflegling zufrieden zu stellen, damit er bei ihnen zu bleiben Lust be­
hielte. Hatten sie doch meistens lange Zeit auf einen solchen gewartet 
und wussten sie von den Vorstollungstagen, wie viele vorgeblich um 
Pfloglinge sich bemühten. Boi Angehörigen war es aber wohl öfter 
der Fall, dass der Pflegling der war, welcher geboten hatte, dass seine 
Angehörigen ihn in· Pfloge behalten möchten; dass die Pfleger sich 
nur auf vieles Zureden entschlossen hatten, ihn zu sich zu nehmen. 
Ein weiterer Grund der Verschiedenheit ist, dass die fremden Pfleger 
ausgesuchte Leute in nicht schlechten Verhältnissen sind, während 
die Angehörigen der geisteskranken Pfloglinge sohr oft recht ärmliche, 
selbst kümmerliche V orhältnisso darboten. Am schlimmsten stand 
es wohl dort, wo der Ehemann zu seiner Frau in Pflege gegeben 
war; aber auch hier habe ich nicht selten beobachtet, dass die meist 
überarbeitete Frau ihren Mann besser nährte als sich selbst. 

Ein weiterer Gegenstand, dem die Beaufsichtigung 
sich zuzuwenden l1at, ist die Behandlung, welche den Pfleg­
lingen von ihren Pflegern zu Theil wird. Es gilt hier etwa das 
Gleiche, wie bezüglich der Ernährung. Klagen über schlechte Behand­
lung durch die Pfleger kamen vielfach vor von Seiten der Pfloglinge; 
kein praktischer Psychiater wird dies anders erwarten. Jederzeit 
wurde diesen Klagen entsprechend sofortige Wiederaufnahme oder 
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Wechsel der Pflegestelle vorgenommen, so wenig man sich auch über 
die Deutung der Klagen unklar sein konnte. Es sind einzelne ganz 
bestimmte Kranke, bei denen sich dieser Vorgang immer wiederholt, 
auch in Pflegestellen, die schon lange zur Zufriedenheit in Benutzung 
sind. Es ist die dem Psychiater wohl bekannte Gruppe der Kranken, 
welche stets ihre Umgebung verdächtigen. Manche dieser Kranken 
waren bezüglich dieser ihrer Eigenschaft schon von ihrem Aufenthalt 
in der Anstalt her bekannt, bei anderen trat dieser Zug ihres Wesens 
erst so recht deutlich in der Pflege hervor. Bei i.ücht wenigen gerade 
dieser unglücklichen Menschen sah man sich nach einer Reihe miss­
glückter V ersuche genöthigt, darauf zu verzichten, sie ausserhalb der 
Anstalt verpflegen zu wollen. Nur in einem Falle wurde eine :Miss­
handlung eines geisteskranken Pfleglings durch Schläge mit der Hand 
ins Gesicht festgestellt, welche von der Hausfrau der Pflegestelle an 
der Kranken ausgeübt worden war im Affect über einen Schaden, 
welchen die Kranke angerichtet. Der Fall fand strafrechtliche 
Ahndung. 

Der schwierigste Punkt der Beaufsichtigung ist, zu verhüten, 
dass Pfleger in die Wohnung, nachdem dieselbe mit weiblichen Pfleg­
lingen belegt worden, noch Schlafburschen aufnahmen. Es ist dies 
vorgekommen und hat zur Entfernung der Pfleglinge aus einigen 
Pflegestellen geführt. Einigemale fand diese nachträgliche Aufnahme 
von Aftermiethern statt mit der Absicht, dieselbe zu verheimlichen; 
die Entdeckung war dann nicht leicht; einige Male ohne dieselbe. Die 
beengten 'Vohnungsverhältnisse haben in Beziehung auf das enge 
Zusammenwohnen eine solche Gleichgültigkeit erzeugt, dass in letzterem 
Falle die Pfleger so wenig etwas Ungehöriges erblickten, dass sie aus 
der vorgenommenen Vermiethung gar kein Hehl machten. Polizei­
liche Bestimmungen bieten keine Handhabe dagegen, da die Polizei­
Verordnung vom 17. Dec. 1880 betreffend das Schlafstellenwesen 
nur die Benutzung desselben Raumes als Schlafraum Verschiedener­

Geschlechter verbietet. 'V enn eine 'V ohnung genügend viele Räume 
hat, um eine getrennte Benutzung derselben als Schlafräume zu 
gestatten, wird von der Polizei eine Belegung derselben mit, After­
miethern verschiedenen Geschlechtes nicht verhindert. Etwaiger 
V erdacht auf Anwesenheit männlicher Aftermiether in einer 'V ohnung 
liess sich · durch sofortige mündliche Anfrage beim betreffenden 
Revier-Amt auf der Stelle auf seine Stichhaltigkeit hin prüfen. 

Einschüchterung der Pfleglinge von Seiten ihrer Pfleger, um 
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Ungehörigkeiten der Beaufsichtigung zu entziehen, ist vorgekommen, 
mit dem Erfolge, dass Kranke über Ungehörigkeiten schwiegen. 
Nicht aber gelangen diese Einschüchterungen in dem Grade, ·dass 
der Kranke dazu zu bringen gewesen wäre, auf Geltendmachung 
seines \Vunsches nach Verlegung zu verzichten; und betreffs etwaiger 
\Vüm;che nach Verlegung sind die Kranken immer wieder und wieder 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit eindringlich zu befragen. 
Mancher in seiner Ursache unklare \Vunsch nach Verlegung fand so 
seine Erklärung, nachdem der \Vechsel der Pflegestelle · vollzogen. 
Die Erfahrung schärft Einem gerade nach dieser Hichtung hin sehr 
das Auge, um einem \Vunsch des Kranken nach Entfernung aus 
seiner Pflegestelle entgegen kommen zu können, selbst wenn ein 
Grund für den \Vunsch nach Verlegung auch auf eindringlichstes 
Zureden hin unter vier Augen nicht angegeben wird, wie es die Art 
mancher Kranken ist, so dass die Pfleger gerade durch Einschüch­
terung der Pfloglinge sehr wenig Schaden anrichten konnten. Viel 
schwieriger ist es, Ungehörigkeiten auf die Spur zu kommen, wenn 
nicht gegen den \Villen der PftegÜnge, 'sondern im Einverstänclniss 
mit diesen solche zu verbergen waren. Am häufigsten war hier, 
dass eine Verschlimmerung im Befinden des Kranken nicht rocht­
zeitig zur Kenntniss gebracht und Unzuträglichkeiten, die der Kranke 
verursachte, geradezu verschwiegen wurden, damit eine Zurücknahme 
desselben in die Anstalt unterbleiben möge. Die Pfleger sind überhaupt 
geneigt, das Verhalten des Pfleglings in günstigerem Lichte, als der 
\Vahrheit entsprechend ist, zu schildern, wenn wie allermeistens bei 
ihnen das Interesse, den Pflegling zu behalten, vorliegt. Nur ganz 
wenige . Pfleger enthielten sich dieses Optimisrnus und berichteten 
objectiv. Auf der anderen Seite. konnten sich die Pfleger in den 
wenigen Fällen, wo ihnen aus äusserlichen Gründen die Entfernung 
des Geisteskranken wünschenswerth war, nicht entschliessen, diesen 
Grund offen anzugeben, sonelern sie glaubten stets, ihren Zweck an­
gemessener zu erreichen, wenn sie eine \Viecleraufnahme des Kranken 
als wegen V eränclerung seines Befindens nothwenclig hinstellten. Zu 
diesem Verhalten mag der \V ortlaut des Pflegevertrages sie veranlasst 
haben."') In Folge dieser Verhältnisse erwies sich die Aufgabe des 
mit Erledigung der auf die Pfieglinge bezüglichen Angelegenheiten 
beauftragten Arztes, nicht allein eine Beaufsiehtigung der Pfleger aus-

*) Siehe Anhang Beilage No. 5. 
Bothc. 6 
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zu üben, sondern auch über den Zustand der verpflegten Geistes­
kranken sich auf dem Laufenden zu halten, als gar nicht so einfach, 
wie es den Anschein hatte. Man muss mit den oben geschilderten 
Gepflogenheiten der Pfleger sehr vertraut sein und einige Menschen­
kenntniss zur Anwendung bringen, um sich von dem wahren Stand 
der Dinge ein Bild machen zu können, das von der \V ahrheit nicht 
allzuweit entfernt ist. 

Eine kleine Anzahl der geisteskranken Pfloglinge unterstanden 
nicht allein der von der Irrenanstalt ausgeübten ärztlichen Beob­
achtung, sondern auch einer solchen von Seiten der Polizei. In 
Ausnahmefällen konnte sich das Kgl. Polizei- Präsidium der Pflicht 
nicht für entbunden erachten, gewisse Geisteskranke auch während 
ihres Aufenthaltes in der Familienpflege einer polizeilichen Beauf­
sichtigung zu_ unterziehen, wie solche nicht selten aus der Irrenanstalt 
beurlaubten Geisteskranken zu Theil wird. Es waren dies theils 
solche Geisteskranke, die durch besonders gefährliche Handlungen zu 
ihrer Aufnahme in die Irrenanstalt V eran!assung gegeben hatten, theils 
solche, die aus Untersuchungs- oder Strafhaft wegen Geisteskrankheit 
der Irrenanstalt überwiesen worden waren. In der ersten Gruppe 
waren am zahlreichsten Alkoholisten, welche durch Misshandlung 
ihrer Ehefrau und der Kinder vor ihrer Aufnahme der Polizei ·wieder­
holte Gelegenheit gegeben hatten, sieh mit ihnen zu befassen. Diese 
seitens der Polizei geübte Beobachtung wurde mit grosser Dise1·etion 
ausgeführt, sodass sie den Geisteskranken nicht zur Kenntniss kam. 
Zu Bedenken ärztlicher Natur gab diese ausmihmsweise polizeiliche 
·Beobachtung keinen Anhalt; sie 'var im Gegentheil als eine werth­
volle Ergänzung der ärztlichen Beaufsichtigung und eine Garantie 
mehr für das Gedeihen der FarnDienpflege zu erachten. 

Die Pflegestellen zu beaufsichtigen und die Pfleglinge zu be­
obachten, ist nicht die einzige Aufgabe des für die Familienpflege 
bestellten Anstalts-Arztes. Es ist ihm überhaupt zur Pflicht gemacht, 
für eine Vermehrung der Familienpflegestellen und Hingabe aller 
dazu geeigneten Kranken der Anstalt Dalldmf selbst sowohl, als auch 
der mit Berliner Communalkranken belegten Privat-Irrenanstalten in 
Familienpflege nach Möglichkeit zu wirken. Im Laufe der Jahre hat 
sich der Wirkungskreis des Aufsicht führenden Arztes mehr und 
mehr ausgebaut. Es fällt ihm die Vorbereitung der Inpflegegabe zu, 
zu ·welchem Zweck er mit den für die Familienpflege bezeichneten 
Anstaltsinsassen und deren Angehörigeli.' und Bekannten sich in Ver-
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bindung setzt. Er m.aeht die V arschläge für die Höhe der Pflege­
gelder, begutachtet die so zahlreich einlaufenden Gesuche um Er­
höhung derselben und um Extraunterstützungen, nachdem er 
die hierfür jedes Mal nöthigcn Erhebungen gemacht hat. Er 
empfängt das Pflegestellen anbietende Publikum und bespricht mit 
den Inhabern unbesetzter Pflegestellen die Uebernahme für sie ge­
eigneter Kranker. Er empfängt die Pfleger, welche mündliehe An­
liegen vorbringen betreffs ihrer Pfloglinge und· ebenso die Pfleglü;go, 
welche gewöhnt sind, häufig nach der Anstalt zu kommen, um 
Klagen zu äussern, Bitten zu stellen, Beschwerden vorzubringen.· 
Bald zeigt sieh in 'Folge dieser Besprechungen eine Verlegung, bald 
eine ~Wiederaufnahme nöthig. Sodann kommen die Angehörigen der 
Kranken zur Besprechung, dieser oder jener Antrag an die Direetion 
im Interesse eines Kranken wird nothwendig; Rath wird begehrt in 
allen möglichen Angelegenheiten, und man hat da Gelegenheit 
dienstlieh Erfahrungen nutzbar zu machen, von denen man eine 
solche Verwendung kaum voraussah. Ganz besondere Aufmerk­
samkeit verdienen alle Bestrebungen der Pfloglinge um Arbeits­
gelegenheit. 

Man könnte vielleicht erwarten, dass es auch eine Hauptaufgabe 
für den aufsiehtführenden Arzt sein müsse, den Pfleger über sein 
V erhalten gegen den Kranken zu unterrichten, sein V erständniss für. 
-den Kranken hervorzurufen, gewissermaassen eine Mittelsperson zu 
sein zwischen Pfleger und Pflegling. Es ist aber nicht an dem. 
Der Arzt kann den Pfleger beaufsichtigen und ihn hindern, Unrecht 
zu begehen gegen den Pflegling, er kann ihn aber nicht mit Aus­
sicht auf Erfolg belehren, wie er sein V erhalten gegen den Pflegling 
einzurichten habe. Man wird ja niemals unterlassen, bei Uebergabe 
eines Pfleglings in eine neu besetzte Pflegestelle dem Pfleger die 
Wichtigkeit der Verpflichtungen, die er übernimmt, darzulegen; 
man wird das Gefühl der Verantwortlichkeit, welche der Pfleger auf 
sich nimmt, zu stärken suchen; man wird darthun, wie die Ueber­
gabe des Pfleglings an den Pfleger der Anvertrauung einer gefähr­
lichen Sache gleich zu achten sei. In einem ganz bestimmten 
vorliegenden Falle wird der Arzt bei der Inpflegegabe Verhaltungs­
regeln geben, eine Klippe, die er voraussieht, zu vermeiden; auch 
~wird in einem einzelnen, ganz bestimmten Falle der Pfleger sich 
vom Arzte Rath erholen können, wip er sich gewissen Umständen, 
die eingetreten sind, gegenüber zu verhalten habe; wenig genug 

6* 



- 84-

aber kann der aufsiehtführende Arzt thun, um das gegenseitige 
Verhältniss von Pfleger und Pflegling im Allgemeinen zu beeinflussen. 
Das hinreichende V erständniss des Pflegers für das krankhafte 
V erhalten seines Pfleglings, welches nothwcndig ist, damit er sein 
Betragen gegen clenselben danach einrichte, ist eine angeborene 
Fähigkeit. Fehlt dieses V erständniss, so kann man kaum etwas 
thun, um dasselbe hervorzurufen. Man muss sich davor hüten, die 
Möglichkeit der Beeinflussung der Pfleger nach der Richtung hin zu 
überschätzen. l\Ian wird sich meist eine Zeit lang beobachtend ver· 
halten und zusehen, ob Pfleger und Pfiegling sich in einander 
finden. Entweder es stellt sich Einvernehmen nach einiger Zeit 
her, oder es bleibt aus; im letzteren Falle ist nur Entfernung des 
Kranken aus der Pflegestelle die Lösung. Dass man durch Beleh­
rung nichts \V esentliches erreicht, wilß J edcr einsehen, der mit dem 
Volke zu verkehren Gelegenheit gehabt hat und gefunden hat, wie 
schwer es ist, der Einsicht eines ungebildeten Mannes Dinge nahe 
zu bringen, für deren,, V erständniss er keine Beanlagung besitzt, und 
wie leicht sich die nöthige Einsicht für eine Sache durch die Erfah­
rung einstellt, wo eine gewisse natürliche Anlage dafür vorhanden ist. 
Wo keine Anlage dafür da ist beün Pfleger, dass sich das nöthige 
V m:ständniss für die Geisteskranken entwickele, ist durch keine Be­
Inühung, . dasselbe hervorzurufen, etwas Lohnendes zu erreichen. 
\Vo aber eine solche Anlage da ist, entwickelt der tägliche Umgang 
mit den Kranken eine recht gute Einsicht in das \Vesen derselben, 
die bei verständigen Leuten in bemerkenswerther \V eise sich aus­
bilden kann. Der. W erth dieser Pflegestellen für die Anstalt nimmt 
mit den Jahren zu, und man kann diesen Leuten immer schwierigere 
·Kranke ruhigen Gewissens anvertrauen. 

Der wichtigste Erfolg, der dem aufsiehtführenden Arzt aus dem 
persönlichen Verkehr mit dem Publikum der Pflegestellen erwächst, 
ist eine genaue Kenntniss der Persönlichkeiten und der \Vohnungen 
der Pfleger, ihrer Brauchbarkeit und ihrer schwachen Seiten. Der 
grosse Vorrath zur Besetzung bereitstehender Pflegestellen ist nur 
ein tocltes Capital, wenn nicht eine Person in der Anstalt ist, die 
auf Grund ihrer Kenntnisse der vorhandenen Pflegestellen aus 
eigener Anschaüung ·den Bedarf der Anstalt nach Pflegestellen in 
individualisirencler, den \Vünschen und Bedürfnissen des einzelnen 
·Kranken gerecht werdender \V eise mit dem Angebot von Pflege­
stellen in Einklang :zu bringen weiss. Diese wichtigste Aufgabe 
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des aufsiehtführenden Arztes ist es, welche dem Pfiegestellenvorrath 
erst ihre Verwendbarkeit für die Anstalt zur Besetzung mit Pfieg­
lingen giebt. Es wäre natürlich ein ganz unzweckmässiges Ver­
fahren, welches Misslingen der Inpflegegabe, häufige und schnelle 
Rückkehr der Pfloglinge zur Anstalt und Schlimmeres im Gefolge 
haben würde, wollte man, ohne genaueste Berücksichtigung der Indivi­
dualität sowohl der Pfleger als der Pfleglinge, in rein schematischer vVeise 
eine Besetzung der Pflegestellen aus der Pflegestellen-Liste vornehmen. 
Bei dem nöthigen Eifer wird der die Angelegenheiten der Pfloglinge 
bearbeitende Arzt sich die hinreichende Kenntniss der Pflegestellen aus 
eigener Anschauung verschaffen, um in diesem Theil seine Aufgabe, 
der zusammen mit der Aufsicht über die Pfleger durchaus als 
wichtigster im Vordergrund seiner Thätigkeit steht, vor lYßssgriffen 
be·wahrt zu bleiben. 

Ausgeübt wurde die Beobachtung der Pfloglinge und die Be­
aufsichtigung der Pfleger in erster Linie durch Besuche,. die zu 
dem Zweck in der Behausung der Pfleger gemacht wurden. \Vie 
oft solche Besuche zu machen sind, darüber lässt sich kaum etwas 
Allgemeines sagen. Es richtet sich das ganz nach den im speciellen 
Falle gerade vorliegenden Verhältnissen. Es ist vorgekommen als 
äusserste Ausnahme, dass ein Pflegling einige Male hinter einander 
einmal in je einer 'Woche besucht wurde. Nur ganz besondere 
Gründe können dies bei der grossen Zahl der Pfloglinge veranlassen. 
Des Häufigeren sind Monate lange Zwischenräume zwischen den ein­
zelnen Besuchen in den besetzten Pflegestellen. Die Besuche können 

·um so seltener sein, je lebhafter der V erkelu mit der Anstalt ist, 
den der Pfiegling selbst unterhält. vVeitere _unterschiede ergeben 
sich daraus, ob die Pfleglinge bei Verwandten oder bei Fremden, 
ob sie in neu besetzten oder in längst bewährten Pflegestellen unter­
gebracht sind. Je höher stehend in seinem geistigen Zustande der 
Kranke ist, desto mehr wird man die Zahl der Besuche ein .. 
schränken. Eine gewisse Anzahl Kranke pflegen wegenjeder Unannehm­
lichkeit, die ihnen aufstösst, sich in der Anstalt einzufinden und zu 
berichten. Von anderen erfährt man freiwillig nichts ; diesen muss 
man nachgehen; bei jenen kann man sich mehr abwartend ver­
halten. 

Wenn es auch sicher ist, dass der Erfolg der Familienpflege 
abhängig ist von einer geregelten Inspection, so ist auf der anderen 
Seite auch nicht zu verkennen, . dass die wachsende Zahl der Pfieg-
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linge die Intensität dieser Inspection abschwächen muss. Zum 
Theil wurde allerdings eine Verminderung der Zahl der auf den 
einzelnen Kranken· entfallenden Inspectionsbesuche dadurch auf­
gewogen, dass der aufsiehtführende Arzt seine Thätgkeit Jahre 
lang ausübt, sich in dieselbe immer me~r einzuleben im Stande ist. 
Er lernt die ständigen Pflegestellen namentlich genau kennen und in 
Bezug auf ihre Zuverlässigkeit beurtheilen. Aber auch trotz dieser im 
Laufe der Zeit sich ergebenden Frucht der jahrelangen Beschäftigung 
mit demselben Gegenstand wäre es dem Arzte unmöglich, über die 
Verhältnisse des Pfleglings und der Pfleger hinreichend orientirt zu 
bleiben · ohne den V er kehr, welchen Pfleger und Pfleglinge ihrerseits 
mit der Anstalt unterhalten. Eine grosse Unterstützung erfährt 
dieser Verkehr mit der Anstalt und damit auch die Beaufsichtigung 
durch eine Einrichtung, die sich als im hohen Grade zweckmässig 
bewährt hat. Diese Einrichtung ist die eines von dem aufsieht­
führenden Arzte abgehaltenen Vorstellungstages. Es ist fest­
gesetzt, dass monatlich je einmal die Pfleger ihre Pfleglinge zur 
Anstalt zur Vorstellung zu bringen haben, und zwar in der· Regel 
am ersten, bezügli_ch zweiten Tage des Monats, dem Zahltage des 
Pflegegeldes. Während es Anfangs schien, als ob es nicht opportun 
sei, wenn die Anstalt zum Zweck der Pflegegelderhebung regelmässig 
von einer so grossen Zahl von Personen, Pfleglinge und Pfleger, auf­
gesucht würde, und demgernäss die Stadt- Hauptkasse als Zahl­
stelle angewiesen war, zeigte die Erfahrung, dass im Ge gentheil 
dieses regelmässige Aufsuchen der Anstalt von Seiten der Pfleger 
wie der Verpflegten gleich nöthig und wi.inschenswerth sei, um den 
Zusammenhang mit 9-en ·in Pflege Gegebenen nach Möglichkeit auf­
recht zu erhalten und dem Arzte auf diese Weise zu ermöglichen, 
-die Kranken öfter zu sehen, als es sonst zu ermöglichen wäre. Es 
wurde elementsprechend als Regel festgehalten, dass Pfleger und 
Pfleglinge sich allmonatlich einmal zur Erhebung des Pflegegeldes 
aus der Vorschusskasse der Anstalt in der Anstalt persönlich ein­
zufinden hätten. Nur aus ganz bestimmten Gründen solle Dispens 
von der Forderl.mg persönlichen Erscheinens statthaben und die 
Lebensbescheinigup.g der Polizeibehörde an die der Direction treten. 
Solche Gründe siüd mannigfache. Eine gewisse Art Kranker haben 
eine zu grosse Abneigung gegen die Irrenanstalt, als dass sie ohne 
Anwendung von Zwang dazu gebracht werden könnten, nach der 
Anstalt zur V arstellurig zu korp.men. Dies ist aber eine ganz kleine 
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Zahl. Häufiger wird aus anderen Gründen davon Abstand ge­
nommen, das persönliche Erscheinen jeden Monat zu verlangen. 
Man begnügt sich mit seltenerem Erscheinen, z. B. auch bei den Kranken, 
die in sehr grosser Entfernung untergebracht sind. Ganz besondere 
Rücksiqht wird auch auf die Kranken genommen, denen es gelungen 
ist, eine Beschäftigung zu finden,· und die darin durch den Besuch 
in der Anstalt nicht gehindert werden sollen. In diesen Fällen muss 
ein Bericht der Pfleger über das Befinden und V erhalten der Kranken 
den Ausfall eigener Beobachtung nach Möglichkeit ersetzen. Auf 
besondere Begründung wird auch auf das Erscheinen des Pflegers 
wenigstens eine Zeit lang verzichtet und ihm das Pflegegeld durch 
die Post gesendet. Auf den Vorstellungstag versparen sich häufig 
Pfleger und Pfleglinge, was sie vorzubringen haben, wenn die Sache 
nicht eilig ist: ihre ·wünsche um Erneuerung der Bekleidung , um 
Unterstützung, um Atteste, um Entlassung oder Wechsel der Pflege­
stelle. So drängt sich auf die ersten Tage des Monats viel Arbeit, 
die Pfloglinge betreffend, zusammen , sodass ein recht reges Treiben 
in der Anstalt herrscht und alle botheiligten Beamten in voller 
Thätigkeit sind. Die nächsten Tage bringen noch die Nachzügler, 
welche das Gedränge scheuen. 

Wichtiger noch als sonst bei der Thätigkeit d<:)s Anstalts-Arztes 
ist bei der Bearbeitung der die Pfloglinge betrefl'enclen Angelegen­
heiten die Contiunität der Amtsführung. Der Auftrag der 
Aufsicht über die Familienpflege wechselt deshalb nicht ohne Noth­
wendigkeit. Die Thätigkeit des aufsl.chtführenden Arztes trägt, wie 
sich im Laufe der Jahre gezeigt hat, nur dann die rechten Früchte, 
wenn ein bestimmter Arzt ständig die Aufsicht führt.- Nur so ist 
es möglich, dass der betreffende Arzt eine genaue Ken~tniss der 
Pflegestellen und Kranken erhält, dass er sich in seine Thätigkeit 
einlebt und die Methode weiter ausbildet, dass er <,ler Anwalt 
wird, an den sich Pfleger wie Kranke stets wenden. Ein 

I 

etwaiger vVechsel unter den Aerzten der Anstalt würde diese Wirkung, 
nicht eintreten lassen. Es wurde als Grundsatz aufgestellt, dass der 
betreffende Arzt möglichst lange den Auftrag ausüben solle. Soll 
die Thätigkeit des die Familienpflege beaufsichtigenden Arztes der 
ganzen Anstalt den rechten Vortheil bringen, so ist eine gewisse 
Selbstständigkeit dessel~en in seinen Entscheidungen eine Voraus­
setzung des Erfolges, namentlich was die Auswahl der Pfleger, die 
Entscheidung_ über Wiedemufnahme und Pflegewechsel anbetrifft. 
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Ein Theil der ,Entscheidungen muss wenigstens vorläufig unterwegs 
getroffen werden bei Gelegenheit der Besuche in den. Pflegestellen. 
Die Einrichtung der Familienpflege würde nicht gedeihen können, 
wenn die vorläufigen Entscheidungen des beaufsichtigenden Arztes 
nicht aufrecht erhalten würden und derselbe in die Lage käme, seine 
Maassnahmen umzuändern oder rückgängig gemacht zu sehen. Ich 
habe in diese~ Richtung hin Schwierigkeiten nie gehabt. Herr Medi­
cinalrath Sander, unter dessen Händen die Familienpflege erwachsen 
war, kannte die Bedürfnisse derselben zu genau, als dass er nicht, 
wenn er auch . im einzelnen Falle vielleicht manchmal anderer 
Meinung gewesen ist, den zulässig weitesten Spielraum gegeben hätte. 
Es ist diese Seite der Sache eine ziemlich wichtige. Ich kann mir 
vorstellen, dass dieser Punkt unter Umständen einmal Ursache des 
Misslingens der Familienpflege werden könne, wenn er nicht berück­
sichtigt würde. Eine mit Geschäften verschiedenster Art überhäufte 
Direction kann, auch wenn sie den einzelnen Fall immer noch im 
Auge zu behalten vermag, in der Familienpflege wenig mehr als. all­
gemeine Directiven geben, da die Entscheidung jeder Einzelfrage die 
Kenntniss und Combination kleiner und kleinster Thatsachen und 
Beobachtungen voraussetzt, die nur der in täglicher persönlicher Be­
rührung mit Pfleger und Pfleglingen Stehende haben kann. 

Die Thätigkeit des aufsiehtführenden Arztes. ist eine schöne und 
auch eine befriedigende, we1m die Beauftragte Neigung dafür hat. 
Sie erhält ihren Reiz durch die Berührung mit den verschieden­
artigsten Verhältnissen und durch das Unterwegs auf den Kreuz- und 
Quertouren in einem so interessanten Gebiet, wie es eine Grassstadt 
mit ihrer halbfertigen Umgebung ist. Die Thätigkeit schafft Befrie­
digung, weil_man sieht, dass man Nutzen stiften k.ann.. Man hat 
das Gefühl, der Zweckmässigkeit zu ihrem Rechte zu verhelfen, wenn 
man sieht, wieviel die Hülfe, die, ohne dass ein langer Instanzenweg 
vorher nothwendig ist, sofort geboten werden kann, bedeutet für den 
geisteskranken Menschen. 

Die Aufsicht über die Familienpflege führt der damit beauftragte 
Anstalts-Arzt , und zwar ein solcher in der Stellung eines Assistenz­
Arztes, im Nebenamte neben seiner Thätigkeit 'innerhalb der Anstalt. 
Diese letztere beizubehalten ist nothwendig sowohl des Dienstes, als dieses 
Arztes wegen; die· Continuität in seiner Ausbildung in1 Anstaltsdienst 
würde im anderen Falle beeinträchtigt werden. Die Thätigkeit des 
Arztes der Familienpflege ist kein Amt, sondern ein Auftrag, eine 
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Verwendung zu besonderem Zwecke eines für den Anstaltsdienst an­
gestellten Arztes; deshalb bezieht der aufsichtführende, Arzt nicht als 
solcher Gehalt, sondern nur als einer der Assistenz-Aerzte der Irren­
anstalt in der Reihe derselben. Die bei Gelegenheit der Inspections­
reisen gemachten Auslagen werden erstattet als Fuhrkosten und als 
Zehnmgskosten; und zwar wurde als Fuhrgelegenheit fast ausschliess­
lich die Pferdebahn benutzt, die Stadtbahn kaum, wegen ihres Verlaufs 
quer zur Richtung der meisten Besuchstouren. 

Auch die Frage ist in Erwägung gezogen worden, ob es besser 
sei, dass der beauftragte Arzt in der Stadt wohne oder in der Anstalt. 
Beiden Lösungen dieser Frage sind besondere Vorzüge nachzurühmen. 
l\Ian kann wohl sagen, dass die Art ihrer Beantwortung irrelevant 
sei gegenüber der, ob der betreffende Arzt überhaupt geeignet sei 
oder nicht. Es hat in ernster Erwägung gestanden, ob dem beauf­
sichtigenden Arzt nicht zweckmässiger in Berlin W olmsitz zu geben 
sei. Jedenfalls wÜ.rden bei der Ausführung der Verlust der Vor­
theile, die sich aus der engeren Zugehörigkeit des in der Anstalt 
wohnenden Arztes zur Anstalt ergeben, nicht unwesentlich gewesen sein. 

D i e P fl e g I i n g e. 

W eieher Art waren nun die Kranken, die der Familienpflege 
überwiesen wurden? Nach welchen Grundsätzen wurde bei ihrer 
Auswahl verfahren? Es hat sich schon in Vorhergehendem gezeigt, 
dass für die Auswahl des Kranken, ebenso sehr wie der Zustand 
desselben, die äusseren Umstände, unter denen man sein Verweilen 
ausserhalb der Anstalt möglich machen kann, in Betracht kommen. 
Hiernach könnte es scheinen, als ob nicht nach einheitlichen Gesichts­
punkten bei der Auswahl der Geisteskranken für die Familienpflege 
verfahren worden. Das scheint aber nur so, und wäre' dieser Vorwurf 
durchaus nicht gerechtfertigt. Im Gegentheil sind diese Gesichts­
punkte unter ein grosses Princip zu bringen, welches bei den Ent­
lassungen aus der Anstaltspflege in die Familienpflege leitend war, 
nämlich das, nicht allein alle für die Familienpflege ohne \V eiteres 
geeigneten ·Kranken derselben zu überweisen, sondern auch alle 
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Geisteskranke, bei denen eine V erpflcgung ausserhalb der Anstalt 
auch nur möglich schien, für die Familienpflege heranzuziehen, sobald 
als die äusseren Umstände einen Versuch zu rechtfertigen schienen. 
Von diesem Princip aus kommen nicht bloss die Gesichtspunkte zur 
Geltung, welche in Betreff des Zustandes des Kranken in Betracht 
kommen, sondern ebenso sehr eine Reihe äusserlicher Momente, 
welche für die Inpflegegabe mindestens gleiche -Wichtigkeit haben. 
Es ist deshalb deren Besprechung nicht zu trennen von der Besprechung 
der aus dem Zustande des Kranken für die Auswahl zur Familien­
pflege sich ergebenden Momente. Solche :Momente sind: Angehörige, 
welche zur Wiedervereinigung mit ihren in der Anstalt befindlichen 
Familienmitgliedern dräng.en - die Wünsche der Kranken selbst, 
welche täglich und jeden Tag dringender darum bitten, dass ein 
Versuch mit ihnen gemacht werde - Bekannte uncl Freunde des 
Kranken, welche, um selbst einen V ortheil zu erlangen oder um dem 
Kranken zu Willen zu sein, die Inpflegegabe desselben beantragen 
- Inhaber ständiger Pflegestellen, welche um Ueberlassung eines 
Kranken bitten. Alle die Verhältnisse, welche die Erwähnten be­
treffen, sind in Ansehung gezogen worden bei der Auswahl Kranker 
für die Familienpflege. Eine der wichtigsten der Erwägungen von 
Einfluss auf die Auswahl der Geisteskranken ist stets die gewesen, 
welche Beurtheilung voraussichtlich eine Armen-Commission an die 
Hülfsbedürftigkeit des Kranken legen würde für den Fall, dass der 
Kranke aus der Anstalt in die offene Armenpflege entlassen würde, 
im Besonderen, ob die Hülfsbedürftigkeit auch dem Laien evident 
sei, oder ob zur Beurtheilung derselben irrenärztliche Erfahrung 
nothwendig sei. 

Wir wollen der Reihe nach die hauptsächlichsten der für die 
Auswahl der Geisteskranken zur Familienpflege zur Geltung ge­
kommenen Gesichtspunkte durchgehen. In erster Linie werden die 
Kranken für die Inpflegegabe bestimmt, deren Zustand eine ärztliche 
Beobachtung auch nach ihrem Austritt aus der Anstalt noch wünschens­
werth erscheinen lässt. Es sind dies Kranke, bei denen schwere 
Aeusserungen ihrer Krankheit vorhanden sind. Kranke mit Sinnes­
täuschungen (welches Symptom ja im Allgemeinen die Anstaltspflege 
als nothwendig erscheinen lässt) werden, wenn äusserem Anlass zu 
Folge solche aus der Anstaltsverpflegung doch austreten, der Familien­
pflege überwiesen. Das Gleiche gilt für Kranke mit schweren 
Krämpfen, oder solche Krampfkranke, bei denen neben den Krämpfen 
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zeitweise auftretende Verwirrungs- und Erregungs- Zustände zur Er­
scheinung kommen. Aehnliche Erwägungen gelten für die Geistes­
kranken, welche zwar meistens ruhig und geordnet sich verhalten, 
bei denen es aber aus gcringfiigigen Ursachen zu Affecten und selbst 
beträchtlichen Erregungen kommt. Diese Letzteren eignen sich ganz 
besonders zur Familien pflege. Verständige Pfieger beurtheilcn diese 
Ausbrüche richtig aJs bald vorübergehende Erscheinungen einer 
Krankheit und wissen sich diesen Ausbrüchen gegenüber. demgernäss 
i-ichtig zu verhalten. Ist es nicht möglich, diese Kranken in eine 
Umgebung zu versetzen, welche diesen vVuthausbrüchen gegenüber 
das richtige Verhalten an den Tag logt, sind alle diese Kranken als 
der Anstaltspflege durchaus bedürftig anzusehen. Auch alle Geistes­
kranke, bei denen sich die Krankheit nicht in so gewaltsamer 
\V eise äusscrt, wie bei den oben erwähnten, werden der Familien­
pflege überwiesen, wenn ihre Anstaltspflegc-Bcdürftigkcit eine derart 
bedingte ist, dass eine solche nicht vorhanden ist im Falle man .ihnen 
ausserhalb der Anstalt Verhältnisse schaffen kann, in denen ihrer 
Krankheit thunlichste Berücksichtigung geschenkt wird. Es waren 
dies besonders Geisteskranke mit neurasthenischen Symptomen , die 
wohl fähig waren, sich zu beschäftigen, wenn dies ihnen nach Lust 
und Neigung überlassen war, denen .aber ihre abnorm starken oder 
abnorm zeitig auftretenden Ermüdungserscheinungen eine geregelte 
oder andauernde Arbeitsleistung unmöglich machen. Es sind diese 
Zustände bekanntlich nicht so selten, und ohne genaue Kenntniss 
vorangegangener anderer krankhaften Störungen nicht immer leicht 
richtig zu beurtheilen. Der Laie wird kaum in der Lage sein, diese 
Zustände als krankhafte zu erkennen, wenn er nicht in der Lage ist, 
dauernd mit einem solchen Kranken zusammen zu leben. In letzterem 
Falle entgeht ja auch dem Laien nicht die Einsicht vom_ Krankhaften 
dieses Zustandes. Sonst sind aber gerade Kranke mit diesen Symp­
tomen häufig falscher Beurtheilung und demgemäss falscher Bc­
hancllung ausgesetzt, wenn sie von cler Anstalt entlassen werden. 
Es gelingt ihnen nicht von den Armen- Commissionen, deren Mit­
glieder ihren Zustand richtig zu beurtheilen nicht in der Lage sind, 
eine ihrem Zustande angemessene Unterstützung zu finden; die Folge 
ist baldiger Wiedereintritt der Anstaltspfiege-Bedürftigkeit. 

Für eine Anzahl Geisteskranker ging man bei ihrer Ueber­
weisung an die Familienpflege aus von der Erfahrung, wie gut bei 
manchen Geisteskranken das Bewusstsein wirkt, sich in einer ge-
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wissen ärztlichen Beobachtung zu befinden. Es gilt dies ganz be­
sonders von manchen Hysterischen, von gewissen Querulanten und 
vielen Alkoholisten, deren V erhalten günstig beeinflusst wird durch 
diese Beobachtung, die eine Art traitement moral darstellt. Ohne 
die ärztliche Beobachtung lassen sich diese Kranken mehr gehen 
und der Zustand, der zu ihrer Aufnahme geführt hat, tritt leichter 
wieder ein. Solche Kranke sind nicht gerade häufig, am häufigsten 
sind es noch hysterische Weiber, die die Neigung haben, eine ganz 
besondere Beachtung der eigenen Person zu beanspruchen - und 
Männer mit querulatorischen Neigungen; bei letzteren war die Be­
einflussung ihres Verhaltens durch den Arzt einige Male ·viel deut­
licher , als sich bei ihrer Zugehörigkeit zur grossen Gruppe der 
Paranoia erwarten liess. 

In ähnlicher Weise wie neurasthenische Individuen sind der 
Gefahr, in Bezug auf ihre Hülfsbedürftigkeit unrichtig betll'theilt und 
demgernäss falsch behandelt zu werden, namentlich ausgesetzt alle 
periodischen Zustände; dahin gehören die Krampfkranken. Diese 
Krampfkranken sind wohl im Stande zu arbeiten, selbst schwerere 
Arbeiten zu verrichten; trotzdem gelingt es ihnen nicht, ihre Arbeits­
kraft als freie Arbeiter zu verwerthen und sich den nothwendigsten 
Lebensunterhalt zu verdienen, auch wenn die Verminderung der 
Intelligenz mässig' ist und Aufregungszustände oder dergl. nicht ein­
treten. . Zum Theil trägt ja die Verminderung der Intellig~nz und 
Veränderung ihrer seelischen Thätigkeit dazu bei; die Hauptschuld 
an ihrer Hülfsbedürftigkeit trägt aber die Thatsache, dass diese 
Kranken aus jedem Arbeitsverhältniss wieder austreten müssen wegen 
Krampf- oder Schwindelanfällen , wegen zeitweiliger starker V er­
minderung ihrer Leistungsfähigkeit durch Auftreten von Kopf­
schmerzen, leichter Benommenheit und dergl. Auch diese Kranken 
bieten für den Laien , wenn sie nicht gerade in Krampfzuständen 
von ihnen betroffen werden, häufig nicht den Eindruck von erwerbs­
unfähigen Kranken. Von demselben Schicksal werden häufig Alko­
holisten betroffen, sie werden: nicht für Kranke gehalten. Auch sie 
sind deshalb erwerbsunfähig, weil es ihnen nicht möglich ist, sich 
in einem dauernden Arbeitsverhältniss zu halten. Und doch machen 
sie auf den Laien den Eindruck von arbeitsfähigen Menschen, die 
mit einem Laster behaftet sind, . dessen üble Folgen sie selbst ver­
schuldet haben. Sie sind auch arbeitsfähig, wie ihr Verhalten in 
der Anstalt zeigt, wo sie bei der ihnen durch den Anstaltsaufenthalt 
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auferlegten Beschränkung ganz lei~tungsfähig sein können. Aber 
als erwerbsfähig , wenn sie ausserhalb der Anstalt sich aufhalten, 
können sie trotzdem nicht erachtet werden. Sie sind anzusehen als 
»arbeitsfähige Kranke« ; Kranke, die der Anstaltspflege nicht mehr 
bedürftig, die ihre Arbeitsfähigkeit nur in ihrem besonderen: Zu­
stande entsprechenden Verhältnissen, nur unter besmideren äusseren 
Umständen zu verwerthen in der Lage sind. Diese besonderen 
äusseren Umstände auch nach ihrem Austritte aus der Anstalt ihnen 
zu bieten, wurde die ~amilienpflege benutzt. Werden solche Kranke 
entlassen und bleiben sie nach der Entlassung sich selbst ohne ge­
nügende Unterstützung überlassen, so tritt sehr bald bei ihnen wieder 
ein Zustand ein, in dem sie der Pflege einer geschlossenen Anstalt 
durchaus bedürftig sind. Ihre Arbeitsfähigkeit ist an für sich, weil 
sie von derselben den richtigen Gebrauch zu machen durch ihre 
Krankheit gehindert sind, durchaus nicht im Stande, sie erwerbs­
fähig zu machen. 

Noch schwieriger ist es für den Laien, diejenigen der Alko­
holisten, welche periodisch sind, in Bezug auf ihre Hülfsbedürftigkeit 
richtig zu schätzen. Die anfallsfreie Zeit mit ihrem relativ guten 
Zustand lässt den Kranken in seinem V erhalten als einen Gesunden 
erscheinen. Der Laie weiss nicht, dass mit Sicherheit in einigen 
·wochen ein Zustand bei dem Betreffenelen da sein wird, in dem 
derselbe gänzlich arbeitsunfähig sein wird. Kommt nun noch dazu, 
dass diese vorgehends geschilderten Kranken, .deren Erwerbsfähigkeit 
richtig zu beurtheilen Schwierigkeiten macht, körperlich stark oder 
selbst blühend aussehen, wie viele unserer Kranken, und in der 
ersten Zeit nach der Entlassung aus der Anstalt, wo die Wirkung 
des Anstaltsaufenthaltes noch ganz erhalten ist, recht geordnet und 
in ihrem äusseren Verhalten Gesunden durchaus gleich sich bewegen, 
so ist es klar, dass die Mitglieder der Armen- Commissionen Unter­
stützungs- Gesuchen solcher Personen gegenüber sich sehr zurück­
haltend verhalten müssen. Steht ein solcher Mann, kräftig und an­
scheinend gesund., um . Unterstützung bittend vor dem Armen­
Vorsteher, so wird ·derselbe dem trauen, was seine Augen ihn sehen 
lassen, und es seinem Urtheile wohl zutrauen, die Unterstützungs­
bedürftigkeit des Hülfesuchenden zu beurtheilen, wenn auch aus. den 
Acten die Krankheit des Betreffenelen klar genug hervorgeht. Denn 
es liegt die Erwägung nur zu nahe , dass jener wohl früher krank, 
aber nun nach und in Folge seiner Genesung aus der Anstalt ent-
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lassen wurde, in gutem Gesundheitszustande, wie der Augenschein 
zeigt. Auch wenn die Anstalts- Direction bei der Armen- Direction 
vor der Entlassung eines solchen Menschen eine angemessene Unter­
stützung beantragt und auch für ihn auswirkt, so wird dies die 
Arm·en-Commission nicht hindern, von ihrer Befugniss der Verminde­
nmg oder Absetzung der Unterstützung in einem Falle, wie oben 
geschildert, wegen angenommener verbesserter oder wiederhergestellter 
Erwerbsfähigkeit Gebrauch zu machen. 

Einer gleichfalschen Beurtheilung durch Nichtpsychiater unter­
liegen diejenigen Kranken, welche, durch krankhafte Unstätheit ge­
trieben, von Monat zu Monat ihre vVohnung, ihre Pflegestelle 
wechseln. Dasselbe Ergehniss wie die blosse Unstätheit hat es, 
wenn Kranke durch Beeinträchtigungs- und Verfolgungs- Idee an­
getrieben werden, nach kurzem Aufenthalt .sich eine neue Umgebung, 
von der sie sich Besseres versprechen zu können glauben, suchen. 
Die Armen - Commissionen können diesen Kranken nicht gerecht 
werden. Dies hat seinen Grund darin, dass das Krankhafte der 
Neigung zum ·w echsel der Pflegestellen nicht erkannt wird. Die 
Armen- Commissionen verhalten sich den \V ünschen solcher Geistes­
kranker nach häufigem Ortswechsel gegenüber durchaus ablehnend. 
Sie sehen darin eine durchaus unberechtigte Neigung und üble An­
gewohnheit, welche ihnen selbst nur Arbeit, die ohne jeden Nutzen 
ist, macht und dem Geisteskranken selbst keinen V ortheil bringen 
kann. In der Regel weisen die Armen-Commissionen vorkommenden 
Falles die Kranken an die Anstalt zurück; sie sind dazu schon des­
halb genöthigt, weil sie in Folge ihrer Organisation nicht im Stande 
sind, dem raschen eigenmächtigen \V echsel der Pflegestellen von 
Seiten der Kranken aus einem Bezirk in den auelern mit genügender 
·Schnelligkeit zu folgen. Alle diese Kranken, deren Unstätheit bei 
Gelegenheit früherer Ueberweisungen an die offene Armenpflege sich 
schon herausgestellt, oder wo eine solche wegen bestehender Be­
einträchtigungs-Ideen noch zu erwarten war, wurden nach Einrichtung 
der Familienpflege stets· dieser überwiesen. 

Eine weitere Veranlassung für die Anstalts- Behörden, zu ent­
lassende hülfsbedürftige Kranke nicht der Armen-Direction zu über­
weise~, sonelern sie in Familienpflege zu geben, war gegeben, wenn 
Verhältnisse vorlagen, die eine besondere Ueberwachung der 
Pflegestelle von der Anstalt aus als noth-iYenclig oder wünschens­
werth erscheinen liessen. Dies konnte aus mehrfachen Ursachen der 
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Fall sein. Es kam vor, dass für einen Geisteskranken nur eine ge­
wisse bestimmte Pflegestelle in Betracht kam; sei es, dass derselbe 
sich weigerte, wo anders hinzugehen, sei es, dass man sich für sein 
Verbleiben ausserhalb der Anstalt aus besonderen Gründen nur in 
dieser Pflegestelle guten Erfolg versprechen konnte. Solcher be­
sonderer Gründe waren z. B. vorhanden bei scheuen, empfindlichen 
Kranken. \V enn nun gegen diese Pflegestelle Bedenken vorlagen, 
welche nicht so erheblich waren, dass die Pflegestelle unbedingt ab­
gelehnt werden musste, wurde durch Uebenveisung des Kranken an 
die Familienpflege, die Pflegestelle -einer besonderen Beobachtung 
unterstellt. Eine Veranlassung, die Pflegestelle besonders im Auge zu 
behalten, lag ferner dann vor, wenn es sich um jüngere und hübsche 
Mädchen handelte, die vielleicht mit einem Hang zum Leichtsinn, 
der im Schwachsinn seine \Vurzel hatte, behaftet waren oder einen 
erotischen Zug hatten. Obgleich in diesen Fällen bei Auswahl ~der 
Pflegestellen stets mit besonderer Sorgfalt verfahren wurde, wurde 
auf Ueberweisung an die Familienpflege hier selten verzichtet. Eine 
weitere Veranlassung, einen Geisteskranken in Familienpflege zu ent­
lassen, war gegeben, wenn es sich darum handelte, unter mög­
lichster Beschleunigung einen hülfsbedürftigen Geisteskranken 
ausserhalb der Anstalt zu versetzen, wozu sich gerade eine ge­
eignete Gelegenheit bot. Die Ueberweisung in die Familienpflege er­
möglichte allein die sofortige Bereitstellung von Mitteln :m seiner 
Verpflegung ausserhalb der Anstalt mit Vermeidung aller Aufschub 
machenden Verhandlungen, die ohne die Familienpflege für den 
Austritt aus der Anstalt nothwendig gewesen wäre. 

Es wurde ferner stets für angezeigt erachtet, die Fürsorge für einen 
Geisteskranken durch Ueberweisung in die Familienpflege unter Verwal­
tung der Irrenanstalt zu belassen, wenn eine besondere Höhe des Pflege­
geldes sich nöthig machte. Es giebt gewisse anspruchsvolle Kranke, 
welche nicht anders ausserhalb der Anstalt zu halten sind, als dass man 
das Pflegegeld etwas reichlicher bemisst. Es sind dies z .. B. Kranke 
mit querulatorischen Neigungen, welche so zu sagen Himmel und 
Erde in Bewegung zu setzen bestrebt sind, um vermeintliche Rechte 
auf Pensionen oder dergl. zu verfechten, sobald sie ohne ihren An­
sprüchen genügende 'Unterstützungen ausserhalb der Anstalt sich be­
finden. Sie geben durch Belästigung der Behörden, welche sie an­
rufen, durch Schmähungen derselben, welche sie erheben, wenn sie 
abgewiesen werden, Veranlassung zu ihrer baldigen Wiedereinliefe-
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rung. Bei· einem Theil dieser Kranken gelingt es wirklich, durch 
eine etwas reichliche Unterstützung ein ruhiges Verhalten derselben 
ausserhalb der Anstalt zu erzielen. Und da auch bei reichlicher 
Bemessung des Pflegegeldes und unter Einrechnung der General­
unkosten der durchschnittliche Satz der Verpflegungskosten eines 
Geisteskranken in der An.stalt von der Familienpflege nicht erreicht 
wird, sind auch vom rein finanziellen Standpunkt aus Bedenken gegen 
Gewährung jenes nicht zu erheben. Der häufigeren Veranlassung 
zur Zahlung höherer Pflegegelder, der Nothwendigkeit besonderer 
Pflege und Abwartung, ist schon früher gedacht worden.*) 

Bei einer Anzahl Kranker lässt sich aus ihrem V erhalten 
während ihres Aufenthaltes in der Anstalt kein sicherer Anhaltspunkt 
finden zur Beantwortung der Frage, wie derselbe sich ausserhalb 
der Anstalt halten würde. Zu ermitteln, ob eine Verpflegung ausser­
halb der Anstalt möglich, kommt es auf den V ersuch an, und der 
V ersuch wird gemacht. Die Inpflegegabe ist ein geeignetes Mittel, 
iliesen V ersuch unter den für die Beobachtung günstigen Verhältnissen 
vorzunehmen, und demgemäss sind eine grosse Anzahl Kranker von 
diesem Gesichtspunkte aus in Familienpflege gegeben worden. Der 
Erfolg war natürlich nicht immer der gewünschte. Aber bei einer 
Anzahl Kranker gelang es, sie in Pflege ausserhalb der Anstalt 
zu halten, bei denen man mit grossem Misstrauen an den V ersuch 
gegangen war. Bei vielen. dieser Kranken war derselbe unternommen 
auf ihr eigenes Betreiben und Bitten hin. Seitdem die Familien­
pflege auch den .Kranken bekannter ge,vorden ist, bekommen die· ihren 
Rundgang machenden Aerzte neben dem bekannten typischen Ver­
langen nach Entlassung von Seiten oft gerade der schwersten Kranlmn 
von den gebesserten Kranken häufig die Bitte zu hören, eine V er­
such mit ihnen. zu machen und sie in Pflege zu geben. Nachdem 
die Einrichtung der Familienpflege sich eingelebt hat und die 
nöthigen Erfahrungen gesammelt worden sind, sind gute Resultate 
erzielt worden auch bei Kranken, deren Verpflegung ausserhalb einer 
Anstalt man früher nicht für möglich gehalten haben würde. Es 
sind eine ganze Reihe solcher Kranker, z. B. Paralytiker und erregte 
Senile, mit V ortheil in der Familienpflege verpflegt worden. Es 
war diese Versetzung auch schwererer Kranker in die Familienpflege 
eine Erweiterung der derselben anfänglich gestellten Aufgabe, die 

*) Vergleiche Seite 64. 
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bei der Einrichtung :>:unächst nicht in Betracht gezogen wurde , die 
sich aber in der \Veiterentwickelung derselben von selbst ergab. 
\V enn nur das V erhalten des Kranken so war, dass schwere Ruhe­
störungen von ihm nicht zu erwarten waren, und andere Bedenken 
nicht vorlagen, wurde \Vünschen auf Beurlaubung hülfsbedürftiger 
Kranker möglichsteR Entgegenkommen durch Inpflegegabe derReiben 
entgegengebracht. 

Die Familienpflege erwies sich so im Laufe ihrer Entwickelung 
noch für weitere Klassen Kranker anwendbar. l\Ian konnte \Vünschen 
der Angehörigen um Beurlaubung ihrer kranken Familienmitglieder in 
erweitertem J\Iaasse gerecht werden, indem man dieselben, auch wenn 
für sie eine dauernde Verpflegung ausserhalb der Anstalt ihres Zu­
standes wegen gar nicht in Frage kommen konnte, in Pflege gab. So 
wurden Kranke, zu deren Beurlaubung man sich sonst nicht ent­
schlossen haben würde, der \V ohlthat eines kurzen Aufenthaltes in den 
eigenen Familien theilhaftig. Manchmal konnte der Aufenthalt ganz 
wider ursprüngliches Erwa'rten verlängert werden, bei Kranken , die 
sonst dauernd oder jedenfalls viellängere Zeit in der Anstalt geblieben 
wären, wenn den Angehörigen der Versuch, sieh der .Möglichkeit zu 
versichern, wieder mit ihnen zusammen leben zu können, durch Ein­
richtung der Familienpflege nicht so sehr erleichtert worden wäre. 
Obgleich Pfloglinge, im. Falle sie bettlägerig krank wurden, in ihren 
Pflegestellen nicht belassen wurden, konnten doch ausnahnlSweise 
erschöpfte Kranke, bei denen in Anschluss an ihre körperliche Er­
schöpfung ein ruhigeres V erhalten eingetreten war, auch wenn ihr 
Ableben in absehbarer Zeit zu erwarten stand, auf dringenden 
\Vunseh ihrer Angehörigen diesen in der Form der Inpflegegabe 
zurückgegeben werden. Es wurde im Allgemeinen vorgezogen, einen 
entlassungsfähigen hülfsbedürftigcn Geisteskranken nicht der offenen 
Armenpflege, sonelern der Familienpflege zu überweisen, wenn rnit 
Sicherheit angenommen werden musste, dass der Aufenthalt der 
Geisteskranken ausserhalb der Anstalt nur von kurzer Dauer sein 
würde und in kurzer Zeit \Viecleraufnahme stattzufinden haben würde. 

Einen grossen V ortheil bot die Benutzung der Familien pflege, 
wenn es sich darum hai1delte, den Austritt solcher Kranken aus der 
Anstalt clurchr.usetzen, welche von der Polir.ei als gemeingefährlich 
eingeliefert worden waren, und gegen deren Entlassung von der 
Polizei noch Bedenken geltend gemacht wurden. Die Polizeibehörcle, 
welche von der Absicht der Entlassung soleher Kranken zu unter-

Bothe. 7 
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richten war, . verzichtete in einer Anzahl von Fällen darauf, gegen 
den Austritt der Kranken aus der Irrenanstalt "Widerspruch zu er­
heben, wenn es sich nicht um definitive Entlassung, sonelern um 
eine Irrpflegegabe handelte. Nachdem ein Kranker eine Zeit lang 
in der Familienpflege sich geordnet geführt hatte , pflegte nunmehr 
auch gegen eine Entlassung aus der Familienpflege die Polizeibehörde 
einen früher geltend gemachten Widerspruch nicht· aufrecht zu er­
halten. In ganz gleicher \Y eise erleichtert die unter Verwaltung 
der Irrenanstalt stehende Familienpflege den Austritt solcher Kranker, 
deren Entlassung, weil nach Begehung einer strafbaren Handlung 
(§ 203 der Strafprocessordnung) oder in Strafhaft (§ 487) erkrankt, 
der Genehmigung cler Gerichtsbehörden bezüglich der Strafvollzugs­
behörden unterliegt. 

Mit grossem V ortheil werden auch die Geisteskranken der 
Familienpflege überwiesen, von denen man voraussieht, dass sie in 
einiger Zeit in eigene Fürsorge übergehen können. Man geht dabei 
von dem Gesichtspunkt aus, den Kranken ·während mehrerer Monate 
unter günstigeren Bedingungen, als es sonst der Fall gewesen wäre, 
den Kampf ums Dasein· aufnehmen zu la!"sen, um so eine grössere 
Gewähr zu haben, dass der V ersuch auch gelingen werde. Für diese 
Kranken war cler Einfluss der Familienpflege ganz besonders wohl­
thätig; sie konnten in rechter Ruhe und ohne Sorgen nach einer 
Beschäftigung sich umsehen. Sie konnten es mit mehr Aussicht auf 
Erfolg versuchen, in die Bewerbung um Arbeitsgelegenheit einzutreten, 
als sie es hätten thun können, wenn sie nur zur Beschaffung einer 
solchen vor ihrer Entlassung in die Stadt beurlaubt worden wären. 
Die Lage der aus der Irrenanstalt in eigene Fürsorge Entlassenen 
ist ja, wie bekannt, eine recht schwierige. Fast überall tritt ~an 
ihnen mit Misstrauen gegenübeL :Pas Publikum verhält sich vielfach, 
als sei diesen Menschen ein Character indelebilis aufgedrückt. Es 
scheint,. als ob es den Entlassenen jetzt mehr noch als in früheren 
Jahren erschwert sei, in der Aussenwelt 'Yieder festen Fuss zu fassen. 
Zweifellos trägt die für die grossen Städte allgemein zugestandene 
grössere Ueberfüllung des Arbeitsmarktes durch Ueberangebot von 
Arbeitskräften das Seinige dazu bei. Zui.n nicht kleinen Theil 
aber ist seit der allgemeinen Einführung des Versicherungskassen­
wesens der Uebelstand stärker hervorgetreten, dass es den aus der 
Irrenanstalt Entlassenen sclnver gemacht wird, wieder in ein festes 
Arbeitsverhältniss einzutreten und sich den Lebensunterhalt zu ver-
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dienen. Namentlich if1t dies seit Einführung der Altersversicherung 
in stärkerem l\Iaasse der Fall. Die Controle der Vergangenheit ist 
dem Arbeitgo ber erleichtert; eine V erheimlichung des Aufenthaltes 
in der Irrenanstalt gelingt dem Entlas:oenen selten. Die Arbeitgeber 
haben, mit aus der Irrenanstalt Entlassenen einen dauernden Arbeits­
vertrag einzugehen, vielfach eine unbestimmte Sehen, die sich ihrer 
Ursache nicht bewusst ist. Auch wenn der Entlassene ganz brauchbar 
sich erweist und sie ihn gern beschäftigen, wurde von einer Anzahl 
Arbeitgeher der Modus n>rgezogen, denselben täglich abzulohnen und 
ihn am nächsten Morgen aufs Neue auf einen Tag Arbeit zu ver­
pflichten. Die die Versicherungskassen betreffenden gesetzlichen Be­
stinmmngen sind kein Hinderniss für die Annahme der aus der 
Irrenanstalt Entlassenen, da aus Geisteskrankheit kein Anspruch an 
die Kassen erwachsen kann. Die aus der Irrenanstalt Entlassenen 
verhalten sich in Bezug auf ihre Chancen zur Erlangung von Arbeits­
gelegenheit ähnlich flen aus der Strafhaft zur Entlassung Gelangenden. 
Wie für jene, ist für diese die Schwierigkeit, wieder zu einer Erwcrhs­
thätigkeit zu kommen, eine längst anerkannte und hat sich die 
V ereinsthätigkeit der Sache bemächtigt. Gerade zum Zwecke der Er­
langung von Arbeitsgelegenheit erweist sich die V ereinsthätigkeit auch 
für die Geisteskranken als nicht unzweckmässig. 

In ähnlicher, ·weise, wie die Geisteskranken, welche vor U ober­
gang in eigene Fürsorge auf einige Zeit der Familienpflege über­
wiesen wurden, konnte man die Familienpflege anwenden für solche 
Geisteskranke, deren Zustand es erlaubte, die Zeit der Rcconvalescenz 
ausserhalb der Anstalt zu verbringen. Ohne· die Einrichtung der 
Familienpflege wären dieselben viel länger in der Anstalt zu halten 
gewesen. Die Familienpflege bot ihnen eine Stätte, wo sie ohne 
Sorgen und ohne afficirenclc Reibung mit der Aussenwelt in einer 
ihnen mehr als die Anstalt zusagenden Umgebung das Gleichgewicht 
der Seele wiederfinden konnten . 

. l\Iit dieser vorangehenden Aufzählung sind die für die Aus­
wahl der Kranken zur Familienpflege in Betracht kommenden Gesichts­
l)Unkte nicht erschöpft, nur die wichtigsten wurden erwähnt. Stets 
suchte man aber den beiden Hauptgesiehtspunkten des Gegenstandes 
als eines der praktischen Psychiatrie : der ärztlichen Seite und der 
der Verwaltung, in einer \V eise geroc:ht zu werden, welche das 
Interesse der zu verpflegenden Kranken mit dem der die Kosten der 
Verpflegung aufbringenden Gemeinde vereinigte. 

7* 
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Es geht aus Vorgehendem genugsam hervor, dass die Entscheidung 
darüber, ob ein hülfsbedürftiger Geisteskranker in der Anstalt zu be­
halten, oder in Familienpflege unterzubringen, oder der Armen-Direction 
zu überweisen sei, stets und allein von rein praktischen Gesichts­
punkten aus gefällt worden ist. Man hat sich nicht ängstlich auf­
gehalten mit rein .akademischen Erörterungen, ob man den Begriff 
»speciell irrenärztlicher Aufsicht bedürftig«, welcher der Auseinander­
setzung mit der Armen- Direction zu Grunde gelegt wurde, auch 
wirklich richtig fasse und anwende. Denn nicht den vVorten, son­
dern der Sache gerecht zu werden, soll man bestrebt sein, und hat 
sich deshalb durch theoretische Erwägungen nicht hindern lassen, 
in jedem einzelnen Falle unter \Vürdigung aller für den Fall in 
Betracht zu ziehenden Verhältnisse so zu entscheiden, wie es im In­
teresse des Kranken und der Zweckmässigkeit der ihm zu Theil 
werdonden Fürsorge w liegen schien. 

Die Irrenanstalt Dalldorf ist zwar nach § 1 ihres Reglements zu­
nächst nur zum Zwecke der Erfüllung der V erpfl.ichtungen zur polizei­
liehen Armenpflege bestimmt, jedoch ist nach § 3 uesselben Reglements 
auch zahlungsfähigen Kranken die Aufnahme unter bestimmten Vor­
aussetzungen nicht gänzlich versagt. Eine Antheilnahme aber an der 
Einrichtung der Familienpflege ist diesen Kranken versagt, da be­
stehende Hülfsbeclürftigkeit hier Voraussetzung der Zulassung ist. 
Auch für eine Anzahl solcher zahlender Kranker sind aus den vor­
geprüften ständigen Pflegestellen solche in Benutzung gewgen 
worden, wenn diese Kranken in ihre eigenen Familien noch nicht 
zurückkehren konnten, und einer weiteren Anstaltspflege doch nicht 
mehr bedürftig waren. Die Inpfiegegabe war in diesem Falle Gegen­
stand einer privaten Vereinbarung zwischen den Pflegern und den 
zur Fürsorge verpflichteten Angehörigen des Kranken. 

Nachdem in V argehendem die Gesichtspunkte dargelegt worden 
sind, welche zur Geltung kamen bei der Auswahl der Kranken zur 
Familienpflego, soll in Folgendem das Krankenmaterial selbst gesondert 
in Gruppen nach Goschlecht01·n und nach Formen der Geistesstörung 
besprochen werden. Dom praktischen Bedürfnisse wird genügt durch 
Bildung folgender Gruppen nach der Form der Seelenstörung: Idiotie 
- Seelenstörung mit Epilepsie oder Hysterie - Paralytische Seelen­
störung - Seelenstörung der Senilen - einfaehe Seelemtörung rnit 
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Alkoholismus (die epileptisehen Alkoholisten sind zu den Epileptikern 
gestellt) - andere ehronisehe Zustände von Seelenstörung. Von. der 
Familienpflege ausgeschlossen gewesen ist keine der Hauptformen 
der Seelenstörungen, insbesondere auch die Paralyse nicht. 

Die an Idiotie leidenden männlichen Pfloglinge 'mren 
Bämmtlich von körperlieh guter Gesundheit. Es waren alle Lebensalter 
vom 16. Lebensjahre ab vertreten. Die Stufe ihrer Intelligenz war eine 
mittlere, sie verhielten sieh meist ruhig und geordnet, doeh war 
ausgesproehene K eigung zum Affeet bei vielen vorhanden. Sie he­
durften keiner besonderen Aufsieht und Pflege, bewegten sieh alle 
ausserhalb ihrer Pflegestelle allein, ohne dass Begleitung nothwendig 
gewesen wäre. Die eine Hälfte der Pfleglinge dieser Gruppe war 
-arbeitsfähig, die andere Hälfte nieht. Von den Besehäftigten war 
die Hälfte im landwirthsehaftliehen Kleinbetrieb, wo aueh sonst 
unzulängliehe Arbeitskraft so gut zu verwerthen ist, besehäftigt beim 
Gemüsebau und zur Viehwirthsehaft; die übrigen fanden Verwen­
dung zu einfachen grob-meehanisehen Arbeiten, z. B. heim Kohlen­
bäncller zum Kohlenkarren, beim Fuhrherrn im Stall und zum 
\Yagenputzen; einige intelligentere waren als Sehuhmaoher besc:häf­
tigt. Etwas weniger als die Hälfte waren bei Verwandten, und 
zwar meist bei den Eltern untergebracht. In deE_ anderen Hälfte, die bei 
Fremden untergebracht waren, waren sämmtliche Arbeitsfähigen enthal­
ten, sodass nur wenige nichtArbeitsfähige beiFremden verpflegt-wurden. 
Es erklärt sich dieses Verhältniss wie folgt. Die bei Fremden be­
findlichen arbeitsfähigen Idioten hatten sämmtlieh keine Verwand­
ten oder keine solehen, die sie aufzunehmen geeignet und in der 
Lage gewesen wären. Die arbeitsfähigEm Idioten, die zur Ent­
lassung kamen, zu Verwandten in Pflege zu geben, lag deshalb 
1(eine Veranlassung vor, weil bei vorhandener Arbeitsfähigkeit die 
Familie den Idioten gern wieder aufnimmt, wenn sein Arbeitsver­
dienst nur die Kosten seines Unterhaltes deekt. Der Beaufsichti­
gung machten die männlichen Idioten wenig Sehwierigkeiten. Nur 
einige wenige wurden unbequem; diese aber um so mehr, die dazu 
neigten, ihre Angehörigen im Affect zu misshandeln. In diesen 
Fällen war die Inpflegegabe nur auf dringenden \Vunsch der An­
gehörigen vorgenommen worden. Zwei von den idiotisehen Pfleglingon 
waren vor ihrer Aufnahme in die Irrenanstalt wegen Mordes in 
Untersuehung gewesen, aber wegen während der Verhandlung er­
kannter Unzureehnungsfähigkeit ausser Verfolgung gesetzt worden. 
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Von den Epileptikern unter den männlichen Pflcglingen 
waren drei Viertel ihrer Zahl in arbeitsfähigem Zustand, ein anderes 
Viertel nicht. Aber nur .ein kleiner Theil der Arbeitsfähigen war in 
seinen1 Berufe beschäftigt. Es waren dies Schuhxnacher, Schneider, 
Strassenpflasterer und zwar halfen einige ihren Pflegern bei deren 
Berufsarbeit, einige fanden wenigstens auf kurze Zeit auch ausser­
halb ihrer Pflegestelle Arbeit. Die Meisten, auch der arbeitsfähigen 
Epileptiker, waren nicht im Stande, sieh in ihrem Berufe zu beschäf­
tigen, theils weil derselbe zu schwer für sie (so war es z. B. beim 
·Maschinenschlosser, Zimmermann) und beim V ersuch denselben 
wieder aufzunehmen, die Krampfanfälle sich häuften, theils weil 
ihnen die Beschaffenheit der Krankheit eine Aufnahme gerade der 
Beschäftigung, welche sie erlernt hatten, (so z. B. dem Barbier) ver­
sagte. Diese Pfloglinge, welche ihre Berufsarbeit nicht aufnehmen 
konnten, leisteten entweder ihren Pflegern grobe Arbeit im Haushalt, 
Holzzerkleinern, Kohlentragen u. s. w., oder suchten ausserhalb der 
Pflegestelle einfache Arbeit zu erlangen, was ihnen ·aber nur im 
Ausnahmefalle gelang, und wenn ja, konnten sie dieselbe nicht auf 
die Dauer behaupten. Die Entlassung aus dem Arheitsverhältniss, 
sowie Anfälle auftreten, ist das Kreuz dieser Unglücklichen. Ich habe 
den Eindruck erhalten, als ob gegen keine Categorie der Entlassenen 
die Arbeitgeber sich ahlehnepder verhielten, als gerade gegen Epi­
leptiker, auch wenn dieselben betreffs ihrer Intelligenz nur in einer 
fi..i.r den Laien nicht ohne ·weiteres merkbaren 'Weise geschwächt 
waren und ihre Anfälle nur selten uncl nicht in schwerer Form auf­
traten, sodass Befürchtungen wegen Zerstörung von Arbeitsmatm·ial 
nicht da warer1. Der Anblick eines von einem Anfall betroffenen, 
bewusstlosen, cyanotischcn, stöhnend athmenden Menschen scheint, 
auch wenn Krämpfe der Extremitäten- :Muskeln bei dem Anfall 
fehlen, auf Laien, die solche Kranke selten zu sehen bekommen, 
omen zu ahstossenden Eindruck zu machen. Die epileptischen 
Pfieglinge, welche ihrem Berufe nachzugehen nicht in der Lage waren, 
hatten zum Theil den Trieb, sich nach Möglichkeit zu beschäftigen. 
So verrichteten eine Anzahl bei ihren Ehefrauen untergebrachte 
l\fänner die häusliche Arbeit, besorgten die Kinder, die Reinigung 
der \Vohnung, während die Frau auf Arbeit ging. Eine andere An­
zahl Kranker konnte sieb .aber zu keiner Beschäftigung entschliessen; 
sie verhielten sich unthätig trotz aller Aufmunterung und Anregung 
nach der Richtung hin. . Die nicht arbeitsfähigen Epileptiker waren 
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dies meist wegen allgemeiner körperli.cher Schwäche und Kränklich­
keit, wie wlche neben Epilepsie so häufig ist, sei diese von Jugend 
auf bestehend oder später erworben , hier z. B. in der Gestalt des 
ZusmnmenvorkomnlCnS von Alkoholepilepsie mit Nephritis oder mit 
Myocarditis. Die Stufe der Intelligenz unserer epileptischen Pflog­
linge war eine recht verschiedene, und waren in der Beziehung die 
Epileptiker viel ungleichartiger als die Idioten. Jedoch war gerade 
bei den Epileptikern die Intelligenz meist recht gut erhdtcn. Im beson­
deren waren verblödete Epileptiker nicht uilter den Pfteglingen. Die 
Epileptiker waren wohl die höchststehenclen unter den PJieglingen. 
Ein grosscr Theil hätte, wenn nicht immer wieder auftretende 
Krämpfe es hinderten, in eigene Fürsorge übergehen können. Die 
meisten hatten dies schon vergeblich versucht. Die Anfälle waren 
fast bei allen seltene; nur einige bei ihrCJ'l Eltern auf deren Betrei­
ben untergebrachte jugendliche Epileptiker waren häufigeren Anfällen 
ausgesetzt. Die an häufigen Anfällen leielenden Epileptiker, welche 
Angehörige nicht übernahmen, mussten in der Anstalt behalten 
werden. Die Pfleger lehnten es fnst ausnahmslos ttb, solehe Kranke 
in Pflege zu nehmen. ~Iit den Anfällen in Zusmnmenlwng stehende 
stärkere psychische Beeinträchtigungen, V erwirnmgs- und Erregungs­
zustände, wie solche bei manchen Epileptikern ebenfalls anfallsweise 
auftreten, kamen bei den Pfieglingen nur ausnahmsweise vor, da 
Kranke 1nit Neigung zu diesen Zuständen in clcr Regel nicht in 
Pflege gegeben wurden. \Vo sie doch auftraten, wurden solche 
Yerwirrungs-.Anfälle Ursache cler \Viecleraufnahme. Die Epileptiker 
machten wegen viel häuf-iger nöthig werelender Wiedcrnufnahmen, 
wenn diese auch oft nur auf kurze Zeit erfolgte, uncl der diesen 
voraufgehenden Vorgänge becleuteml n10hr Arbeit als die Idioten. Der 
grössere Theil c1er Epileptiker war bei Fremden untergebracht, der 
kleinere bei Verwandten; und zwar waren jüngere JJ;pileptiker meist 
bei den Eltern; ältere waren eine Anzahl zu ihren Ehefrauen in 
Pflege gegeben. 

Die in Pflege gegebenen Paralytiker waren sämmtlich Ehe­
männer, die bei ihren Ehefrauen sich befanden; meist auf deren 
\Vunsch und Anregung hin. Der Zustand dieser Paralytiker war ein 
recht verschiedener; es waren einige schon recht blöde dabei, andere 
wm·en noch in einem besseren Zustande. Die meisten waren un­
beschäftigt; einige versuchten sich in der Hauswirthschtlft ein wenig 
nützlieh zu machen; einer vermochte sich im Geschäft seines Bruders 
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regelmässig zu beschäftigen. Die Zeiten, welche diese Paralytiker in · 
der Pflege zubrachten, waren Monate bis .Jahre. Es giebt ja eine 
ganze Anzahl Paralytiker, welche während ihrer ganzen Krankheit 
nie durch irgend eine aggressive Handlung zu Störung Anlass geben 
und nie in eine Anstalt gelangen; dieselben bleiben, immer mehr 
verblödend, in ihren Familien und sterben dort. Eine andere Anzahl 
giebt einmal während des Verlaufs der Krankheit dlll'Ch eine gefähr­
liche oder störende Handlung oder durch einen längeren oder kürzeren 
Erregungszustand Veranlassung, ihn in eine .Anstalt zu bringen, ver­
hält sich aber dort andauernd ruhig. Dass ein Kranker an JYaralyse 
leidet, also jeder Zeit eine gefährliche Handlung begehen kann, darf 
als hinreichender Grund, den Angehörigen die Uebergabe des Kranken, 
wenn sie dieselbe wünschen, zu verweigern, nicht angesehen werden. 

Die senilen Männer waren zu ihren Frauen oder in die 
Familien ihrer verheiratheten Kinder in Pflege gegeben. Sie waren 
alle unbeschäftigt, meist an die \Yohnung gefesselt oder nur in Be­
gleitung dieselbe verlassend. Die Stufe der geistigen Beeinträchti­
gung durch ihre Erkrankung war verschieden; blasse geistige Schwäche 
mit stets ruhigem und geordnetem V erhalten kam vor, ebenso wie 
Fälle mit zeitweiser geringer Erregung oder solche mit Unreinlichkeit. 
Es hinderte letzteres nicht die Fortsetzung der Verpflegung iri der 
Familie selbst bis zum Tode, wenn die pflegenden Verwandten ein 
grosses Maass Sorgfalt aufwendeten. 

Der grösste Theil der an einfacher Seelenstörung leidenden männ­
lichen Pfloglinge sind Alkoholisten. Es waren dies lVIiinner der 
mittleren und höheren Altersklassen; nur wenige davon körperlich 
schwächlich und deshalb in der grossen Mehrzahl arbeitsfähig. Es 
gelang aber in Folge dei· Art ihrer Erkrankung den wenigsten eine 
dauernde Beschäftigung zu finden. Einige Handwerker waren bei 
früheren Arbeitgebern in Pflege (so z. B. Weber, Tischler). Einige 
unterstützten ihre Frauen bei ihrer Erwerbsarbeit (so z. B. bei 
Schneiderarbeit zur Anfertigung von Massenartikeln, bei Zeitungs­
austragen). Mehreren gelang es, in ihrem Beruf als Schreiber dauernde 
Beschäftigung zu finden. Einige tagelöhnerten zuweilen in grober 
Arbeit. Zeitweise, wenn auch nur vorübergehend, mit Arbeit be­
schäftigt waren wohl die meisten; jedoch war die Hälfte von diesen, 
obgleich in arbeitsfähigem Zustand, doch die längste Zeit müssig. 
Die Unfähigkeit, in ein dauerndes Arbeitsverhältniss zu treten, erhielt 
sie in hülfsbedürftigem Zustand und die krankhaften Aufregungs~ 
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zustände, welche in Folge des immer wieder gesuchten Alkohol­
genus,;es eintraten , liessen immer wieder die N othwendigkeit, sie in 
der Irrenpflege zu belassen, hervortreten. Dem Alkoholgenusse ent­
sagten die meisten nicht ganz. Nur vV cnige, und das waren gerade 
diejenigen, deren Gehirn am schwersten durch den Alkohol geschädigt 
war, bei denen eine gewisse Blödigkeit eingetreten, enthielten sich 
des Alkohols gänzlich. Von diesen L~tzteren konnten einige aus der 
Irrenpflege entlassen und an die Armen-Direction abgegeben werden. 
Die U ebrigen hielten sich verschiedene Zeit: vVoch(m - Monate -
Jahre in der Fm.nilienpfiege, bis schliesslich wohl ausnahmslos ein­
mal \Viederaufnahme, wenn auch vielleicht vorübergehend, nothwendig 
wurde. Eine Anzahl der Alkoholisten wechselten ziemlich regelmässig 
ab zwischen Anstaltsaufenthalt und Aufenthalt in der Familienpflege 
in der Dauer von je einigen Monaten. Es war dies jene bekannte 
Klasse der Alkoholistcn, welche in der Anstalt geradezu musterhaft 
sich führen, fleissig arbeiten, in hohem Grade anstellig zu Allem gut 
verwendbar sind, ausserhalb der Anstalt aber sich als gänzlich wider­
standslos erweisen, sehr bald oder gar vom Entlassungstage ab 
wieder trinken und nach einigen Monaten bereits in einem Zustande 
sich befinden, der ihre Aufnahme in die Anstalt wieder nöthig macht. 
Es liegt kein Grund vor, diesen Leuten die ·Verpflegung in der 
Familienpflege, urn die alle diese Trinker, nachdem sie sich in der 
Anstalt etwas erholt haben, so dringend bitten, deshalb vorzuenthalten, 
weil man mit Sicherheit voraussieht, dass sie in einigen Monaten der 
Anstaltspflege wieder zufallen. ]~s können ja auch in dieser Richtung 
auf Alkoholisten keine anderen Grundsätze angewendet werden, ·wie 
auf die anderen Geisteskranken. Nur Diejenigen, welche orfahrungs­
gemäss in ihren Intoxicationszustänclen gewaltthätig wurden, wurden 
ungern bald wieder in die Pflege entlassen; doch war auch eine An­
zahl recht gefährlicher Potatoren von der Familienpflege nicht aus­
geschlossen, wenn deren Angehörige besonders dringend waren, den 
Austritt des Kranken aus der Anstalt zu betreiben. Es könnte 
überraschen, dass es so wenigen Alkoholisten gelang, die Familien­
pflege als Brücke zum U obergang in eigene Fürsorge zu benutzen; 
es muss hierbei die Vorgeschichte der von Dalldorf aus zur Ent­
lassung gelangenden Alkabolisten in Betracht gezogen werden. 
\Yährend alle Geisteskranken, deren Zustand einen längeren Anstalts­
aufenthalt yoraussehen lässt, schon bei ihrer erstmaligen Aufnahme 
in die Charite nach einigen Tagen nach Dallclorf überwiesen werden, 
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gelangen die in die Charite zur Aufnahme kornmenden Alkoholisten 
von dort zur Entlassung, auch wenn sich ihre Aufnahme wiederholt 
nöthig gemacht hat. Erst nach mehrmals wicclerholter Aufnahme 
und Entlassung aus der Charite gelangen die Alkoholisten nach Dall­
clorf. Ein grosser Theil der Alkoholisten hat einen fünf- bis sechs­
maligen Chariteaufenthalt wegen Delirium hinter sich und sind die 
Aussichten derselben auf Restitution so minimale, dass c1er ein- his 
zweijährige ununterbrochene Anstaltsaufenthalt, dem Inan den meisten 
der erstmalig in Dalldorf aufgenommenen Alkoholisten in thera­
peutischer Absicht angedeihen lässt, nicht mehr im Stande ist, etwas 
vV esentliches von dauerndem Erfolg zu leisten. Diese Alkoholisten 
waren eben ;c;chon zur Zeit ihrer Aufnahme in Dalldorf blosse Ruinen. 
Untergebracht waren die Alkoholisten zur Hälfte .in Pflege bei An­
gehörigen, zur Hälfte bei Fremden. Die Ersteren waren f:tst alle bei 
ihren Ehefrauen, nur ammahmsweise bei anderen Angehörigen unter­
gebracht. Die ·bei Fremden Untergebrachten entbehrten meist An­
gehöriger, welche im Stande gewesen wären, sie aufzunehmen. Doch 
musste bei einigen die Inpfiegegabe zu den Angehörigen unterbleiben, 
weil diese aus Furcht vor brutalem V erhalten oder aus Abneigung 
sich gegen die Aufnahme sträubten. Die bekannten, so häufig von 
Alkoholisten gegen ihre Ehefrauen gehegten Eiff:)rsuehts-Icleen hinderten 
nur bei einigen, sie zu derselben zu geben. Es war dann meistens 
die Frau eine unvernünftige Pe,rson; die meisten Franei~ wussten sieh 
mit der krankhaften Idee des l\Ianncs abzufinden. Einige der 
Trinker machten dc1n aufsiehtführenden Arzt. zu schaffen wegen ihrer 
Neigung zur Unstätheit; es misslangen auch einzelne Inpflcgegabon 
von Alkabolisten in Folge eintretender Vagabondage der in Pflege 
Gegebenen. Einige Alkahalisten mit häufigen , gefährlichen Auf­
regungszuständen und Neigung zu Gewaltthätigkeitcn machten zu­
weilen beträchtliche Schwierigkeiten und gaben Veranlassung zu 
häufigen Besuchen in ihren Pflegestellen; dies schützte aber durchaus 
nicht vor Ueberraschungen. 

Die übrigen an chronischen Zuständen der einfachen 
Seelenstörung leielenden männlichen Pfloglinge boten ein recht 
gemischtes Bilcl. Es waren theils secundärc Schwächezustände. nach 
acuter Geistesstörung, theils ab origine psychisch minderwcrthige 
Menschen, von der Klasse, die nach dem he~rschenden Gebrauch 
Idioten nicht genannt werden. Solche Menschen gelangen ja viel­
fach in die Anstalten bei Gelegenheit irgend eines V orkommnisscs, 
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das ihr psychopathologischcs Wesen stärker hervortreten lässt; solche 
Vorkommnisse geben [lb: Selbstmordversuch, Confiicte mit dem 
Strafgesetz, U ebertretungon von Polizeivorordnungen; sie rnaehon 
sieh durch auffallend stark dabei hervortretenden Affect oder durch ihre 
Einsichtslosigkeit auffällig. Unter den secuncläron Schwächezustän­
den waren keine eigentlich Verblödeten. Geisteskranke mit deutlichen 
Hallucinationen waren nur einige \Yenige darunter; es wurden nur 
unter ganz besonderen Umständen solche Geisteskranke in Pflege 
gegeben. Besonderem Drängen von Seiten der Angehörigen auf 
Entlassung soleher Kranker wurde einige .~llale, wo die häusliehen 
Verhältnisse besonders günstige waren und es gestatteten, nachgegeben, 
indem man die Kranken nieht entliess, sondern in Pflege gab. 
Ausgesprochene Paranoiker waren nur wenige in Pflege. So wenig 
die meisten Paranoiker sich für die Pflege eignen , waren sie doch 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen. So war z. B. ein »Erfinder« in 
Pfloge und wurde nicht störend, der in Folge von Betrügereien zur 
Aufnahme in die Irrenanstalt gelangt war, die er ausgeführt hatte, 
um. sich die 1\Iittel zur .A.usführung seiner paranoischen Pläne, seiner 
Erfindungen zu verschaffen. . Es war ferner möglich, einen recht 
lebhaften Pnranoiker mit fixirten ·wahn -Ideen (»dass er Gott 
sei u. s. w.<<) in seiner Familie zu halten, dessen sich· die Ehefrau 
in bemerkenswerther \V eise annahm; derselbe 
unruhig uncl betete zeitweise den ganzen Tag. 
andere Fälle waren Grenzfälle, welche clarthun, 

war zeitweise recht 
Diese und ähnliche 
welche Ausdehnung 

. man der Familienpflege geben kann, wenn man zu einer ausgedehn­
ten Entwiekelung derselben entschlossen ist. Am ehesten eigneten 
sich von Paranoikern noch Querulanten zur Inpflegegabe. Einige solche, 
welche zur Durchfechtung vermeintlicher Ansprüche an Staat und 
Stadt alle Behörden belästigt hatten und deshalb sehr störend ge­
worden waren, hatten bel. Entlassung zwar ihr altes Treiben stets 
w~eder aufgenommen, verhielten sich aber in Pflege gänzlich ruhig. 
Sie waren durch Gewährung des Pflegegeldes vor der Noth geschützt, 
in welcher sie vor der Aufnahme in die Irrenanstalt sich befunden 
hatten. Durch die Beseitigung der materiellen Noth ist für eine 
Anzahl solcher _ Querulanten die Hauptveranlassung beseitigt, die 
sie dazu treibt, ihre Beeinträchtigungs-Ideen in Thaten umzusetzen, 
ohne dass mit clen'l Inhalte ihrer \Vahn-Icleen eine Veränderung vor 
sich gegangen wäre. Die dieser besprochenen letzten Gruppe der 
männlichen Pfloglinge Angehörenelen waren theils bei Verwandten 
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theils bei Fremden untergebracht; die Kranken mit schwereren 
Formen von Beeinträchtigung der Seelenthätigkeit nur bei Angehö­
rigen. Für solehe trug die Inpflegegabe häufig zunächst nur den 
Charakter einer Beurlaubung auf kurze Zeit, bis man wider Erwarten 
sah, dass der als nur ganz yorübergehend und nur versuchsweise 
angenommene Aufenthalt ausserhalb der Anstalt sich in einen 
dauernderen ve1:wandelte.- Einige dieser Pfloglinge machten allerdings 
der ärztlichen. Beaufsichtigung Mühe und öfter auch Sorge. Einige 
Male stiess bei Versc1llechterung des Befindens das Dringen auf Zurück­
führung in die Anstalt von Seiten des Arztes bei den Angehörigen 
auch danü nicht auf Entgegenkommen, als zu Befürchtungen be­
treffs der Sicherheit der Umgebung des Kranken en~ster Anlass vor­
handen war. Einigen von den Kranken dieser Gruppe, welche zu 
den psychischen Minderwerthigkeiten zu rechnen waren, gelang es, 
aus der Familienpflege in eigene Fürsorge überzugehen mit Aussicht, 
dauernd in eigener Fürsorge sich halten zu können. 

Das Krankenmaterial der yorstehencl geschilderten Gruppen 
männlicher Pfloglinge ist nichts weniger als übereinstimmend mit 
dem der analogen Gruppen der weibliehen Pfleglinge. Im Gegen­
tbeil ist der Unterschied ein recht beträchtlicher, welcher vorhanden 
ist zwischen' dem Zustand der einen Gruppe vveiblicher Pfloglinge 
und dem Zustande der entsprechenden Gruppe männlicher Pfleglinge. 
Es liegen dem mehrerlei Ursachen zu Grunde. Zunächst ist hierbei 
sehr in Betracht zu ziehen, dass die Pfloglinge nur zu einem Theil, 
weil für die Inpfiegegabe geeignet, ausgewählt wurden, dass die In­
pflegegabe immer abhängig blieb von den äussoren Möglichkeiten, 
also unter Anderem besonders von der grösseren oder kleineren An­
hänglichkeit der Angehörigen an ihre geisteskranken Verwandten, 
ferner von der Nachfrage Frem.der nach zu übernehmenden Geistes­
kranken von gewissen Eigenschaften. Diese Einflüsse machten sich 
für die beiden Geschlechter in sehr verschiedener \V ejse geltend. Es 
ist in Betracht zu ziehen die ganz verschiedene Brauchbarkeit männ­
licher und. weiblicher Schwachsinniger zu gewissen häuslichen Arbei­
ten und Verrichtungen bis herab zu der, die kleinen Kinder spielend 
zu unterhalten. Eine weibliche Geisteskranke bleibt brauchbar in 
der Hauswirthschaft für grobe Arbeiten und Besorgung kleiner 
Kinder und leistet dies zur Zufriedenheit auf eineT so niedrigen 
Stufe der Intelligenz, auf welcher einen Mmm zu einer nutzbringen­
den Thätigkeit zu verwenden, seine Schwierigkeiten hat. Dies lässt 
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die Anwesenheit einer geisteskranken Tochter, Schwester, Mutter in 
der Familie da als einen V ortheil erscheinen, wo die Anwesenheit 
eines geisteskranken Sohnes, Bruders, Vaters unter sonst gleichen 
Bedingungen als eine schwere Last empfunden wird. Anders ist es 
wieder, wo zwischen dem Geisteskranken und seinem als Pfleger in 
Betracht kommenden Angehörigen das Verhältniss von Eheleuten 
vorhanden ist. Hier sind die männlichen Geisteskranken in Bezug 
auf Inpflegegabe im V ortheiL Eine zu ihrem Ehemann in Pflege 
zu gebende Kranke ist eine Seltenheit. Der Gegensatz der grossen 
Zahl der bei ihren: Frauen in .Pflege befindlichen 11änner ist hierzu 
recht auffällig. Der Zug der Frauen, ihre in der Anstalt befindlichen 
Männer aus derselben zu sich zu nehmen, ist ein sehr starker, und 
wissen diese Frauen es auch unter erschwerenden Umständen zu 
Stande zu bringen, ihren .i\1ann ausserhalb der Anstalt zu halten. 
Es hat diese Verschiedenheit nicht etwa blass ihren Grund in einer auf 
der einen Seite vorhandenen grösseren Anhänglichkeit, es ist hier 
11ehreres nlitspielend. Das Leben der Fanlilie beruht in höherem 
Maasse auf der Frau als auf dem Manne. Das Familienleben bleibt 
erhalten, wenn !1Uch der l\Iann geisteskrank ist; nicht, wenn es die 
Frau ist. Schärfer noch als sonst tritt dies hervor bei den Klassen 
der Bevölkerung, die das Hauptcontingent zu den öffentlichen An­
stalten stellen. Während ein Zustand seelischer Beeinträchtigung 
von einem gewissen Grade, der bei einem Manne vorhanden ist, 
dessen Zurückführung in die eigene Familie erlaubt, macht derselbe 
Zustand von dem gleichen Grade der Beeinträchtigung bei einer 
Frau ihre Zurückführung in ihre eigene Familie wenn nicht un­
möglich, so doch so wenig wünschenswerth, dass der Mann darauf 
verzichtet. 

\Vir wollen, wie vorher die männlichen, nun die weiblichen 
Pfloglinge in Gruppen nach der Art ihrer Seelenstörung gesondert durch­
gehen. Die weiblichen idiotischen Pfloglinge waren im Alter 
bis zu 30 .Jahren; alle unverheirathet; zur Hälfte bei Fremden in 
Pflege gegeben. Die Stufe der Intelligenz, der sie angehörten, war eine 
verschiedene. Die Meisten waren im Stande, sich zu beschäftigen, 
und botheiligten sich meist an der häuslichen Arbeit. Einige 
nähten etwas; eine war, wenn auch nur vorübergehend, in einer 
Gartannagenfabrik beschäftigt. Eine Anzahl war unbeschäftigt; einige 
\Venige waren sogar so tief stehend, dass sie besonderer Abwartung 
und Pflege bedurft(3n: sie mussten von ihren Pflegern angekleidet 
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und gewaschen werden und vermochten sich das Haar nicht selbst 
zu machen; doch waren dauernd Unreine nicht dabei. Der Beauf­
sichtigung machten sie keine Schwierigkeiten; doch wurden die 
lVIeisten durch ihre Neigung zu Affecten unangenehm, die bei 
einigen vorkommenden Fällen in einen dauernden Erregungszustand 
überging, sodass \Viederaufnahme nothwendig wurde. Auch war 
der \V echsel der Pflegestellen bei ihnen nicht selten, Yiel häufiger 
als bei den männlichen Idioten. 

Zu den weiblichen Pfleglingen, welche an Epilepsie 
oder Hysterie litten, gehörten die unangenehmsten Pfteglinge, 
deren Behandlung die höchsten Ansprüche an die Geduld der Pfleger 
stellten. Die Neigung, die Pflegestelle zu wechseln, war sehr gross, 
und öfter wurde die Pflegestelle eigenmächtig verlassen. Sie waren, 
obgleich eine viel grösHere Anzahl Angehörige besassen, die in der 
Lage gewesen wären, sie zu übernehmen, doch nur zmn noch nicht 
vierten Theil bei Angehörigen untergehra?ht; da in der Regel die 
Geduld der Angehörigen schon vor der Aufnahme dieser Geistes­
kranken in die Anstalt erschöpft ist und die näheren Angehörigen 
sich nicht bewegen liessen, wieder einen Versuch zu machen. Oefter 
widerstrebte dem der Kranke auch selbst; zuweilen liessen sich ent­
ferntere Verwandte leichter bestimmen, den Pflegling aufzunehmen, 
als die näheren Angehörigen, und es gelang denselben auch meistens 
besser als den Eltern oder Geschwistern, mit den Kranken auH­
zukommen. Diese Kranken waren meistens jünger, wenige mittleren 
Alters, sehr selten verheirathet undnoch seltener vom Ehemann auf­
genommen. Die Fähigkeit zu weihliehen Arbeiten war bei den 
lVIeisten vorhanden, die Arbeitsleistung bei Allen sehr wechselnd, 
nicht aushaltend, zeit"·eise übenaschend, dann wieder aufhörend. 

'Veibliche Paralytische waren nur wenige bei Fremden und 
bei Angehörigen in Pflege. 

Die grössere Zahl seniler Frauen, fast alle verheirathet, waren 
bei ihren Angehörigen oder nur wenn die Inpflegegabe zu solchen 
gan.z unthunlich war, bei Fremden in Pflege. Namentlich die bei 
Angehörigen wurden mit grosser Liebe und Geduld yerpflegt, ob­
gleich sich einige sehr schwer Kranke darunter befanden, die nusser­
halb der Anstalt zu verpflegen, an der Grenze der Möglichkeit stand. 
Sie machten durch Unreinlichkeit und Erregungszustände manchmal 
recht beträchtliche ·Last. 

Die nicht grosse Zahl alkoholistischer Frauen, mittleren und 



- 111 -

höheren Alters, bestand aus lauter schweren Kranken, welche noch 
mehr wie die männlichen Alkahalisten bei ihrer Verpflegung ausser­
halb der Anstalt Schwierigkeiten machten. Ihre Unstätheit, ihre 
Neigung zur Vagabondage machte es schwer, sie in Pflege zu halten. 
Der von ihnen mit Vorliebe angestrebte Pflegestellenwechsel war bei 
dem Tiefstand ihrer Sittlichkeit wegen der Schwierigkeit der Be­
schaffung geeigneter Pflegestellen mit doppelter Unbequemlichkeit 
verbunden. Doch gelang es gerade einer grösseren Anzahl weiblicher 
Trinker, aus der Irrenpflege durch die Brücke der Familienpflege in 
dauernde eigene Fürsorge überzugehen. Es waren dies Frauen , die 
nur durch die äusseren Umstände dazu gekommen waren, in Folge 
eines übermässigen Genusses alkoholischer Getränke geistig zu er­
kranken. Unter Anderen waren es mehrere ehemaliger Gattinnen 
von \Virthen sogenannter llAnimir- Kneipen«, welche so zu sagen 
Opfer ihres Berufes geworden waren. Dass es den alkoholistischen 
Frauen in grösserem Procentsatz als den Männern gelang, sich mit 
einer geringen Einbusse an Intelligenz von der Krankheit wieder zu 
erholen, lag damn, dass die Frauen, die an Alkoholismus erkranken, 
in einem früheren Stadium als die Männer in dauernde Anstalts-, . 

behancllung gelangen. 
Die an den übrigen chronischen Formen einfacher 

Seelenstörung leidenden weiblichen Pfleglinge bilden die zahl­
reichste der nach der Form ihrer Seelenstörung eingetheilten Gruppen 
der Pfleglinge. Es waren Weiber in allen Altersklassen, ledige und 
verheirathete, zu einem Viertel bei Angehörigen, aber kaum eine 
beim Ehemann, die übrigen -bei Fremden untergebracht. Der geistige 
Zustand der Kranken dieser Gruppe war ein recht verschiedener; es 
war eine ganze Anzahl ausgesprochener Paranoiker dabei, welche sich 
ohne Schwierigkeit in den Familien halten liessen. Es bedingt dies 
einen grossen Unterschied von der entsprechenden Gruppe männ­
licher Kranker. Trotz ausgesprochener Beeinträchtigungs- und Ver­
folgungs-Ideen gab ihr Verhalten zu Störung keinen Anlass. Das 
Leben der Frau concentrirt sich ja so sehr in der Häuslichkeit, dass 
auch für eine grosse Gruppe paranoischer Frauen die krankhaften 
Ideen nicht Ursache genug sind, um sie zu veranlassen, die Schwelle 
ihrer Häuslichkeit in Ve1folg krankhafter Ideen zu überschreiten. 
Eine Anzahl jugendlicher, erregter Personen machte mehr Schwierig­
keiten, als jene mehr dem mittleren Lebensalter angehörigen Para­
noiker. Arbeitsfähigkeit und Arbeitsleistung waren natürlich sehr 



112 -

verschieden. Bei emer Anzahl neurasthenischer Individuen jugeml­
lichen Alters war die Unfähigkeit, sich nutzbringend zu beschäftigen, 
das hervorstechende Moment ihrer Erkrankung; diesen that der Auf­
enthalt in der Familienpflege ganz besonders wohl. Einer Anzahl 
Patientinnen dieser Gruppen war der Uebergang aus der Pflege in 
eigene Fürsorge möglich; in ganz bemerkenswerther \V eise war dies 
der Fall bei einigen Jüngeren, welche sich seit frühester Jugend bis 
zu ihrer Aufnahme in die Irrenanstalt in verwahrlosten 'Verhältnissen 
befunden hatten. 

Zahlenmässig vertheilen sich die nach Geschlecht und Form der 
Seelenstörung gebildeten Gruppen, wie die folgende Tabelle zeigt. 
Die Zahlen geben an, wieviel Personen sich in jedem der beiden 
Rechnungsjahre in Familienpflege befunden haben. Die Zahlen setzen 
sich zusammen aus dem Bestand am Anfang des Jahres und dem 
Zugang während des Jahres. 

1890/91 1891/92 

Männ-1 Weib-

I 
Pfleg- Männ- I Weib-~ Pfieg-

liehe liehe Iinge liehe liehe Iinge 

Imbecillität und Idiotie 12 16 28 27 37 64 
{ ohne Alkn" 

}21 "') ") . . . ·holismus 
Ep1leps1e od. Hystene . 25 46 42 40 82. 

mlt Alko- 15 1 holismus 
Progressive Paralyse 5 4 9 12 5 17 
Senile Seelenstörung 5 9 14 7 I 15 22 
Einfache Seelenstörung bei Alko-

holismus 32 5. 37 47 6 53 
Andere chronische Zustände von 

Seelenstörung 18 57 75 34 67 101 

Summe II 93 1 116 I 2o9 I 169 I 110 I 339 

Die in vorstehender Tabelle enthaltenen Zahlen der einzelnen 
Krankheitsformen lassen, weil sie keine Bestandeszahlen sind, keinen 
ganz zutreffenden V er gleich zu mit den entsprechenden Zahlen der 
im Bestande der Anstalt vorhandenen Krankheitsformen. \Vir wollen 
deshalb, um einen V er gleich vornehmen zu können, zwischen den 
Procentsätzen der einzelnen Krankheitsformen der in Pflege befind­
lichen Geisteskranken mit denen der in Anstaltspflege Befindlichen, 
behufs Vergleichung vollständig commensurabler Grössen, in der fol­
genden Tabelle die Zahlen der einzelnen Krankheitsformen des am 
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81. .März 1892 vorhandenen Bestandes an Pflcglingen vergleichen 
mit den entsprechenden Zahlen des gesammten Bestandes von an 
demselben Tage in Anstaltspflege befindlichen Geisteskranken der 
Berliner Städtischen Irrenpflege: 

I 
Männer Weiber 

I 
Personen 

I 

Am 31. März 1892. I In Anstalts- In Familien· In Anstalts- In Familien- In Anstalts- In Familien-
I 

I 
pflege pflege pflege pflege pflege pflege 

I An-1 Pro-
zahl cent 

An-1 Pro-
zahl cent 

An-1 Pro-
zahl cent 

An· I Pro-
zahl cent 

An-1 Pro-
zahl ccnt 

-=-[Pro-
zahl cent 

Imbecillität und Idiotie . I 195 13,1 16 16,7 114 7,9 16 18,4 309 10,5 32 17,5 
Epilepsie oder Hysterie . 309 20,7 23 23,9 211 14,5 25 26,4 520 17,7 48 26,2 
Progressive Paralyse 228 15,3 14 14,6 131 9,1 5 5,7 359 12,2 19 10,4 
Senile Seelenstörung 46 3,1 3 3,1 ·81 5,6 3 3,5 127 4,3 6 3,3 
Andere chronische Zu-

ställ!le . 41,7 911 62,9 38 46,0 11625 55,3 78 42,6 

Summe 
1714 47,8 40 
,1492l1oo 1 96 1100 1114481100 I 87 /100 1129401100 1183 1100 

Aus der V ergleichung, welche Procentsätze der einzelnen Kmnk­
heit:oformen im Gesmnmtbestande sich in Familienpflege und· welche 
in An:otaltspflege sich befunden haben, scheint sich eine annähernde 
Uebereinstimmung zu ergeben. Die Procento der Idioten und die 
der Epileptiker in Familienpflege sind etwas grösser als der ent­
sprechenden Gruppen in Anstaltspflege; das Minus vertheilt sich gleich­
mässig auf die übrigen Gruppen. Etwas beträchtlichere Unterschiede 
zeigen sich, wenn man Männer und \Veiber gesondert betrachtet. Es 
zeigt sich da, dass die Zahl der in Familienpflege befindlichen weib­
l~chen Idioten und Epileptiker eine relativ viel grössere ist, als den 
recht niedrigen Procentsätzen der \V eiber dieser Krankheitsformen 
in Anstaltspflege entspricht. Es ist dies nur eine Folge der bereits 
hervorgehobenen grösseren Brauchbarkeit gewisser schwachsinniger 
weiblicher Individuen in der häuslichen Arbeit. Auf die Thatsache, 
dass die Procentsätze der in Familienpflege befindlichen Männer die 
gleichen sind wie die Procentsätze der in Anstaltspflege Befindlichen, 
sei hier nur hingewiesen gegenüber der behaupteten Ungeeignetheit 
Paralytischer zur Familienpflege. 

Vom Bestand der am 31. März 18~)2, also am Schluss des 
Rechnungsjahres 1S91/92 in der Städtischen Irrenpflege befindlichen 

Bothe. 8 
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Geisteskranken waren 314 Personen, und zwar 27 4 M:änner und 
40 Frauen, Trinker; das sind 10,1°/0 im Ganzen, 17,3 Ofo der 
Männer, . 2,6 °/0 der Frauen. Vergleichen wir diese Zahlen mit 
denen, welche sich für Trinker ei·geben aus den Gesammtzahlen der 
Geisteskranken, welche während des Rechnungsjahres 1891/92 
die Familienpflege passirt haben. Dies waren 62 männliche Trinker 
unter 169 männlichen Pfl.eglingen, also 36,7 °/0 ; 7 weibliche Trinker 
unter 170 weiblichen Pfleglingen also 4%; zusammen 69 Trinker 
unter 339 Pfleglingen, also 19,5 %. Die Thatsache, dass über ein 
Drittel der männlichen Pfleglinge Trinker waren, stimmt gut mit 
der Erfahrung, dass für diese Kranken die familiale Verpflegung als 
vorzugsweise geeignet sich erwies. 

Es sind noch einige ·weitere, die Qualität der Pfleglinge be­
.treffende Verhältnisse der Pfleglinge im Zusammenhang zu be-
. sprechen: die Gemeingefährlichkeit derselben und die Beeinträch­
tigung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit durch dieselben. Ein 
grosser Theil der in der Berliner Irrenpflege V erpfiegten, nament­
lich der durch Vermittelung der Polizei Eingelieferten, gelangt zur 
Aufnahme mit der Bezeichnung der »Gemeingefährlichkeit«. 
Der Gebrauch dieses Ausdrucks bei dieser Gelegenheit ist nicht allein 
unnöthig, weiljeder Geisteskranke auch als gemeingefährlich angesehen 
werden kam1, sondern auch höchst unzweckmässig, weil er nur dazu 
dient, eine Erschwerung der späteren Entlassung der unter dieser Be­
zeichnung Eingelieferten hervorzurufen, nicht aber, eine Einlieferung 
etwa nicht gemeingefährlicher Geisteskranker zu verhindern. Jenen 
Ausdruck anzuwenden sollte durchaus und stets vermieden werden, 
weil seine Anwendung dem Kranken sein späteres Dasein ganz un­
nöthig erschwert, neue Schwierigkeiten da schafft, wo Schwierig­
keiten schon genug vorhanden sind. Die Bezeichnung als gemein­
gefährlich, welche nur auf ganz wenige Kranke und auch da meist 
nur während bald vorübergehender Zustände im eigentlichen Sinne 
angewendet werden kann, ist geeignet, dem Kranken für . sein ganzes 
Leben einen untilgbaren Charakter aufzudrücken. Sie ist überflüssig 
und namentlich dann, wo sie, wie meist, im uneigentlichen Sinne 
angewandt wird, entbehrlich und ersetzbar durch einen allgemeineren, 
die Anstaltspflegebedürftigkeit bezeichnenden Ausdruck. Es war be­
sonderes Bestreben der Anstaltsleitung, den Schwierigkeiten, welche 
durch jene, bei Einlieferung der Kranken gebrauchte Bezeichnung . 
für die Entlassung derselben hervorgerufen werden, zu begegnen. 
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Gemeingefährliche Handlungen, welche die Geisteskranken vor 
ihrer Aufnahme in die Anstalt begangen, und die zum Anlass ihrer 
Einlieferung geworden waren, mögen sie gewesen sein, welcher Art 
sie wollen, sind nie für ein Hinderniss des Austritts aus der Anstalt 
in Pflege angesehen worden. Im Polizei-Präsidium fand die Anstalt 
in dieser Beziehung durchaus Entgegenk01nmen und sind gegen die 
Inpflegegabe von Kranken, deren Austritt aus der Anstalt, weil als 
gemeingefährlich eingeliefert, an vorherige Benachrichtigupg des 
Polizei -Präsidiums gebunden war, Bedenken, welche die Inpflegegabe 
an und für sich zum Gegenstand hatten, kaum je erhoben worden; 
häufiger waren ja Bedenken gegen die Pflegestelle. Diese hurnane 
Auffassung erleichterte den Austritt der Geisteskranken aus der 

~ 

Anstalt in hohem Grade. Es wurden eii1e grössere Anzahl, welche 
recht gefährliche Handlungen begangen hatten, z. B. l\Iorcl, sch>Yere 
Körperverletzung, Brandstiftung, grössere Betrügereien, in Pflege ge­
geben. Auch einige Individuen, die früher bis zu ihrem Eintritt ins 
Gefängniss, aus dem sie in die Irrenanstalt gelangten, zu den be­
rüchtigsten der gewohnheitsmässigen Diebe und Einbrecher Berlins 
gehört hatten, befanden sich in Pflege und hielten sich tadellos. Die 
V oraussetznng, dass diese letzteren, meist geringergradig Imbecille, in 
den günstigen äusseren Umständen, in welchen sie sich in der Familien­
pflege befanden, der Veranlassung ermangeln würden, fremdes Eigen­
thnm zu bedrohen, bestätigte sich vollkommen. Die wohlwollende 
Haltung, welche das Polizei -Präsidium der Familienpflege gegenüber 
zeigte, wurde durch die Erfahrung gerechtfertigt. Es sind trotz der 
so ausserordentlich zahlreichen Vorbestrafungen der . PHcglingc und 
trotzdem ::;o häufig ein Conflict mit dem Strafgesetz oder eine Ueber­
tretung Veranlassung ihrer Aufnahme in die Anstalt gewesen war, 
ganz ausserordentlich selten strafgcsctzwidrigc Handlungen von Seiton 
der Pfloglinge zu verzeichnen gewesen. ·während der ganzen drei 
Jahre 1890/91/92 waren von solchen Vorkm:nmnissen die folgenden 
zu zählen. Ein bei seinen Eltern untergebrachter idiotischm: Bursche 
von etwa 20 Jahren botheiligte sich mit einigen Altersgenossen an einem 
Einbruch. Die Gesellen erbrachen einen verschlossenen Schrai1k, in 
dem Geld verwahrt war, behufs Entwendung desselben. Der Kranke 
wurde zusammen mit jenen unter Anklage gestellt, musste aber, he­
vor es zur Vorhandlung kam, wegen seiner Neigung zur Vagabondage 
zur Anstalt zurückgegeben werden. Vom Gericht wurde er als nach 
der That in Geistesstörung verfallen erachtet und ausscr Verfolgung 

8* 
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gesetzt. Im zweiten Falle wurde ein epileptisches Mädchen von· 
Hausgenossen zur Theilnahme an einen Feldeliebstahl verleitet. Sie 
blieb aber wegen der bestehenden Geistesstörung ausser Verfolgung. 
In zwei Fällen wurde durch männliche Pfleglinge Betrug ausgeübt. 
In dem ·einen war der Pflegling zur Aushülfe bei einem Kohlen­
händler angestellt und benutzte die Gelegenheit der Ablieferung der­
Kohlen, um sich widerrechtlichen V ortheil zu verschaffen. Im andern 
Falle erhob .ein Pflegling Krankengelder bei einer Kasse, der er bei­
getreten war, indem er die Unterschrift des Kassen -Arztes auf 
den Krankenscheinen fälschte. Beide Male wurde Anklage nicht 
erhoben. 

Störungen der öffentlichen Ordnung untergeordneter Art, 
am häufigsten Ruhestörungen, kamen häufiger vor; jedoch waren 
die meisten ohne Belang. Die Thäter wurden vom Polizei- Revier­
Amt bei Ihrer offenkundigen Geistesstörung wieder entlassen, zuweilen 
nachdem sie die Nacht auf der Polizei-Wache zugebracht hatten, oder 
das Revieramt ersuchte die Irrenanstalt telegraphisch um Abholung, 
besqndel:-s wenn solche Kranke in einem andern Polizeibezirk als: 
dem des vVohnortes ihrer Pfleger zur vV ache sistirt wurden. Die 
Pfl.eglinge, welche solche Veranlassung gaben, waren meistens Trinker 
oder Epileptiker. Gelegentliche Prügeleien und kleine Ruhestörungen 
durch die. Kranken mögen öfters vorgekommen sein, als zur Kennt­
niss der Anstalt kam, da Pfleglinge und Pfleger solches gern verheim­
lichten. In einem Falle hat ein bei seiner Ehefrau untergebrachter 
Pfl.egling, ein Alkoholist, seine Zugehörigkeit zur Irrenanstalt ver­
schwiegen, um. der Zurücknahme in die Anstalt zu entgehen, und. 
einen Tag Haft wegen Ruhestörung ·abgebüsst, was nur durch Zu­
fall zur diesseitigen Kenntniss kam. Durch Geisteskranke verursachte 
Störungen, welche auf die Behausung der Pfleger beschränkt blieben~ 
Zerstörung von Eigenthum kamen öfter vor als die vorerwähnten 
Störungen, welche die Oeffentlichkeit in Mitleidenschaft zogen. Doch 
betraf die grössere Anzahl dieser Ereignisse P.fleglinge, deren Pfleger, 
in diesem. Falle meistens Angehörige, gegen ausdrücklich vom auf­
siehtführenden Arzte geltend gemachte Nothwendigkeit der Rück­
führung des Kranken in die Anstalt, dieselbe verzögert' hatten, in 
der Hoffnung, der Kranke werde sich wieder beruhigen. 

Von Unglücksfällen, welche die Pfleglinge betrafen, interessiren 
in erster Linie die S-elbstmorde. Es sind solcher während der 
acht Jahre von Anfang der Einrichtung bis Schluss des Jahres 1892 
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drei vorgekommen. Ein Mann tödtete sich durch Erhängen in einem 
Zustand von Verstimmung. Ein epileptischer Potator mittleren 
Alters, mehrfach bestraft, vor. der Aufnahme in die Irrenanstalt lange 
Jahre Vagabund, in der Anstalt seit Jahren ·ohne Anfälle und voll­
ständig ruhig und geordnet, erschoss sich kurze Zeit nachdem er 
nach jahrelangem Aufenthalt in der Anstalt in Pflege gegeben worden 
war, mit einem Revolver, den er sich anscheinend zu dem Zweck 
gekauft hatte. Eine Veränderung an dem Kranken war vor dem 
Ereigniss nicht wahrzunehmen. Hallucinationen hatten in der Anstalt 
vollständig gefehlt, ebenso waren Anfälle von Verstimmung oder Er­
regung auch nicht andeutungsweise vorhanden gewesen. Irgend 
-eine Veranlasstrug war nicht nachweisbar. Der dritte Fall von 
Selbstmord betraf ein idiotisches Mädchen in den zw::mziger Jahren, 
welche sich geordnet benahm und Hausarbeit machte. Dieselbe 
tödtete sich sehr bald nach der' Inpflegegabe durch einen Sprung 
aus dem Fenster; eine äussere Veranlassu~g dafür wurde nicht er­
sichtlich. 

Ein weiterer, den Unglücksfällen zuzurechnender Todesfall be­
traf einen recht stumpfen Mann, der nach einfacher Seelenstörung 
.secundär verblödet war. Er war auf Wunsch der Ehefrau nach 
Berlin zu dieser in Pflege gegeben worden. Derselbe wurde in einer 
Haide in der Nähe von Berlin in ganz verwahrlostem Zustande todt 
aufgefunden, nachdem er einige Tage zu Hau.s vermisst worden 
war. Ferner wurde ein auf dem Lande untergebrachter Epileptischer 
in einem \Vassertümpel ertrunken aufgefunden; . die Umstände 
.sprachen dafür, dass er im hülflosen Zustande eines Anfalls den 
Tod gefunden. Ein sehr unapgenehmer Unglücksfall, bei welchem 
aber die Qualität der Pfleglinge als Geisteskranke keine Rolle spielte, 
kam in einer der besten Pflegestellen vor, in welcher sowohl der 
Pfleger · wie dessen Ehefrau die Pfleglinge stets in ganz besonders 
anzuerkennender vVeise gehalten hatten. Die eine der zwei dort in 
Pflege befindlichen Mädchen schoss dem anderen mit einem aus 
V ersehen liegen gebliebenen Terzerol, welches sie im Scherz gegen 
dasselbe erhob, ein Auge aus. 

Von weiteren üblen Ereignissen mögen hier noch die vor­
gekommenen Conceptionen aufgezählt werden. Es kamen deren 
vier vor während der drei letzten Jahre der Familienpflege. Da die 
:Mehrzahl der weiblichen Pfleglinge im conceptionsfäli.igen Alter sich 
befanden, kann diese Zahl als sehr günstig bezeichnet werden. Von 
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den Concipirenden waren drei ledige Idiotinnen in jugendlichem 
Alter; eine war eine verheiratete epileptische Alkoholistirr mit vaga­
bundenhaften Neigungen. Drei der Conceptionen _kamen in den 
mehr ländlichen Verhältnissen der Umgebung der Anstalt vor, eine 
nur in Berlin. Das V erhalten und Betragen der Concipirenden war 
ein solches, dass ein Laie dieselben als Geisteskranke nicht hat erkennen 
können. Bekannt wurde der Schwängerer nur in einem Falle. Dem 
Pfleger kqnnte ein Verschulden nicht beigemessen werden. 

Vorstehendes sind alle vorgekommenen bedenklichen Ereignisse ; 
ich habe- nichts beschönigt urid nichts unterdrückt. Ich hielt es für 
meine Pflicht, gerade nach 'der Richtung hin ganz offen zu sein. 
Jeder vorortheilsfreie Beurtheiler wird zugeben müssen, dass nicht das 
Vorkommen dieser Ereignisse das bemerkenswerthe ist, sondern dass 
ihrer nicht mehr und nicht schlimmere vorkamen; jedenfalls waren es 
weniger, als auch im günstigsten Falle zu erwarten und z~ befürchten 
gewesen waren, mit Rüc~sicht sowohl auf die grosse Zahl der vielen 
hunderte in Pflege befindlich gewesenen Geisteskranken, als auch mit 
Rücksicht auf ihre Beschaffenheit, betreffs welcher nur auf die Thatsache 
hingewiesen werde~ soll, dass ein so ausserordentlich hoher Procent­
satz der Geisteskranken vorbestraft ist. Von dem Bestand der am 
31. ;März 1892 in der Berliner Irrenpflege verpflegten Kranken: 
1588 lVIänner, 1535 Frauen, zusammen 3123 Personen, hatten vor 
der Aufnahme ungesetzliche Handlungen begangen: 357 1\fänner, 
69 Frauen, zusammen 426. Es waren also 22,5 °/0 der Männer,. 
4,5 °/0 der Frauen, insgesammt 13,6% der Kranken vorbestraft. 

Civilrechtliche Ansprüche auf Ersatz von Schaden, der durch 
Pfleglinge angerichtet worden, sind an die Anstalt nicht herangetreten. 
Es würden solche abzulehnen gewesen sein, da der' Pfleger im 
Pflegeantrag (siehe Seite 31) sich verpflichet, ·für alle Folgen aufzu­
kommen, welche aus der Inpflegegabe etwa entstehen könnten. In 
einem einzigen Falle hat sich die Anstalt aus freier Entschliessung 
bereit gefunden, aus Gründen billiger Erwägung eine erbetene kleine 
Geldzahlung an einen Pfleger zu machen, welchem ein Geisteskranker 
in einem plötzlichen Anfalle von Verwirrung und Erregung einen 
beträchtlichen Schaden a~_~-gerichtet hatte. Es handelte sich um einen 
arbeitsfähigen aHmholistischen Epileptiker, der in einem ganz unver­
mittelt auftretenden Tobsuchtsanfall eine ganze Zimmereinrichtung 
zerstörte. 

Es' soll noch im Zusammenhang besprochen werden, 'vie sich 
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die in Pflege gegebenen Kranken in Bezug auf ihre Arbeitsfähigkeit 
verhielten. Zur Beurtheilung derselben ist es nöthig, zu wissen, in 
w1o weit sich die Pfloglinge aussorhalb der Wohnung ihrer Pfleger 
frei bewegen konnten. Die Fähigkeit der Pfleglinge, sich ausserhalb 
der Behausung ihrer Pfleger ohne Begleitung und Beaufsichtigung 
auf der Strasse frei zu bewegen, war eine ganz ':erschiedeno. Voll­
ständig desorientirte wurden nur ausnahmsweise, kaum anders als zu 
Angehörigen in Pflege gegeben, deren Verhältnisse es erlaubten, die 
für solche Kranke nothwendige Beaufsichtigung zu üben. \Vo sich 
dieser Zustand hochgradiger Störung erst im Laufe der Pflege einstellte, 
wurde· meistens \Viederaufnalnne nöthig. Aussenlem an die Stube 
gebunden, die sie ohne Begleitung ihrer Pfleger xiicht verlassen 
konnten, waren neben einigen durch körperliche Gebrechen in ihrer 
freien Beweglichkeit Behinderten einige Pfloglinge in Berlin, welche 
das Strassengewühl scheuten. Einige konnten wohl über die Strasse 
gehen und eine kleine Besorgung, einen Einkauf für den Pfleger 
machen, entfernten sieh aber nicht über · einige Strassen weit von 
der Behausung ihres Pflegers. Eine Anzahl Pfloglinge waren im 
Stande, ihnen von früher bekannte grössere Gänge durch die Stadt 
zu machen, etwa Verwandte zu besuchen; konnten aber von den ihnen 
bekannten Strassenzügen nicht abweichen. Eine weitere Anzahl höher­
stehender Kranker bewegte sieh vollständig frei in der Stadt, um 
spazieren zu gehen oder ihrer Arbeitsgelegenheit naehzugehen; aueh 
öffentliche Locale suchte eine Anzahl auf. 

Die in Familienpflege untergobraehten Geisteskranken waren fast 
alle solehe , die sich in der Anstalt beschäftigt hatteli; doch waren 
Kranke, die sieh einer Besehäftigung nicht unterzogen, von der In­
pflegegabe nicht ausgeschlossen. Mehrere von diesen Letzteren , die 
in der Ansblt zu einer Beschäftigung nicht zu bewegen gewesen 
waren, griffen in der Pflege eifrig zu einer solehen; so einige Que­
rulanten. Nur \Venige konnten ihre Kräfte in gar keiner \Veise 
nutzbringend anwenden. Namentlich die zu Fremden in Pflege Ge­
gebenen waren fast alle, wenn aueh oft nur in besehränkterri Maasse, 
arbeitsfähig; während unter den bei ihren Angehörigen Unter­
gebrachten die Zahl der ganz Unbeschäftigten eine grössere war. 
Die Arbeitsleistung kam in den meisten Fällen dem Pfleger direct 
zu Gute und bildete einen ·Theil des V ortheils , den der Pfleger aus 
der Uebernahme des Kranken zog. So w.aren die weiblichen Kranken, 
die zu Fremden in Pflege gegeben waren, fast Alle im Stande, sieh 
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im Hauswesen nützlich zu machen. Eine Anzahl männlicher Kranker 
waren im Berufe ihrer Pfleg<;)r,, Handwerker, als Ge;hülfen thätig. Ein 
kleinerer Theil der Pfleglinge verwerthete seine Arbeitskraft nicht zu 
Gunsten des Pflegers, sondern suchte ausserhalb der Behausung 

·ihrer Pfleger oder innerhalb derselben auf eigene Rechnung etwas zu 
verdienen. Fabrikarbeit wurde versuchsweise öfter aufgenommen, 
aber immer nur ganz kurze Zeit ausgehalten. Eine Anzahl weib­
licher Pfleglinge nähten Schneiderarbeit für Geschäfte und Private ; 
auch andere Handarbeit, z. B. Frisiren, kam als Beschäftigung vor. 
Die Männer versuchten theilweise wieder in ihrem früheren Berufe 
unterzukommen , doch waren die meisten nur als Handarbeiter im 
Stande, hin und wieder ausserhalb der Behausung ihrer Pfleger sich 
zu beschäftigen. Die Arbeitsleistung war in der Regel eine minder­
werthige, der eines Gesunden nicht gleich zu setzen. Volle und dauernde . 
Arbeitsfähigkeit, wie solche eine Anzahl anstaltspflegebedürftiger Geistes­
kranker innerhalb der Anstalt besonders im landwirthschaftlichen 
Betrieb darbieten, kam b'ei den Pfleglingen nur ausnahmsweise vor. 
Es waren dies die wenigen Fälle, welche wegen vorhandener Er­
werbsfähigkeit nach einiger Zeit in eigene Fürsorge übergehen konnten. 
Ferner war volle Arbeitsfähigkeit zeitweise häufig vorhanden bei 
den periodischen Zuständen; aber dann so wenig von Dauer, dass 
ein V ortheil betreffs Höhe des Pflegegeldes oder etwaiger Entlassurig 
daraus nicht erwuchs. Dass die Bemühungen, in ihren früheren 
Beruf wieder einzutreten, nur so \Venigen gelang, hat seine Ursache 
z. Th. in der durch die Krankheit geschaffenen Verminderung der 
geistigen \V erthigkeit; z. Th. aber auch in den so mannichfachen 
äusseren Hindernissen, auf die hinzuweisen oben mehrfach Gelegen­
heit genommen worden ~st. Diese äusseren Hindernisse machten, 
dass es auch bei den Geisteskranken, für die man zunächst hätte 
annehmen können, dass sie Erfolg bei der Aufnahme ihrer früheren 
Beschäftigung haben würden, es beim Versuche, ihren Beruf wieder 
aufzunehmen, blieb. Den durch ihre Arbeit, erzielten geringen Ver­
dienst benutzten die Pfleglinge zur Aufbesserung ihrer Ernährung 
und zur Bestreitung kleiner anderer Bedürfnisse oder zur Beschaffung 
von Genussmitteln, z. B. Bier und Tabak. Die in der· Behausung 
bezw. im Gewerbebetrieb ihrer Pfleger thätigen Kranken erhielten 
vielfach obige Dinge in natura oder Geld zur Beschaffung derselben 
als Remuneration von ihren .Pflegern. Die Bestrebungen der geistes­
kranken Pfleglinge, sich lohnende Beschäftigung zu suchen, werden 
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nach Möglichkeit durch Rathertheilung, Geldaufwendung, Verabfolgung 

von \Verkzeugen u. s. w. unterstützt. Der geringe . Arbeitsverdienst 

soll als Ermunterung wirken. Es ist darauf hinzuwirken, dass die 

Pfleglinge Gelegenheit bekommen, ihre Arbeitskraft in ihrem eigenen 

V ortheil zu verwerthen und sich etwas zu verdienen, da es sich nur 

auf diese ·weise anbahnen lässt, dass die Pfleglinge aus der Irren­

pflege austreten und in eigene Fürsorge übergehen. Es wird auch 

bei der Auswahl der Pfleger ganz besonders von diesem Gesichts­

punkt aus verfahren und Pflegern, die solche Bestrebungen erfolg­

Teich unterstützt haben, der Vorzug gegeben. Pfleger, bei denen, wie 

es auch vorkam, das gegentheilige Bestreben bemerkt wurde, näm­

lich, dass sie, um sich die Arbeitskraft des Kranken möglichst lange 

zu erhalten, denselben in einer gewissen Abhitngigkeit erhielten und 

seinen Bestrebungen, seine Arbeitskraft zu verwerthen, wohl gar Hinder­

nisse in den \V eg legten, w.urden von der Wiederbesetzung aus­

geschlossen. Von diesem Gesichtspunkte aus blieb auch ein Ge· 

werbeschein zum Gewerbebetrieb im Umherziehen männlichen Pfleg­

lingen nicht versagt, deren Schwachsinn als Geistesschwäche im Sinne 

des § 57 a No. 2 der Gewerbe-Ordnung nicht erachtet werden konnte. 

Es handelte sich in zwei Fällen um Hausirer, von denen der eine 

n1ehrere Monate, der andere kürzere Zeit von seiner Befugniss Ge­

brauch machte; in einem dritten Falle um einen· Strassen: Zeitungs­

verkäufer, der längere Zeit seinem Gewerbe nachgehen konnte. 

Die Zugangs- und Abgangsbewegung des Pfleglings­
bestandes. 

\V enden wir uns nunmehr einer zahlenmässigen Betrachtung der 

Entwickelung der Familienpflege zu. Es war ein Gebot natürlicher 

Vorsicht , mit der Ent-wickelung der Einrichtung der Familienpflege 

anfänglich nur langsam vorzugehen. ·Diese Vorsicht spricht sich 

darin aus, dass in den ersten Jahren der Einrichtung nur wenige 

Kranke hinausgegeben wurden und in langsamer, aber stets stei-
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gender Weise von der Einrichtung Gebr~uch gemacht wurde, ohne 

jede Ueberhastu~g und mit einer gewissen Stetigkeit der Zunahme. 

Am 31. März 1886, also am Schlusse des ersten Rechnungsjahres, 

während dessen die unter der Verwaltung der Anstalt stehende 

Familienpflege bestand, befanden sich nur zehn Geisteskranke in 

Pflege. Jedes weitere Jahr brachte eine beträchtliche Zunahme, wie 

aus folgender Tabelle hervorgeht: 

Bestand Männer Weib er Personen 

Aqzahl " Anzahl " Anzahl "' am .. .. .. 
" " " "' "' "' 31. März · ~." ' -;: ge ~"" In der == In der In der = = 

Davon in "" Davon in t::.~ Davon in "" des Berliner "·~ Berliner Berliner ga 
e~ o= 

FamHien- Familien- "8 Familien- .. 8 
.Tahres Irren- ~ .. Irren- ~ .. Irren- ~" 

pflege pflege I'< pflege pflege I'< pflege pflege I'< 

.s .El .s 

1885 957 0 0 952 0 0 1909 0 0 
1886 1048 4 0,4 1012 6 0,6 2060 10 0,5 
1887 1130 9 0,8 1143 25 2,2 2273 34 1,5 
1888 1156 25 2,1 1205 25 2,1 2361 50 2,1 
1889 1270 25 2,o 1258 30 2,4 2528 55 2,2 
1890 1308 48 3,7 1351 54 4,0 2659 102 3,9 
1891 1495 58 3,9 1465 72 4,9 2960 130 4,5 
1892 1588 96 6,0 1535 87 5,7 3123 183 5,9 
1893 1667 121 I 7,3 1583 88 5,6 3250 209 6,4 

Es fällt in dieser Tabelle auf, dass während Anfangs ebenso die 

absolute Zahl wie die Procentzahl der in Pflege • befindlichen Weiber 

grösser war als die entsprechende Zahl der männlichen Pfieglinge, 

später das Verhältniss sich umkehrte. Es hat dies sowohl darin 

seinen Grund, dass das anfänglich nicht ganz zulängliche Angebot 

von Pflegestellen für Männer erst im Laufe der Jah1:e die dem Be­

dürfnisse genügende Höhe ·erreichte, als auch. darin, dass die grosse 

Zahl der Alkabolisten unter den männlichen Pfleglingen, fiir welche 

das Verbleiben in der Irrenpflege so nothwendig ist, die Zahl der 

Männer in Folge der Erschwerung des Ueberganges in Fürsorge der 

Armen- Direction sich etwas höher hielt. Eine noch etwas grössere 

Stetigkeit in der Zunahme der Benutzung der Familienpflege für die 

Verpflegung der Geisteskranken ergie bt sich, wenn man, wie in Fol· 

gendem geschehen, die täglichen Durchschnittszahlen für je ein vom 

1. April bis 31. März des folgenden Kalenderjahres laufendes 

Rechnungsjahr zusammenstellt. 
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Tägliche Durchschnitts-
Procent zahl der Geisteskranken 

in 

In 'der Berliner I Davon ln Familien-

Irrenpflege 
Familien- pflege 

pflege 

Im Etatsjahre 1884/85 I 1868 0 0 
)) )) 1885/86 1979 2 0,1 
)) >> 1886/87 .. 2174 21 1,o 
)) )) 1887/88 2320 37 1,_6 
)) ~ 1888/89 2501 51 2,0 
)) )) 1889/90 2605 76 ')" ..-,-
)) )) 1890/91 2828 114 4,0 
)) )) 1891/92 3063 174 5,7 

Der erreichte Procentsatz von sechs in Familienpflege verpflegten 
Geisteskranken auf das Hundert der in der Berliner Städtischen 
Irrenpflege befindlichen Geisteskranken erscheint ein hoher. Man 
könnte auf die Vermuthung kommen, dass in der Familienpflege 
sich im Laufe der Jahre ein :Material von Geisteskranken angehäuft 
habe, die recht wohl ans der Irrenpflege hätten entlassen werden 
können. Das ist aber keineswegs der Fall, vielmehr ist ein f'tändig 
über eine grosse Reihe von .Jahren weg in der Familienpflege ver­
pflegtes Krankenmaterial überhaupt nicht vorhanden. Gerade oben 
berührten Uebelstand, dessen Eintreten allerdings nahe gerückt ist, 
wo Familienpflege eingerichtet wird; zu vermeiden, ist von Anfang 
an das grösste ·Gewicht gelegt worden; und wurde dem entsprechend 
Alles, was irgend aus der Irrenpflege ausscheiden konnte, auch aus 
der Familienpflege entfernt und der Armen-Direction zur weiteren 
Fürsorge überwiesen. Es ist dauernd Bestreben der Anstalt gewesen, 
die Familienpflege nicht, wie es so. leicht hätte geschehen können, 
wenn man bezüglich der Entlassungen aus der Familienpflege lässig 
gewesen wäre, Ursache einer stärkeren Belastung der Irrenpflege mit 
Kranken, die de~ Irrenpflege allenfalls entbehren könnten, werden 
zu lassen. Vielmehr hat die Familienpflege in der Form , wie sie 
geübt wurde, in ganz ausgesprochener ·weise dem Zwecke gedient, 
alle Kranken aufzunehmen, welche, wenn auch nur auf ganz kurze 
Zeit, ohne aus der Irrenpflege entlassungsfähig zu sein, der Anstalts­
pflege entbehren konnten. Die bei Weitem grösste Mehrzahl der 
Kranken, für welche die Familienpflege in Benutzung genommen 
wurde, gehörten der Familienpflege kürzere Zeit als ein Jahr an. 
Von den am 1. A pril1890 den Bestand ausmachenden 102 Pfleglingen 
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(48 Männer, 54 Weiber) waren 67 (341\Iänner, 33 Weiber),weniger als· 
1 Jahr, und nur 35 (14Männer, 21 Weiber) länger als 1 Jahr in Familien­
pflege. Das heisst: nur ein Drittel des Bestandes entstammt dem Bestand 
aus dem Beginn des Rechnungsjahres, das Uebrige ist Zuwachs, der 
auch seinerseits nur die Differenz von beträchtlich grösseren Dimi­
Jmenden und Subtrahenten, Zugang und Wiederabgang entsprechend, 
ist. Dass trotz einer lebhaften Abgangsbewegung aus der Familien­
pflege sich ein starkes Anwachsen der Zahlen der in Familienpflege 
Befindlichen am Abschluss eines jeden Rechnungsjahres ergab, hat 
darin seinen Grund, dass von der Einrichtung ein immer aus­
gedehnterer Gebrauch gemacht wurde - dass im Laufe der Jahre 
Categorien Geisteskranker für die Familienpflege herangezogen 
werden konnten, welche ausserhalb der Anstalt zu verpflegen man 
früher nicht für ausführbar gehalten hätte - dass in immer aus­
gedehnterem Maasse den Kranken die W ohlthat zu Theil wurde, eine 
wenn auch nur kurze Spanne Zeit besseren Befindens, die sie ohne 
die Einrichtung der Familienpflege unbedingt hätten müssen in der 
Anstalt verbringen, ausserhalb der Anstalt bei den Ihrigen oder in 
anderer ihnen zusagenden Umgebung zubringen konnten - dass 
ferner alle die zahlreichen periodischen Kranken , wo es irgend zu­
lässig war, ihre freien Zeiten regelmässig ansserhalb der Anstalt ver­
brachten, auch wenn diese letzteren erfahrungsgemäss so kurze 
waren, dass früher, ehe die der Beurlaubung oder Entlassung vor­
hergehenden Formalitäten erledigt waren, erneute Verschlechterung 
des Befindens dieselbe auszuführen tmthunlich gemacht hatten. 
Nicht aber ging das Anwachsen der Zahl der in Familienpflege Be­
findlichen so vor sich, dass etwa der Endbestand am Schlusse eines 
Etatsjahres sich zusammensetzte aus dem Bestand am Anfang des 
Jahres und einem im Bestande verbliebenen Zugang. Von dem Um­
fange der Zugangs- und Abgangsbewegung, aus welcher <:las während. 
jedes einzelnen Rechnungsjahres stattgefundene Anwachsen der Be­
standszahlen sich zusammensetzte, giebt die folgende Tabelle Nachricht: 

II I m E t a t s j a h r e 
1887/8811888/8911889(90 11890/91 11891/9211892/93 

Bestand am Beginn des Etatsjahres 34 
I 

50 
I 

55 
I 

102 
I 

130 
I 

183 
Zugang während desselben . 42 34 101 131 254 -

Summe 76 84 156 233 I 384 -
Abgang während des Etatsjahres . J 26 29 54 103 201 -
Bestand am Ende desselben . . 50 55 102 130 I 183 209 
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Wie man sieht, war die Bewegung eine sehr lebhafte. In 
welcher \V eise der Abgang auf den Anfangs ·Bestand und den Zu­
gang während des Jahres sich vertheilte, erhellt aus der folgenden, 
für das Rechnungsjahr 1890/91 aufgestellten Tabelle: 

II J\länner I Weiber I Personen 

Bestand am 1. IV. 90 1'48 154 I 1021 
Abgang von diesem Bestand bis 31. III. 91 23 30 53 
Bleiben vom Bestand des 1. IV. 90 im B. des 31. III. 91 25 24 49 
Zugang vom 1. IV. 90 bis 31. III. 91 . 50 81 131 
Abgang von diesem Zugang bis 31. III. 91 

I 
171 33 

481 
50 I 

Bleiben vom Zugang im Bestand des 31. III. 91 33 81 

Summe aus Anfangs- Bestand und Zugang 1890/91 98 1351 233 
1031 Gesammt Abgang 1890/91 . 40 163 

Bestand am 31. III. 91 . 58 72 1130 

Der Abgang aus der Familienpflege kommt zu Stande theils 
durch Wiederaufnahme in die Anstalt, theils durch gleichzeitiges 
gänzliches Ausscheiden aus der Irrenpflege. In der folgenden Tabelle 
ist die Vertheilung des Abganges auf lVioderaufnahme in die Irren­
anstalt und auf das Ausscheiden dargestellt. 

1890;91 1891/92 

Männer I Weiber !Personen J\länner I Weiber I Personen 

, 
I Abgang durch ·Wiederaufnahme in 

die Anstalt 26 41 67 47 60 107 
Abgang durch Ausscheiden aus der 

Irrenpflege 14 I 22 36 39 55 94 

Summe des Abganges II 40 I 63 I 103 J 86 I 115 I 201 

Die aus der Tabelle hervorgehende Häufigkeit der :VViederauf­
nahme ist das, was der Familienpflege, wie sie sich an der Dall­
dorfer Anstalt entwickelte, am meisten charakteristisch ist. Je mehr 
man in der Lage ist, auch Kranke mit schweren Beeinträchtigungen 
in· die Familienpflege zu versetzen, desto öfter wird einerseits sich 
die N oth wendigkei t der W iederaufnahrne herausstellen; andererseits 
wird man um so leichter sich entschliessen, einen Kranken in die 
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Familienpflege zu versetzen, je mehr Garantie da ist, dass, sobald 
die Unmöglichkeit der Verpflegung ausserhalb der Anstalt wieder 
eintritt, 'Wiederaufnahme ohne Verzug und ohne Förmlichkeit wieder 
erfolgen kann. Die V eranl.assung zur Wied~raufnahme ist zweifacher Art. 
Es war entweder eine absolute oder eine relative Indication zur Wieder­
aufnahme vorliegend. Im ersten Falle lag die Ursache meist beim Pfleg· 
ling, im zweiten meist beim Pfleger. · Wo die Veranlassung zur 
'Wiederaufnahme der Zustand des Pfleglings war, war es selten, dass 
eine eigentliche Veränderung im psychischen Zustand des Pfleglings 
während der Dauer der Pflege vor sich gegangen war der Gestalt, 
dass eine absolute Anstaltspflegebedürftigkeit wieder eingetreten war. 
Eine stärkere Veränderung des psychischen Zustandes kam am ehesten 
noch vor bei Epileptikern und bei Alkoholisten; bei letzteren nament­
lich dann, wenn die schon eher wünschenswerth gewesene ·Wieder­
aufnahme durch die Pfleger oder durch andere Ereignisse verzögert 
worden war. Bei einer Anzahl Kranken zeigte sich das Eintreten 
einer Verschlechterung ihres Befindens in einer Neigung zur U nstät·_ 
heit. Nachdem derselbe sich Monate lang ruhig in der Wohnung 
der Pfleger gehalten und sich an deren Arbeit betheiligt hatte, lässt 
er dieselbe liegen, fängt an öfter auszugehen, stellt sich unregel­
mässig zu den Mahlzeiten ein, bleibt schliesslich denselben gänzlich 
fern, dann fängt er an, auch des Nachts auszubleiben. Hier handelt 
es sich darum, rechtzeitig einzugreifen, ehe sich der Kranke der 
Pflegestelle gänzlich entzieht und in eigentliche Vagabondage über­
geht. Bei anderen Kranken äussert sich die Unruhe ohne Neigung 
zum Umherschweifen zu Haus im Reden und Handeln; hier erfolgt 
die \Viederaufnahme meistens zeitiger, weil die Pfleger stärker be­
lästigt werden. Die grösste Mehrzahl der Wiederaufnahmen erfolgte 
aber im Gegensatz zu vorstehend geschilderter Veranlassung, ohne dass 
eine beträchtlichere psychische Veränderung die Ursache gewesen 
wäre. Meistens lag die Veranlassung in Aeusserungen des unverändert 
fortbestehenden krankhaften Zustandes des Pfleglings. Häufig waren 
Affectzustände, in denen der Kranke Ruhestörung verursachte, seinen 
Pflegern einen \Virthschaftsgegenstand zerstörte oder thätlich gegen 
sie oder andere Personen wurde. Es hing natürlich von äusseren 
Umständen ab, ob jene Bethätigungen der Krankheit Ursache zur 
vViederaufnahme wurden. Bei erfahrenen Fliegern, ferner bei An­
gehörigen, denen sehr viel am Zusammenleben mit den Geistes­
kranken lag, war hier eine \"i'eite Grenze gesteckt. Schlossen sich, 
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wie zuweilen, an Afl.'ecte tiefer gehende Stimmungs-Anomalien an, 
so erfolgte die Aufnahme regelmässig: Ferner wurde zur V eran­
lassung der Wiederaufnahme, dass der Kranke sich bei Gelegenheit 
einmal betrank, was bei Kranken, die keine Alkoholisten waren, so 
gut vorkam wie bei Trinkern. Bei Potatoren wurde danach gestrebt, 
dieselben zur "Wiederaufnahme gelangen zu lassen, sowie es zu einer 
eben merkbaren Veränderung ihres Verhaltens in Folge Alkoholgenusses 
kam. Es war freilich nicht immer möglich, die Wiederaufnahme bei 
den Trinkern zeitig genug vor sich gehen zu lassen. Das Eintreten 
des in Folge Alkoholgenusses veränderten Verhaltens ist ja auch von 
Laien meistens zeitig genug zu erkennen; nur suchte eine Anzahl 
Pfleger, namentlich Angehörige und hier besonders Ehefrauen, den 
\Viedereintritt stärkeren Trunkes zu verheimlichen, so lange die aus 
dem V erhalten des Kranlmn erwachsenden Belästigungen irgend er­
träglich waren. Oft wurde so die "Wiederaufnahme sehr zum Schaden 
des Kranken hinausgeschoben, bis eine wirkliche Verschlechterung 
des Befindens eingetreten war. Häufung der Anfälle bei Epileptikern 
war häufige Ursache der Zurücknahme, ebenso körperliche Krankheit, 
die längere Bettruhe nöthig machte, hin und wieder auch das Auf­
treten von Unsauberkeit bei den Kranken. Seltener, als wegen des 
Pfleglings, wurde \Viederaufnahme nothwendig wegen der Pflegestelle. 
Denn es wurde hier, wenn irgend möglich, Pflegestellenwechsel vor­
genommen ohne vorherige Zurücknahme; doch liess sich in einigen 
]'ällen die "Wiederaufnahme des Pfleglings nicht vermeiden, entweder 
weil die Entfernung des Pfleglings aus der Pflegestelle dringend 
war, oder weil eine für den Pflegling geeignete Pflegestelle zur Be­
setzung nicht verfügbar war. Es wurde in diesem Falle die Zurück­
nahme in die Anstalt der Versetzung des Pfleglings in eine seiner 
Eigenart nicht zusagende Pflegestelle vorgezogen. Der Zeitraum, 
welcher verflossen wm: von der Inpflegegabe bis dahin, als die 
\Viederaufnahme nöthig wurde, schwankte zwischen Jahren und Tagen. 
Nachdem ein Pflegling über Jahr und Tag, ohne dass irgend eine 
Störung sich ergeben hatte, in der Familienpflege ·zugebracht hatte, 
konnte ein Affect, eine in Trunkenheit vorgenommene störende 
Handlung, bei einem Epileptiker ein nach längerer Pause auftreten­
der schwerer Anfall oder Verwirrungszustand jederzeit seine Zurück­
führung in die Anstalt nöthig machen. Einer besonderen Erwähnung 
bedürfen nur die Fälle, wo die Nothwendigkeit der Wiederaufnahme 
sich sehr bald wieder herausstellte. Manchmal schon am folgenden 
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Tage, manchmal innerhalb der nächsten Tage naeh der Inpfiegegabe 
war man bei einigen Geisteskranken genöthigt, sie der Anstalt wieder 
zuzuführen. So kam es vor, dass Potatoren am ersten Tage nach 
ihrer Inpflegegabe in schwerer Verwirrung oder in Aufregung in­
folge Alkoholgenus:oes wieder aufgenommen werden mussten .. Auf 
einige Kranke wirkte die Veränderung ihrer Umgebung in Folge der 
Inpflegegabe stark genug, um einen schweren Zustand auszulösen; 
bei einigen Senilen trat innerhalb einiger Tage Verwirrung ein, 
einige Male wurde schwere Depression in unmittelbarem Anschluss 
an die Inpflegegabe beobachtet. Einige Kranke hatten durch ihr 
ruhiges Verhalten innerhalb der Anstalt über ihren eigentlichen Zu­
stand entschieden getäuscht und liessen ihr geordnetes vVesen, ·das 
sie in der Anstalt gezeigt hatten, _ausserhalb derselben sofort fallen. 
Doch war diese Täuschung selten, öfter stellte sich jenes Ereigniss 
ein, wenn man sich zur Inpflegegabe ohne ein rechtes Gelingen sich 
zu versprechen, nur in Folge Drängens von Verwandten entschlossen 
hatte. Obgleich auf eigenen Wunsch in Pflege gegeben, erwiesen 
sich einige Kranke, welche in der Anstalt sich durchans geordnet 
geführt und fieissig gearbeitet hatten, ausserhalb der Anstalt als 
gänzlich undisciplinirbar und widerspenstig, ohne dass eine V erände­
rung in ihrem Geisteszustande oder Einfluss anderer änsserer Ein­
flüsse, als die aus der Veränderung der Umgebung sich ergebenden, 
zu erkennen gewesen wären; in die Anstalt zurückversetzt, fügten 
sie sich der Anstaltsdisciplin wie früher. Diese selten vorkommenden 
Kranken erweisen sich als. ebenso ungeignet für die Familien pflege, 
wie die meisten der unstäten Kranken, welche jedes Mal am ersten 
und zweiten Tage ihrer Inpflegegabe ihre Pflegestelle verliessen. 

In der Art und Weise, wie die Wiederaufnahme zu Stande 
kommt, besteht die grösste Mannigfaltigkeit. Viele Wiederaufnahmen 
erfolgen bei Gelegenheit der am ersten eines jeden Monats abgehal­
tenen V orstellungstage. Es werden an diesem Tage eine Anzahl 
Kranke mit oder gegen ihren Willen dabehalten. Die Pfleger suchen 
sich der Umständlichkeit einer Wiederaufnahme während des Monats 
nach Möglichkeit zu entziehen und verschieben, wenn irgend an­
gängig, die Wiederaufnahme bis zu diesem Tage; freilich nicht 
immer mit Erfolg; vielmenr finden die meisten Aufnahmen doch 
im Laufe des Monats statt. Oefter suchten Kranke allein die Anstalt 
auf, mit der Bitte um 'Wiederaufnahme, in Folge Verschlechterung 
ihres Befindens; ganz eigenthümlicherweise kam ein A ufsnchen der 



- 129 -

Anstalt mehrmals vor von Seiten Kranker, deren Befinden sich ver­
schlechtert hatte, deren Zustand aber ein zu sclnver gestörter war, 
als dass irgend eine klare Absicht bfd ihrem Gange nach der Anstalt 
angenommen werden konnte. So kam eines Abends spät mit der 
Pferdebahn ein Kranker (Epileptiker) allein bei der Anstalt in einem 
Zustande schwerer traumartiger Verwirrung an, der am Morgen des­
selben Tages seine Pflegestelle in seinem gewöhnlichen Zustande ver­
lassen hatte, um einer Beschäftigung nachzugehen. Pfleglinge, deren 
Zustand sich verschlechtert hatte, wurden, wenn sie aus anderer 
Ursache, wie so häufig, die Anstalt aufsuchten, nach Befinden da­
behalten. Doch wnrde gentele in diesem Falle möglichst zu erzielen 
gesucht, dass der Kranke sein Ein verständniss zum Dableiben aus­
spreche. Im Falle derselbe nicht dazu zu bewegen 1~ar, wurde er 
nur dann dabehalten, wenn wirkliche Dringlichkeit, ganz klar vor­
liegende absolute Anstaltspflegebedürftigkeit vorlag. Im gegentheiligen 
Falle liess man lieber einmal einen Kranken, der die Anstalt auf­
gesucht hatte, wieder gehen, obgleich man ihn nicht ungern in der 
Anstalt dabehalten hätte. Denn bei gewissen Kranken bleibt, wenn 
sie gelegentlich ihres Besuches in der Anstalt dabehalten werden, 
ein ~Iisstrauen zurück, dessen Entstehen mit Rücksicht auf die wegen 
erneuter Inpflegegabe zu e1'haltende Anhänglichkeit zu vermeiden 
ist. Eine weitere Anzahl Pfleglinge wurden der Anstalt zu jeder 
Stunde des Tages durch die Pfleger wieder zugeführt mit ihrer Ein­
willigung oder ohne diese unter irgend einem Vorwande. Häufig 
genug kam es vor, dass eine Rückführung eines Pfleglings in die 
Anstalt als dringend nothwendig erschien, der Pfleger aber sich für 
ausser Stande erklärte, dieselbe auszuführen. Trotzdem der Pfleger 
im Pflegeantrage sich verbindlich gemacht hat, den Kranken, wenn 
nöthig, zur Anstalt zurückzuführen, konnte sich die Anstalt in diesem 
Falle der Verpflichtung nicht für entbunden erachten, das zur Zu­
führung des Kranken in die Anstalt Nothwendige zu veranlassen. 
Nach Befinden wurde der Kranke durch \V arte- Personal abgeholt, 
und zwar aus der IV ohnnng des Pflegers, wenn ein Yenvandtschaft­
liches Verhältniss zwischen Pfleger und Pflegling nicht vorlag. Im 
Nothfalle erbat das \Varte-Personal oder die Anstalt vor der Absen­
dung desselben Beihülfe von der Polizei, die eventuell unter Sisti­
rung des Kranken nach der Polizeiwache gewährt wurde. \Var 
Gefahr im Verzuge und ein sofortiges Einschreiten gegen den Pfleg­
ling nothwendig, so pflegten die Pfleger die Hülfe der Polizei selbst zu 
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erbitten; die Anstalt holte sodann auf telephonische Benachrichtigung 
hin den auf der \Vache des Polizei- Revier-Amtes sistirten Kranken 
durch \V arte-Personal ab. ·warte-Personal wurde zur Abholung Geistes­
kranker aus der Wohnung Angehöriger, bei denen sie sich in Pflege 
befanden, regelmässig nicht verwendet, sondern die Angehörigen an­
gewiesen, im Bedarfsfalle sich unmittelbar an das Polizei-Revier-Amt 
um Hülfe zu wenden. Erst wenn dieses sich \·eranlasst gesehen, 
einzuschreiten, wurde der anf die Wache sistirte Kranke durch 
\Varte-Personal von dort aus abgeholt. Die Ursache dieser Zurück­
haltung den bei Angehörigen untergehrachten Geisteskranken gegen­
über, war die wiederholte Erfahrung, dass Angehörige, trotzdem sie 
unmittelbar vorher um Abholung ihrer geisteskranken Verwandten 
gebeten hatten, dem zur Abholung sich einfindenden \Varte-Personal 
die Herausgabe des Kranken verweigerten. Unter gewissen "Gmstän­
den hätte auch dieses Eindringen des \V arte- Personals der Irren­
anstalt in die \V ohnnngen, um Kranke von ihren Angehörigen weg­
zuholen, zu recht unangenehmen Gonsequenzen führen können. 

Die unter Anwendung von Zwang zur Ausführung kommenden 
\Viederaufnahmen sind die l\Iinderzahl. Die Regel ist, dass es ge­
lingt, den Kranken zum freiwilligen Eintritt in die Anstalt zu be­
wegen, wenn nur die Schritte zur \Viederaufnahme rechtzeitig unter­
nommen werden. Freilich wird in Folge des Interesses, welches die 
Pfleger an dem Verbleiben des Kranken in Pflege haben, oft genug 
dieselbe verzögert. Namentlich Angehörige sind sehr geneigt, ihre 
Pfleglinge im Gegensatz zum Ausspruche des Arztes ausserhalb der 
Anstalt zu belassen und eine Rückführung hinauszuziehen. Solange 
nicht die Nothwendigkeit polizeilichen Einschreitens vorliegt, wird die 
Anstalt, um die wünschenswerth erscheinende Rückführung des 
Kranken gegen den \Villen des Pflegers (es werden dies hier n1eist 
Angehörige sein) zu bewirken, kein anderes l\Iittel zur Anwendung 
bringen als die Absetzung des Pflegegeldes; und auch diese \V affe 
ist mit grosser Schonung anzuwenden. Es ist leicht und kostet nur 
wenige Federstriche, das Pflegegeld in diesem Falle a bzusctzen; aber 
man muss sich sagen, dass man dadurc!1 häufig nicht die Situation 
bessert, sondern nur verschlechtert, unter Umständen namenlose 
N oth vermehrt. Die so häufig nicht einwandsfreie Intelligenz der 
Angehörigen, welche in einsichtsloser Weise sich gegen die Rück­
führung ihres Pfleglings in die Anstalt sträuben, muss hier f'ehr be­
rücksichtigt werden. 
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Das Ausscheiden aus der Irrenpflege, welches den anderen Theil 
des Abganges aus der Familienpflege darstellt, gliedert sich in 
mehrere Unterabtheilungen. Es scheiden aus der Familienpflege und 
damit zugleich aus der Irrenpflege aus: die mit dem Tode Ab­
gehenden, - die in eigene Fürsorge odei· in Fürsorge Venvandter 
Uehergehenden, - die in die offene Armenpflege, welche der 
Armen-Direction untersteht, Entlassenen. Die mit dern Tode ans 
der Familienpflege Abgegangenen sind nur eine kleine Zahl, da bett­
lägerige Kranke in der Familienpflege grundsätzlich nicht belassen. 
wurden, wenn es sich nicht um ein vorübergehendes Unwohlsein 
hltnclelte. Dann wurde eine Ausnahme hiervon gemacht, wenn bett­
lägerig gewordene Geisteskranke, deren Ableben sich erwarten liess, 
von ihren Angehörigen zu Haus genommen wurden, um sie daheim 
zu verpflegen. Ausser den schon erwähnten Selbstmorden und Un­
·gliicksfällen boten · die Todesfälle nichts Besonderes mit Ausnahme 
eines Falles von mors subitanea bei einem epileptischen Mädchen. 

~Iaim~gfaltiger sind die Beziehungen der aus der Familienpflege 
in eigene Fürsorge übergehenden Geisteskranken. Im Etatsjahre 
1891/92 kamen auf den täglichen Durchschnitts-Bestand von 17 4 Pfleg­
lingen 43 Entlassungen in eigene Fürsorge, und zwar von 26 ·weibern 
und 17 l\Iännern. Von den 26 \Veibern gingen nur zwei in die Für­
sorge. von Verwandten, die übrigen in eigene Fürsorge über. Dass 
die Zahl der in die Fürsorge von Venvandten Gebergehenden so 
klein ist, hat darin seinen Grund, dass die entlassungsfähigen Geistes­
kranken, welche Verwandte haben, denen die Ucbernahme ihres 
·geisteskranken Angehörigen möglich ist, diesen zugewiesen werden, 
·ohne dass sie vorher die Familienpflege passiren. Der U ehergang 
in eigene Fürsorge der 24 weiblichen Geisteskranlcen des Etatsjahres 
1891/92 vollzog sich 22 Mal nach vorheriger Besprechung mit dem 
aufsiehtführenden Arzt, meist unter Mitgabe einer einmaligen Unter­
stützung zur Entlassung von Seiten der Anstalt. Zweimal ging 
dieser Uebergang in eigene Fürsorge ohne Mitwissen des aufsieht­
führenden Arztes vor sich in der Form einer Entweichung aus der 
Pflegestelle. Der Uebergang in eigene Fürsorge stellt sich für die­
jenigen weiblichen Geisteskranken am günstigsten, welche mit der 
Nadel so geschickt sind, dass sie ihren Broderwerb darauf gründen 
können. Für weibliche Geisteskranke, welche nui· gröbere Hand­
arbeit oder eine eigentliche Berufsarbeit, z. B. kaufmännische, leisten 
können, ist die Möglichkeit, wieder in eigene Fürsorge übergehen 
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zu können, eine viel beschränktere. Für beiderlei Arbeiten ist eine 
Anstellung im Dienste Anderer erforderlich, in welche eine Person an­
zunehmen, die in der Irrenanstalt gewesen ist, nicht Jedermanns Sache 
ist. vVie schwer es gerade für weibliches Dienstpersonal ist, nach 
einem Aufenthalt in der Irrenanstalt wieder Stellung zu. finden, auch 
'''lenn das V erhalten der Person in Nichts mehr von der Norm ab­
wich, überraschte bei Versuchen, solche Mädchen in Stellung unter­
zubringen, immer wieder. Leichter gelang es nur auf die \:V eise, 
dass man den Pfleger bewegen konnte, den Pfiegling eine Zeit lang 
gegen ein geringes Lohn in Dienst zu nehmen, um so die Schwierig­
keiten des Erlangens der »ersten« Stellung zu umgehen. Da der 
Herrschaft Verpflichtungen bei einer etwaigen \Viedererkrankung an 
Geistesstörung eines solchen Mädchens nicht erwachsen, erklärt sich 
das mangelnde Entgegenkommen des Publikums nur aus der Scheu 
vor Allem, was Geisteskrankheit betrifft. Von den erwähnten 24 in 
eigene Fürsorge übergehenden weiblichen Geisteskranken suchten 
ihren Unterhalt 13 als Näherinnen, 7 als Dienstmädchen, 2 in kauf­
männischer Anstellung, 1 als Fabrikarbeiterin, 1 verheiratbete sich. 
Von den 13 Näherinnen waren 10, welche ihr Brod sich verdienten · 
durch einzeln oder im Tagelohn bezahlte Arbeit bei Privaten, 3 ar· 
beiteten für grössere Geschäfte. Jene 10 waren ganz selbstständig, 
während von diesen 3 zwei nur mit einer gewissen Anlehnung an V er­
wandte ihren Uebergang in eigene Fürsorge möglich machten. Die 
Arbeit für Geschäfte drängt sich auf gewisse Jahreszeiten zusammen 
und versagt, nachdem sie zeitweise sehr hohe Ansprüche an die 
Arbeitskraft gestellt hat, einige Monate im Jahre ganz. Hingegen 
sind Privat-Schneiderinnen vom Puulikum das ganze Jahr hindurch 
sehr gesucht und werden vergleichsweise gut bezahlt. Von den 
obigen 24 vermochten 5 sich nur kürzere Zeit als ein Jahr in 
eigener Fürsorge zu halten. 

Von den im Rechnungsjahre 1891/92 in eigene Fürsorge über­
gehenden 17 Männern gingen 2 in die Fürsorge Verwandter über, 
15 machten sich selbstständig. Mit Ausnahme zweier Schreiber und 
eines Schneiders waren sämmtliche Handarbeiter. Es gelang der 
Hälfte, sich in eigener Fürsorge zu halten, die Anderen gelangten 
vor Ablauf eines Jahres wieder zur Aufnahme. Der Austritt aus der 
Pflege ohne Hülfe und ohne vorherige Besprechung mit dem Arzte 
in der Form der Entweichung war bei Männern häufiger und betraf 
die Hälfte der Abgänge in eigene Fürsorge. 
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Da die Kosten der Verpflegung Geisteskranker in der unter 
Verwaltung der Irrenanstalt stehenden Familienpflege sich immer 
noch wesentlich höher stellten als die der Verpflegung in der offenen 
Armenpflege, welche der Armen-Direction untersteht, obgleich im 
Vergleich zu den Kosten der Anstaltspflege immerhin eine beträcht­
liche Ersparniss erzielt wurde, so war die Irrenanstalt schon durch 
das ökonomische Interesse darauf hingewiesen, alle diejenigen Kranken, 
für welche die Familienpflege nicht mehr unbedingt nothwendig er­
schien, aus der unter Verwaltung der Anstalt stehenden Familien­
pflege in die offene Armenpflege zu entlassen, wenn erwartet werden 
konnte, dass sie sich auch ohne den Schutz, welchen ihnen die 
Familienpflege gab, ausserhalb der Anstalt würden halten können. 
Es wurde mit diesen Entlassungen aus der Familienpflege durchaus 
nicht sparsam umgegangen und gern solche auch versuchsweise vor­
genommen, wenn die Pfleglinge mehr als ein Jahr der Familienpflege 
angehört hatten; auch dann, wenn ein günstiges Resultat mit Sicher­
heit nicht vorauszusehen war. Diese Versuche waren durchaus 
nöthig, da man sonst der Anstalt mit Recht den Vorwurf hätte 
machen können, dass sie den Etat der Irrenpflege mit der Verpfle­
gung von Individuen belaste, welche in Fürsorge der Irrenpflege zu 
belassen durchaus nicht nothwendig sei, wenn sie sich .dauernd 
ausserhalb der Anstalt gut hielten. So wurde dann, wenn sich nicht 
schon früher Veranlassung geboten hatte, die Ueberweisung an die · 
Armen- DirecÜon vorzunehmen, vom Schluss des ersten in der Fa­
milienpflege zugebrachten Jahres die Entlassung eines jeden Pfleg­
lings aus der Familienpflege in Erwägung gezogen, und nur in An­
sehung gewichtiger Bedenken unterblieb dieselbe. Wohl bei kaum 
einer anderen Veranlassung als bei diesen versuchsweisen U e ber­
weisungen ist die Gelegenheit so günstig, sich von der Noth­
wendigkeit des Besteheus der unter Verwaltung der Irrenanstalt 
stehenden Familienpflege zu überzeugen, als gerade hierbei. Ab­
gesehen von einer Anzahl Kranker, die nach kürzerer oder längerer 
Zeit wegen zweifellos vorliegender Neuerkrankung wieder zur Auf­
nahme gelangten, mussten eine weitere Anzahl Kranker aus der 
offenen Armenpflege in die Anstaltspflege ·nur deshalb zurück­
genommen werden, weil die offene Armenpflege ihnen nicht die Be­
dingungen bieten konnte, unter denen ihr Verbleib ausserhalb der 
Anstalt möglich war. Es traten hier immer wieder die Schwierig­
keiten hervor, welche zur Einrichtung der unter Verwaltung der 
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Irrenanstalt stehenden Familienpfleg!'l geführt hatten. Die Unzuträg­

lichkeiten, welche sich im Verkehr der Bezirks-Armenbehörden mit 

vielen Geisteskranken herausstellen, geben dem Proteste Jener be­

ständig Nahrung, dass die Verpflegung Geisteskranker nicht Sache 

der offenen Armenpfiege, sondern der Anstalt sei. Namentlich war 

es die Schwerfälligkeit dem häufigen Wechsel der Pflegestelle gegen­

über und die mangelnde Einsicht in das Krankhafte und Unvermeid­

liche dieses Vorgangs, welche Ursache zu häufiger Rückkehr entlassener 
Pfleglinge aus der offenen Armenpflege in die Fürsorge der Anstalt 

wurde. Eine Verfügung der Armen-Direction an die Armeu-Corn­

missionen vom 6. ]'ebruar 1888 sprach aus, »dass, wenn Pfleglinge 

der Armen-Direction ihre Pflegestelle Verliessen und ohne Vorwissen 

der Armen-Commission neue Pflegestellen aufsuchten, das Pflegegeld 

nicht ohne Weiteres an die neuen Pfleger gezahlt werden solle. 

Wollten die neuen Pfleger nicht bis zur Entscheidung der Sache das 

Risico unentgeltlicher Verpflegung übernehmen, so wären die zu Ver­

pflegenden an die Direction der Irrenansalt Dalldorf zurückzuweisen«. 

Der übel angebracqten Sparsamkeit der Armen-Commissionen, welche 

ebenfalls nicht selten Ursache zur Wiederaufnahme entlassener Pfleg­

linge in die Anstalt wurde, suchte die Armen-Direction vergeblich zu 

steuern. Einem von der Armen-Direction an die Armen-Commissions­

V orsteher gestellten Ersuchen gegenüber, »das Almosen der aus der 

Irrenpflege entlassenen Geisteskranken, welches seitens der Direction 

der Anstalt vorgeschlagen und seitens der Armen-Direction festgesetzt 

wurde, nicht ohne genügenden Grund zu bemängeln resp. zu er­

mässigen«, wurde von diesen »die schweren Bedenken geltend ge­

macht, . die \tUS den Erfahrungen abzuleiten sind, die mit den die 

Thätigkeit _der. Armen- Goromissionen einschränkenden Maassregeln 

gemacht worden sind«. In der Armen-Commissions-Vorsteher-Ver­

sammlung vom 17 ~ October 1890 *) wurde in einer Besprechung der 

Thatsache, »dass die aus der Irrenpflege iJ:1 die offene Armenpflege 

entlassenen Geisteskranken häufig ihre von den Armen-Commissionen 

für gut befundenen Pflegestellen ohne Grund wechseln, es als praktisch 

hingestellt, daf> bewilligte Almosen abzusetzen und die betreffenden Per­

sonen wieder der Anstalt zuzuweisen resp. das gewährte Almosen nicht 

eher wieder zu be'Yilligen, als bis die von den Armen eigenmächtig 

aufgesuchte neue Pflegestelle von der Armen-Commission gepriHt sei«. 

*) Gemeindeblatt No. 49. 7. December 1890. 
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Es treten also bei der Ue9erweisung Geisteskranker aus der Familien 
pflege in die offene Armenpflege dieselben Hindernisse für das V er­
bleiben der Geisteskranken ausserhalb der Anstalt hervor, welche 
schon oben ausführlicher geschildert sind. Es soll hier nicht wieder 
darauf eingegangen werden; nur etwas will ich noch hervorheben, 
was in hohem J\Iaasse dazu beiträgt, den Armen-Vorstehern ihre 
Stellung gegenüber den aus der Familienpflege der Irrenanstalt in 
die offene Armenpflege entlassenen Geisteskranken und ihren An­
gehörigen zu erschweren. Es ist der Name ))Armen«- Commission. 
Ein Theil der geisteskranken Pfloglinge verhält sich durchaus ab­
weisend, wenn sie davon hören, dass sie aus der Fürsorge der An­
stalt entlassen werden sollen und ·ihnen eine Unterstützung von 
Seiten der Armenbehörde zu Theil werden soll. Manche sprechen 
geradezu die Bitte ans, sie dann doch lieber wieder zur Anstalt zu­
rückzunehmen. Auch bei vielen Angehörigen besteht diese Begriffs­
verwirrung, und ist ihnen schwer klar zu machen, dass das für den 
geisteskranken Angehörigen von der Irrenanstalt gezahlte Pflegegeld 
nichts Anderes, als eine Unterstützung aus den Mitteln der öffent­
lichen Armenpflege ist. Es soll hier darauf noch hingewiesen werden, 
dass nicht allein die Geisteskranken selbst, sondern auch ihre An­
gehörigen, welche sie in Pflege haben, der psychiatrischen Behandlung 
so zu sagen bedürfen, dass ein gewisses Maass psychiatrischen Ver­
ständnisses auch im Verkehr mit den Angehörigen der Geisteskranken 
nicht entbehrt werden kann. Ein Armen-Vorsteher hat keine V er­
anlassnng den Angehörigen der Geisteskranken anders gegenüber zu 
treten als anderen J\Ienschen. Anderil der Psychiater; dieser wird 
es als seine besondere Aufgabe betrachten, auch dort, wo im Um­
gang mit Menschen, die sonst im gewöhnlichen Leben als Geistes­
gesunde betrachtet werden, Spuren oder Andeutungen anomalen 
psychischen Verhaltens sich zeigen, wie hier speciell bei den An­
gehörigen der Geisteskranken,. diesen pathologischen Aeusserungen 
gegenüber sein Verständniss dieser Vorgänge als von etwas Krank­
haftem zur Geltung zu bringen. Er wird seine Kunst auch darin zu 
bethätigen suchen, mit diesen Angehörigen, auch wenn sie noch so 
schwierig zu behandeln sind , gut fertig zu werden. Er wird einer 
Scene, die ihm Angehörige machen, nicht anders gegenüberstehen 
als einem anderen pathologischen Vorgt1ng, den er beobachtet. 
Ganz anders ein ::\Iitglied einer Armen-Commission. Derselbe wird, 
wenn ihm Angehörige eine Scene machen, denselben die Thür 
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weisen; ganz mit Recht von seinem Standpunkt, d. h. dem der polizei­
lichen offenen Armenpflege aus. Denn die Hülfe, die dem Armen ge­
währt wird, soll von diesem bescheiden erbeten werden. Die Armen­
behörde hat die Pflicht, die Armen zu unterstützen; die Armen haben 
aber kein Recht, Unterstützung zu beanspruchen. So sagt das Gesetz; 
nicht mit ·warten, aber dem Sinne nach.*) Und die Armenbehörde 
:;;teht auf dem Boden des Gesetzes,· wenn sie einen ungebührlich 
Fordernden (wie dies Angehörige Geisteskranker häufig thun) zurück­
weist; wenn sie einem trotz vorhandener Bedürftigkeit die Annahme 
der Unterstützung Verweigernden (wie dies zuweilen Geisteskranke 
thun) die Unterstützung nicht anfnöthigt. Denn die öffentliche 
Armenpflege hat _nur in Thätigkeit zu treten, wenn ihre Hülfe in 
Anspruch genommen wird. Die_ Beobachtungen , welche gemacht 
wurden bei Gelegenheit der U ebenveisung der Pfleglinge an die 
der Armen· Direction unterstehende offene Armenpflege, waren die 
beste Probe auf die Nothwendigkeit und Zweckri1ässigkeit der Ein­
richtung einer von der Irrenanstalt überwachten und verwalteten 
Familienpflege, da sie immer wieder die Unfähigkeit einer grossen 
Anzahl Geisteskranker bewiesen, ohne die Zugehörigkeit zur Familien­
pflege ausserhalb der Anstalt sich zu halten. 

Die Kosten der familialen Verpflegung. 

Die Kosten der familialen Verpflegung Geisteskranker werden 
als niedrigere anzunehmen sein, als die der Anstaltsverpflegung. 
Dieser- ökonomische Punkt hat bei den der Eim:ichtnng der Familien­
pflege voraufgehenden Erwägungen ~iemals die maassgebende Rolle 
gespielt, vielmehr waren, wie dargelegt, Bestrebungen ganz anderer 
Art das treibende Moment und ergab sich die durch die Verminde­
rung der Kosten erzielte Ersparniss als ein Nebenresultat, welches 
bei Beurtheilung der Familienpflege mit in Erwägung gezogen zu 
werden verdient, aber nicht in den Vordergrund gestellt werden darf. 
Die Vortheile, welche die. Familienpflege indirect gebracht hat, sind 
so grosse, dass es dessen wirklich nicht bedarf. 

*) § 61 des Gesetzes über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870. 
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Die durchschnittlichen Verpflegungskosten der in der Anstalt Dan-
dorf verpflegten Geisteskranken berechneten sich auf den Kopf und Tag 

1m Etatsjahre 1888/89 auf 1,964 Mk. 
)) )) 1889/90 )) 1, 962 )) 
)) )) 1890/91 )) 2,086 )) 

)) 1891/92 )) 2,099 )) 
DieDurchschnittsbeträge der Pflegegelder der in Familienpflege unter-

gebrachten Geisteskranken berechneten sich auf den Kopf und Tag 
1111 Etatsjahre 1885/86 auf 0, 703 1\Ik. 

)) )) 1886/87 )) 0,820 )) 
)) )) 1887/88 )) 0,752 )) 

1888/89 )) 0,785 )) 
)) )) 1889/90 )) 0,786 )) 

Der diesen Durchschnittsbeträgen an Pflegegeldern hinzuzurech­
nende Betrag an allgemeinen Kosten auf den Kopf und Tag des in 
Familienpflege befindlichen Geisteskranken wurde auf 0,10 Mk. ge­
schätzt. Es wäre somit als durchschnittlicher Kostenbetrag auf den 
Kopf und Tag eines in Familienpflege befindlichen Geisteskranken 
anzunehmen gewesen 

1111 Etatsjahre 1885/86 
)) 1886/87 
)) 1887/88 
)) 1888/89 
)) 1889/90 

0,803 Mk. 
0,920 )) 
0,852 )) 
0,885 )) 
0,886 )) 

Dies wäre weniger gewesen als die Hälfte der im Etats­
jahre 1888/89 auf 1,964, 1889/90 auf 1,962 Mk. berechneten durch­
schnittlichen Kosten eines in der Anstalt Dalldorf verpflegten 
Geisteskranken. Jedoch ergab eine für das Etatsjahr 1890/91 an­
gestellte genauere Berechnung, dass die neben den Pflegegelelern für 
die Pfleglinge zu machenden Aufwendungen in der That höher seien 
als angenommen. Es ergab sich, dass im Etatsjahre 1890/91 für 
den Kopf und Tag des in Familienpflege verpflegten Geisteskranken 
aufzuwenden gewesen waren 

durchschnittliche Kosten der 
)) 

)) 

)) )) 

>> antheilige >> » 

Bekleidung 
ärztlichen Behandlung . 
Medicamente . 
vV eihnachts bescheerung 
Verwaltung 

0,074 Mk. 
0,173 )) 
0,045 )) 
0,014 )) 
0,175 )) 

Summa 0,481 Mk. 
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Diese Summe ergiebt zusammen mit dem für das Etatsjahr1890/91 
ermittelten durchschnittlichen Pflegegeld auf den Kopf und Tag des 
in Familienpflege Verpflegten von 0,731 J\Ik. einen durch­
schnittlichen Gesammtkosten betrug für den Kopf und 
Tag eines während dieses Etatsjahres in Familienpflege 
Verp-flegten von 1,212 J\Ik., das sind 58 °/0 der 2,086 Mk. be­
tragenden Verpflegungskosten eines 1890j91 in Anstaltspflege befind­
lichen Geisteskranken. Aehnlich stellt sich die Kostenberechnung 
für den Kopf und Tag eines Pfleglings in der Familienpflege im 
Etatsjahre 1891/92: 

durehschnittliches Pflegegeld . 
durchRchnittliche Kosten der Bekleidung 0,102 l\'Ik. 

» » ärztlichen Be-

)) )) 

)) )) 

» antheilige » 

handlung . 
» Medica.mente. 
» \Veihnachtsbe-

0,173 )) 
0,044 )) 

scheerung . 0,013 » 

>> Verwaltung 0,163 » 
----~----~--------

0,709 1\Ik. 

Summa 0,495 nik. 0,495 

Gesummtsumme der durchschnittlichen Kosten 1,204 Mk. 

Dies wären 57 °/0 der 2,099 betragenden durchschnittlichen 
Kosten eines in der Anstalt verpflegten Geisteskranken. 

Den etwaigen Erstattnngspflichtigen ·wurden anfänglich als 
Kosten für einen in Familienpflege verpflegten Geisteskranken be­
rechnet die thatsächlichen an Pflegegeld für den Pflegling ge­
machten Buarausgaben zuschlägig 0,10 Mk. auf den Tag. Vom 
1. April 1893 ist die Höhe dieses Zuschlages zu den an Pflegegeld 
gemachten Baarausgaben in einer dem thatsächlichen Kostenaufwand 
mehr entsprechenden \V eise auf 0,45Mk. für den Tag festgesetzt worden. 

Die durchschnittlichen Kosten eines in der Da1ldorfer Anstalts­
pflege befindlichen Geisteskranken berechneten sich im Etats­
jahre 1890/91 für das ganze Jahr auf 761,39 Mk.; die Kosten eines 
während desselben Etatsjahres in Familienpflege Yerpflegten Geistes­
kranken berechnen sich unter zu Grundelegung des durchschnitt­
lichen Pflegegeldes auf 442,38 Mk. für das ganze Jahr; legt man 
nicht das durchschnittliche Pflegegeld, sonelern ein Pflegegeld von 
20 Mk. bezw. 25 1\Ik. bezw .. 30 1\Ik. monatlich zu Grunde, so ergiebt 
sich unter Hinzurechnung der durchschnittlichen Nebenkosten ein 
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Kostenbetrag von 413,16 Mk. auf das ganze Jahr bei 20 1\fk. monat­
lichem Pflegegeld, 473,16 l\Ik. bei 2.5 J\Ik., 533,16 Mk. bei 30 Mk. 
Pflegegeld. - Im Etatsjahre 1891/92 berechneten sich· die durch­
schnittlichen Kosten eines in der Dalldorfer Anstaltspflege befindlichen 
Geisteskranken für das ganze .Jahr auf 766,14 Mk.; die Kosten 
hingegen eines während desselben Etatsjahres 1891/92 in 
Familienpflege verpflegten Geisteskranken berechnen sich 
unter zu Grunclelegung des durchschnittlichen Pflege­
geldes auf 439,46 :l\Ik. für das ganze Jahr; legt man nicht das 
durchschnittliche Pflegegeld, sonelern ein Pflegegeld von 20 Mk. bezw. 
25 Mk. bezw. 30 Mk. monatlich zu Grunde, so ergiebt sich unter 
Hinzurechnung der durchschnittlichen Kosten ein Kostenbetrag von 
418,20 Mk. auf das ganze Jahr bei 20 Mk. monatlichem Pflegegeld, 
478,20 Mk. bei 25 Mk., 538,20 Mk. bei 30 Mk. Pflegegeld. 



Schlusswort. 

In Vorhergehendem haben wir die Schicksale des Instituts der 
familialen Verpflegung an der Irrenanstalt Dalldorf verfolgt von 
seiner Einrichtung ab durch ein Jahrzehnt und sahen, wie inner­
halb dieser Zeit diese Einrichtung von kleinen Anfc'ingen und V er­
suchen zu einem Institut von beachtungswerthem Umfang ausgebaut 
wurde. Das Verdienst an dieser Entwickelung gebührt den Herren 
der Verwaltungsbehörde, des Curatoriums der Irrenanstalt, namentlich 
den Herren Stadtsyndikus Weise und Geheimen Regierungsrath 
Bertram, die, nachdem sie in der Uebereinkunft vom 7. Juli 1885 
den Grund gelegt hatten, der 'Veiterentwickelung der Familienpflege 
fortdauernd ihr besonderes Interesse schenkten, im Verein mit Herrn 
Medicinalrath Sander als verantwortlichem Leiter der Irrenanstalt, 
welcher, nachdem er durch seine Vorversuche die Ausführbarkeit und 
Erspriesslichkeit der familialen Verpflegung dargethan hatte, auch den 
so mannigfaltigen Schwierigkeiten, die im Laufe der Jahre sich er­
gaben, erfolgreich zu begegnen vermochte. Es haben ferner Antheil 
Herr Professor Dr. Mo e li, Director der Städtisclien Irrenanstalt 
Herzberge, Herr Oberarzt Dr. Richter und Herr Oberarzt Dr. Otto. 
\Vir haben der Besprechung der an der Irrenanstalt Dalldorf geübten 
Familienpflege nur wenige Worte hinzuzufügen. 

\Vir können wohl sagen, dass das Unternehmen, welches wir in 
seinen Zwecken und Zielen soeben geschildert haben, gelungen ist, 
,und zwar weit über berechtigtes Erwarten hinaus. \Vir haben ge~ 

sehen, dass im weiteren Ausbau der familialen Verpflegung man 
dazu gekommen ist, einen recht hohen Procentsatz Geisteskranker, 
bezüglich deren Verpflegung man bis dahin auf die Anstalts­
verpflegung angewiesen war, ausserhalb der Anstalt zu verpflegen, 
und zwar in einer Weise, die sowohl dem \Vohlbefinden dieser 
Geisteskranken im höchsten Grade zuträglich war, als auch ·dem 
finanziellen Interesse der kostenaufbringenden Gemeinde diente. Zu­
nächst ist die Einrichtung der Familienpflege der Aufgabe, die ihr 
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gestellt war, eine thunlichste Entlastung der Anstalt herbeizuführen, 
dadurch gerecht geworden, dass sie allen Kranken, deren Ueber­
gang in die offene Armenpflege Schwierigkeiten unterlag, den Aus­
tritt aus der Verpflegung der geschlossenen Anstalt ermöglichte. Sie 
hat sodann in Erweiterung ihrer ursprünglichen Aufgabe, die V er­
pflegung ausserhalb der Anstalt auf einen ganz beträchtlichen Procent­
satz der Geisteskranken der Städtischen Irrenpflege ausgedehnt da­
durch, dass sie regelmässig auch alle die Geisteskranken aufnahm, 
deren Befinden eine wenn auch nur zeitweilige Entfernung aus der 
Irrenanstalt erlaubt erscheinen liess. Die consequente Ausbildung 
dieser Erweiterung der ursprünglichen Aufgabe ·ist die charakte­
ristische Eigenheit der Dalldorfer Familienpflege. Die Verl:letzung 
von Geisteskranken, die in der Anstalt ruhig geworden und der An­
staltspflege nicht mehr bedürftig waren, aus der Anstalt in ihre 
eigenen oder fremde Familien unter weiterer Beobachtung von der 
Anstalt aus, ist auch an anderen Orten geübt worden. Von der 
Dalldorfer Irrenanstalt aber sind gänzlich ruhig gewordene Geistes­
kranke , in deren Befinden eine Veränderung nicht mehr zu er­
warten und deren dauernde Hülfsbedürftigkeit ausser Discussion, nur 
wenn besondere Nebenumstände dißs nöthig machten, in die ihrer 
Verwaltung unterstehende familiale Verpflegung gegeben worden und 
dann nur auf kurze Zeit, bis zur Ermögl~chung der Uebernahme 
durch die offene Armenpflege. Denn die Verpflegung solcher gänzlich 
abgelaufener Fälle, die mit einem abschliessenden unveränderlichen 
geistigen Schwächezustand geendet haben, in der offenen Armenpflege 
ist die Armenbehörde zu übernehmen immer in der Lage gewesen. 
Zur Verpflegung dieser Categorie Geisteskranker, welche sowohl vor 
Errichtung der familialen Pflege an der Irrenanstalt, als nach der­
selben von der Armen-Direction übernommen und ohne Störung für 
den Betrieb dieser Behörde und zum Wohle der Kranken von ihr 
in der offenen Armenpflege verpflegt wurden, ein besonderes Institut 
der familialen Verpflegung bei der Irrenanstalt Dalldorf zu schaffen, 
hätte keine Veranlassung vorgelegen. Vielmehr hat die Irrenanstalt 
Dalldorf in der Anwendung der familialen Verpflegung auf die nur 
bedingt Entlassungsfähigen, auf die ruhigen Zeiten periodischer Zu­
stände, auch mit kurzen Intervallen, die eigentliche Bestimmung einer 
mit einer Irrenanstalt verbundenen Familienpflege gesucht und 
dieses Institut demgernäss ausgebaut. Diese Auffassung der Bestim­
mung der familialen Verpflegung, welche dieses Institut aus einem 
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kleinen Anhängsel der Irrenanstalt zu einem lebenskräftigen und un­
entbehrlichen Glied der Berliner Irrenpflege werden liess, hat sieh 
nicht in einem Zuge entwickelt, sondern allmählig und unter vieler 
Arbeit im Laufe einer Heihe von Jahren, während welcher es auch 
an Hindernissen nicht gefehlt hat. Wie jede neue Einrichtung, hat 
auch die mit der Irrenanstalt verbundene Familienpflege der Schwierig­
keiten genug zu überwinden gehabt. Giebt es ja doch nichts in der 
vVelt, '":as nicht auch Mängel aufwiese, gegen das sich nicht Ein­
wendungen, und zwar auch begründete, erheben liessen. Dass es 
jeder neuon Einrichtung nur unter Ueberwindung von Schwierigkeiten 
möglich ist, sich zu behaupten und gross zu werden, ist eine Er­
fahrung, die stets zu machen ist. Es ist auch gar kein Schaden, 
dass dem so ist, denn auf diese \V eise vermag eine berechtigte Neu­
schöpfung am besten ihre Lebensfähigkeit zu beweisen. Jedenfalls 
sind die V ortheile, welche die familiale Verpflegung in so mannig­
facher Beziehung, wie geschildert, bietet, gross genug, um auch 
ehemalige Gegner zu Freunden derselben werden zu lassen. 

Die Familienpflege Geisteskranker ist nichts an und für sich 
N eues, im Gegentheil. Familiale Pflege Geisteskranker hat zu allen 
Zeiten, und bevor man an Irrenanstalten dachte, bestanden; denn 
jeder bei seinen Angehörigen oder Fremden befindliche Geisteskranke 
ist in familialer Verpflegung. Trotzdem familiale Verpflegung zu 
jeder Zeit bestanden hat, sind die Ansichten über keine andere 
Verpflegungsform mehr auseinandergehende gewesen, als gerade 
über diese. U eher die Schattenseiten und Schwierigkeiten der fami­
lialen Verpflegung ist man sich ja wohl immer einig gewesen und 
ihre Freunde haben dieselben gewiss am wenigsten verkannt, da sie 
Gelegenheit hatten, diese selbst kennen zu lernen. Aber so oft die­
selben auch immer wieder in der Litteratur hervorgehoben wm:den 
sind, so selten ist der V ersuch gemacht worden, diesen Schwierig­
keiten zu begegnen. Es ist klar, dass die Ueberwindung der Schwierig­
keiten nicht Sache speciell ärztlichen Handelns, sondern Sache allge­
mein organisatorischer lVInassnahmen ist, kurz, dass die Lösung der 
Frage der familialen Pflege auf dem Gebiete der Verwaltung liegt. 
'Vir dürfen wohl sagen, dass das Institut der familialen V erpfiegung, 
wie es an der Dalldorfer Irrenanstalt besteht, eü1 gelungenes Beispiel 
darstellt, wie die Frage der Familienpflege gelöst werden kann. Als 
das Wesentliche der Einrichtung, welches das Gelingen bedingt hat, 
ist wohl die Einfügung des Instituts in den Organismus der Irrenanstalt 
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anzusehen. Der Angelpunkt aber, um den es sich bei der 
Entwickelung der Familienpflege dreht, ist die That­
sache, welche wohl unbestritten ist, dass es unter den in 
den Irrenanstalten Verpflegten· Geisteskranke giebt, 
welche der Pflege der geschlossenen Anstalt nicht be­
clü~·fen, ohne doch im gewöhnlichen Sinne entlassungs­
fähig zu sein. Es handelt sich nun darum, zu zeigen, 
dass jene nicht unbedingt der Anstaltspflege Bedürftigen 
sogar mit Vortheil der Anstaltspflege entbehren, wenn 
die ihrer bedingten Entlassungsfähigkeit entsprechenden 
besonderen Vorkehrungen für ihren Aufenthalt ausser­
halb der Anstalt getroffen werden: und das l\littel hierzu 
ist eben die Organisation einer Familienpflege. 

Das \V esentliche der Einfügung der familialen V erpfiegung in 
die öffentliche Irrenpflege erschöpft sich nicht darin, dass wir m 
ihr eine werthvolle Vermehrung der Verpflegungsformen, welche in 
der öffentlichen Irrenpflege verwendbar sind, um eine den übrigen 
Formen der Verpflegung gleichwerthige zu erkennen haben. \Vir 
erblicken in ihr die Fortführung einer Bewegung im Irrenwesen, 
deren \Yurzeln Jahrhunderte zurückliegen. \Vir sehen in der Aus­
bildung der familialen Pflege als Theil uer öffentlichen Irrenpflege 
eine weitere Episode in der Geschichte der Bestrebungen, welche 
die Verpflegung der Geisteskranken frei von Zwang in jeder Form 
zu machen beRtl·ebt ist. J ahrhunclerte lang theilte der Geisteskranke 
das Loos des Verbrechers in Ketten, welche die menschliche Gesell­
schaft vor ihm schützen sollten. Dann brachte die Einrichtung der 
Irrenanstalt ihm zwar Befreiung von den Ketten, nicht aber von 
Fesseln und Banden. Erst eine nei.1ere Zeit nahm von den Geistes­
kranken auch diese Zwangsmittel: es blieb der Zwang der Ein­
schliessung in eine (»geschlossene«) Anstalt. Die letztvorgangeneu 
Jahrzehnte ermöglichten sodann für einen Theil der Kranken auch 
die Befreiung vom Zwang der Einschliessung durch die bei den 
Irrenanstalten errichteten Colonien. Die Einrichtung der Familien­
pflege ist nichts als ein Schritt weiter auf dieser Bahn. Den Geistes­
kranken, für die es angemessen, giebt die Familienpflege eine weit 
über das durch die coloniale Verpflegung gewährte Maass hinaus­
gehende Bewegungsfreiheit. Diese Auffassung der familialen Ver­
pflegung zeigt, dass ihre Einfügung in die öffentliche Irrenpflege 
der Stadt Berlin ein Schritt von grosser principieller Bedeutung 
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war. Wir haben gesehen, dass dieser Einfügung der Familie~­
pflege in die Berliner Irrenpflege ein Jahrzehnt des Gedeihans und 
des Ausbaues derselben in grossem Maassstabe folgte. Möge das 
folgende Jahrzehnt, welches der Berliner Familienpflege durch Er­
öffnung weiterer Städtischer Irrenanstalten veränderte Lebensbedin­
gungen und neue Aufgaben bringt, ein Zeitraum weiterer gedeihlicher 
Entwickelung in wieder neuer Form sein. 



Anhang. 
Beilage Nr. 1. 

Reglement fi'tr <lie Aufnahme Geisteskranker und Epileptischer 
in die Irrenanstalt der Stadt Berlin zu Dalhlorf. 

§1. 

Die Irrenanstalt der Stadt Berlin zu Dalldorf, welche ans zwei Haupt­
Abtheilungen, der eigentlichen Irrenanstalt und der Irreu-Siechenanstalt besteht, 
ist nach den Festsetzungen der städtischen Behörden vornehmlich für die 
Aufmihme der dem Land- und Orts-Armenverbande vorläufig und definitiv zur 
I~ast fallenden- unheilbaren Geisteskranken und Epileptischen bestimmt, deren 
Zustand die Verpflegung in der Familie nicht gestattet (Gemeingefährlich­
keit, :Mangel ansreichender Fürsorge) und deren Unterbringung in eine 
Privat-Irrenanstalt seitens der verpflichteten Angehörigen aus pecuniären Grün­
den nicht möglich ist. 

Für die· heilbaren Geisteskranken bleibt die Irreu-Abtheilung der König­
lichen Olmrite nach wie vor als eigentliche Heilanstalt bestehen. 

Durch Beschluss der Communalbehörden ist in der Charite eine Beob­
achtungsstation (Durchgangsstation) erricht!'t worden, in welche alle Geistes­
kranke auf polizeiliche Requisition aufgenom.men werden, wenn die Geistes­
krankheit durch Attest zweier Aerzte oder eines Physikus bescheinigt wird, 
und aus welcher sie der diesseitigen Anstalt zugehen, wenn die Aerzte der 
Charite die Unheilbarkeit derselben ausgesprochen haben.") 

§ 2. 

Mit Umgehung der Charite und namentlich zur Vermeidung unnöthiger 
Kosten können, immer unter Beobachtung der bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften, direct in die Dalldorfer Anstalt aufgenommen werden: 

*) Mit' Eröffnung der Irrenanstalt Herzberge findet Abänderung dieses 
Verfahrens statt dergestalt, dass sowohl die Aufnahmen aus der offenen, als 
auch aus der geschlossenen Armenpflege, sowie die seitens der polizeilichen 
Organe veranlasstenAufnahmen nach Dalldorf und nach Herzberge stets un­
mittelbar stattfinden. 

Bothe. 10 
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1. durch die Direction: alle Geisteskranken und Epileptischen, welche 
sich bereits in der städtischen Irrenanstalt befunden haben und nur 
versuchsweise aus derselben entlassen waren; 

2. durch das Curatorimu : 
a) Geisteskranke und Epileptische durch Ueberweisung der Armen­

Direction und deren Organe, wenn ärztlicherseits die Vornahme 
eines Heilverfahrens mit diesen Kranken nicht mehr erforderlich 
erachtet wird und deren Pflege in häuslichen und Privatverhältnissen 
unausführbar ist; 

b) Geisteskranke und Epileptische aus den städtischen Krankenhäusern, 
Siechen- und Alters-Versorgungsanstalten, den städtischen ·Waisen­
häusern, dem Arbeitshause zu Rummelsburg und dem Asyl für 
Obdachlose, wenn durch ärztliches Zeugniss ein längeres Verweilen 
der betreffenden Kranken in diesen Anstalten als unmöglich be­
zeichnet wird. 

Es sind hierher besonders zu rechnen, alle ruhigen, an organischer 
Hirnerkrankung, an Altersblödsinn etc. leidenden Geisteskranken, 
deren fernerer Aufenthalt in den gedachten Anstalten als mit den 
Einrichtungen derselben unve~einbar anzusehen ist. 

Zu 2a und b sind die Armen- Direction und die sub 2b genannten 
städtischen Anstalten befugt, in dringenden Fällen die Kranken sofort der 
Dalldorfer Anstalt zuzusenden und demnächst die betreffende Anzeige an das 
Curatorium zu richten. 

§ 3. 

Das Curatorium ist befugt, in die Anstalt auch solche Geist(lskranke 
aufzunehmen, welche hier ortsangehörig und bei denen die Vermögensver­
hältnisse der Art sind, dass die Kosten ihrer Verpflegung in der Privat­
Irrenanstalt von dc:m Angehörigen ohne zu befürchtende Vermögenszerrüttung 
nicht aufgebracht werden können. 

Bei diesen Aufnahmen ist das Curatorium jedoch an folgende Normen 
gebunden: 

a) Die Anstaltsinsassen dieser Categorie dürfen 5% der Gesammtzahl der 
Insassen nicht überschreiten. 

b) Die Aufnahme und den Verpflegungssatz hat das Curatorium nach ein­
gehenden Recherchen der Vermögens- und ·Einkommens-Verhältnisse 
des Geisteskranken und seiner alimentationspflichtigen Verwandten durch 
Collegia]- Beschluss zu bestimmen. Der Verpflegungssatz kann in 
minimo auf eine Mark täglich herabge'setzt werden. 

c) Die zahlenden Kranken haben keinen Anspruch auf andere Behand­
lung als die nichtzahlenden~ 

Berlin, den 13. März 1883. 

Magisti·at 
hiesiger Kgl. Haupt- und Residenzstadt. 

von Forckenbeck. 
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Beilage Nr. 2. 

Bestimmungen über die Behandlung der K1·anken in der Irren­
.anstalt der Stadt ßerlin zu Dalldorf und iiber· ihre Entlassung 

aus derselben. 

1. Behandlung der Kranken. 

§1. 

Speciellere Bestimmungen über die Behandlung der Kranken werden 
·durch die Hausordnungen der Anstalt und die Dienstanweisungen der Be­
amten getroffen. 

Die Kranken sind, solange sie sich in der Anstalt befinden, nach allen 
ihren Lebensbeziehungen den ärztlichen Anordnungen und den Vorschriften 
-der Hausordnung unterworfen. 

Innerhalb dieser soll ihnen indessen jede Freiheit gewährt werden, 
welche den Zweck der Anstalt nicht gefährdet und mit dem jeweiligen Krank­
heitszustande, sowie der Sicherheit der Kranken und ihrer Umgebung ver­
träglich ist. 

§ 2. 
Solange die Entmündigung eines Kranken noch nicht eingetreten ist, 

hat der Director die von ihm etwa erforderlich erachtete Fürsorge für die 
Person oder das Vermögen desselben bei dem zuständigen Vormund­
-schaftsgericht zu beantragen. Ist zu vermuthen, dass das Vermögen des 
Kranken durch dritte Personen geschädigt werden könne, so ist auch der 
Armen-Direction unvenveilt :Mittheilung davon zu machen. Von jeder Auf­
nahme eines Kranken in die Anstalt hat der Director dem zuständigen Vor­
mundschaftsgericht und fa11s die Entmündigung des Kranken noch nicht 
eingetreten ist, der zur Wahrnehmung des öffentlichen Interesses bei der Ent­
mündigung berufenen Behörde, z. Zt. dem Staatsanwalt bei dem Landgericht, 
welches dem für die Entmündigung zuständigen Amtsgericht vorgesetzt ist, 
Anzeige zu machen. 

§ 3. 

Entweicht ein Kranker aus der Anstalt, so sind unverzüglich die nöthigen 
.l\Iaassregeln zu seiner Aufsuchung und Zurückführung zu ergreifen und ist, 
wenn durch ihn eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit entstehen kann, 
-dem Königl. Polizei-Präsidium zu Berlin telegraphische Mittheilung zu machen. 
Wird der Kranke nicht innerhalb 24 Stunden wieder ergriffen, so ist in allen 
Fällen von der Entweichung dem Königl. Polizei-Präsidium Kenntniss zu geben, 
mit einer Bemerkung darüber, ob die polizeiliche Einlieferung geboten er­
.scheint oder nicht. 

Neben dem König!. Polizei-Präsidium zu Berlin ist auch dem Amts­
vorsteher des Am~sbezirks Dalldorf, dem König!. Landrath des NiederbarDimer 
Kreises und den Angehörigen des Kranken oder seinem gesetzlichen Vertreter 
entsprechende Mittheilung zu machen. 

10* 
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l~benso ist l\U verfahren, wenn ein Krankor von <1om. ilun gewährten 
Ausgang nicht zuriiekkehrt. 

Entwichene Kranke, welche die üfl'ontliche Sicherheit gefährden, müssen 
durch Rettuisition der zusUindigen Polizoibohiinle zurückgeholt werden. 

Minder gefährliche Kranke künnei1 auf Antrag der Angehörigen oder 
ihrer Pfleger zurückgeholt werden, wenn dies ür,-,tlicherseits als nothwendig 
angesehen wird. Dabei sind aber Zwangsmaassregc>ln möglichst zu ver­
Ineiden und, wenn durchaus nothwemlig, nur im Einvernehmen mit der 
Polizeibehörde zu ergreifen. 

8 4. 

Kinder, welche von Kranken in der Anstalt geboren werden, sind, so­
bald dies ohne Gefahr für i\lutter und Kiml geschehen kann, entweder den 
Angehörigen der :l\Iuttcr zu "übergehen, oder, falls diese die Uebernahme ver­
weigern, dem Depot der stlirltischen \Vaisen verwaltung zuzuführen. 

8 5 
Stirbt ein Kranker in der Anstalt, so sind die Angehörigen davon un­

verzüglich in Kenntniss zu setzen. Anssenlem ist (abgesehen von der vor­
schriftsmiissigen Ameige· an das Standesamt) der Vormund oder (bei noch 
nicht Entmündigten) die Staatsanwaltschaft und die Armen- Direction zu be­
nachrichigten. 

Bezüglich der vorstehend erwlihnten, sowie nach § 4 erforderlichen 
standesamtlichen Anzeigen sind die betrefl:'enden Vorschriften zu beachten. 

2. Entlassung der KrankeiL 

§ 6. 

Die Entlassung eines Kranken muss unverzüglich erfolgen: 

a) wenn derselbe nach dem Urtheil des Directors oder dirigiremlen Arztes 
der Sieehen-Abtheilung genescm ist; 

b) wenn der gesetzliche Vertreter des Kranken es verlangt uml die Orts­
Polizeibehörde, aus deren Bezirk der Kranke der Anstalt zugeführt wor_ 
den ist, und diejenige, in deren B0zirk er seinen Aufenthalt nach der 
Entlassung nehmen soll, ihre Zustinmmng erklärt haben; 

c) wenn der Antrag auf Entmündigung des Kranken endgültig abgelehnt 
oder die eingetretene Entmündigung reclltsgültig wieder aufgehoben 
ist. In diesem Falle sind die Angehörigen des Kranken von der be­
vorstehenden Entlassung zu benachrichtigen und ihnen die \Vahrung 
ihrer etwa gefährdeten Interessen anheimzugeben. 

8 7. 

Kranke, welche sich soweit gebessert haben, dass sie nach Ansicht cler 
Aerzte der Anstaltspflege nicht mehr bedürfen, sind ebenfalls zu entlassen. 

Soweit ihre Erwerbsflihigkeit vermindert ist, kann ihnen eine Unter­
stützung mitgegeben werden und sind sie der Armen-Direction zur \Yeiteren 
Unterstützung zu empfehlen. Ungefährliche Kranke, die bei Angehörigen nicht 
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unterr,ubringen sind, können von der Anstalts-Direction mit Genehmigung der 
Annen-Direction, die in der Regel vorher einzuholen ist, anderen Personen in 
Pflege gegeben werden. 

§ 8. 

Auf Antrag der Angehörigen, die den vorgeschriebenen Revers zu unter­
schreiben haben, können Kranke versuchsweise und ~uf unbestimmte Zeit 
beurlaubt werden, wobei die Angehörigen berechtigt sind,· sie bei eintretender 
Verschlechterung des Zustandes ohne weitere Formalitäten der Anstalt wieder 
zuzuführen. 

Auch diese Kranken können für die Zeit ihres Aufenthaltes ausserhalb 
der Anstalt der Armen-Direction zur Unterstützung empfohlen werden .. 

§ 9. 

Kranke, die der Anstalt direct oder indirect aus der Untersuchungs­
oder Strafhaft zugeführt worden sind, dürfen weder entlassen, noch ver­
suchsweise auf unbestimmte Zeit beurlaubt werden, wenn nicht das Königl. 
Polizei-Präsidium zu Berlin und die Untersuchungs- oder Strafvollzugsbehörde 
auf motivirte'n Bericht des Directors vorher ihre Zustimmung gegeben haben. 

§ 10. 

Kranke, deren Vermögensstand die Verpflegung in einer Privatanstalt 
zulässt, können derselben durch die Armen- Direction ohne ·weiteres über­
wiesen werden, wenn ihre gesetzlichen Vertreter der Aufforderung, sie ander­
weit unterzubringen, nicht nachkommen. 

Die Kosten sind aus dem Vermögen des Kranken o<ler durch die zu 
.seinem Unterhalt Verpflichteten zu decken. 

Ausgenommen sind hiervon die auf Anordnung des Curatoriums der 
Anstalt nach § 3 des Reglements vom 13. März 1883 aufgenommenen Kranken, 
.solange die Voraussetzungen andauern, auf Grund deren die Aufnahme be­
willigt wurde. 

§ 11. 

Für die schleunige Ueberweisung der in Berlin nicht unterstützungs­
berechtigten Kranken an die zur Uebernahme derselben verpflichteten Ge­
meinde hat die Direction möglichst Sorge zu tragen. 

§ 12. 

Von der Entlassung, sowie von der Beurlaubung auf unbestimmte Zeit 
hat die Direction dem Vormunde, oder (bei nicht Entmündigten) dem Staats­
anwalt und der Armen-Direction resp. dem Curatorium Kenntniss zu geben. 

Be r li n, den 12. Juni 1885. 

Magistrat 
hiesiger Kgl. Haupt- und Residenzstadt. 

von Forckenbeck. 
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Beilage Nr. 3. 

Polizei-Ve1·ordnung betreffend das Schlafstellenwesen. 
Auf Grund der §§ 5, 6 und 11 des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung 

vom 11. März 1850 (Gesetz- Sammlung Seite 265) verordnet das Polizei­
Präsidium nach Berathung mit dem Gerneinde-Vorstande in Bezug auf das 
Schlafstellenwesen für den Polizeibezirk von Berlin, was folgt: 

§ 1. 

Niemand darf in den von ihm und seinen Familienangehörigen benutzten 
Wohnräumen Anderen gegen Entgelt Schlafstelle gewähren, wenn nicht die 
von ihm selbst, seinen Familienangehörigen und den Schlafleuten zu be­
nutzenden Schlafräumlichkeiten folgenden Anforderungen entsprechen: 

a) Jeder Schlafraum muss für diejenigen Personen, welche derselbe für 
die Schlafzeit aufnehmen soll, mindestens je drei Quadratmeter Boden­
fläche und je zehn Oubikmeter Luftraum auf den Kopf enthalten. Für 
Kinder unter 6 Jahren genügt ein Drittel, für Kinder von 6-14 Jahren 
genügen zwei Drittel jener Maasse. 

b) Kein Schlafraum darf mit Abtritten in offener Verbindung stehen. 

§ 2. 

Schlafleute dürfen, soweit nicht das Verhältniss von Eheleuten oder 
von Eltern und Kindern vorliegt, nur in solchen Räumen zum Schlafen unter­
gebracht werden, welche nicht zugleich für Personen des amleren Geschlechts­
zum Schlafen dienen. 

§ 3. 

\Ver Schlafleute aufnimmt (§ 1), ist verpflichtet, innerhalb sechs Tagen 
nach der Aufnahme des ersten auf dem Bureau desjenigen Polizei-Reviers, in 
welchem die \Vohnung gelegen ist, eine schriftliche, wahrheitsgetreue Anzeige 
nach Maassgabe des beifolgenden i\Iusters niederzulegen. Die Polizeibehörde 
ertheilt hierauf dem \Volmungsinhaller nach Prüfung der von demselben vor­
zuweisenden Schlafräume und soweit die Aufnahme der Schlafleute nach 
dieser Polizei-Verordnung zuliissig ist, eine i~escheinigung, welche in der 
"Wohnung aufzubewahren und auf polizeiliches Erfordern jedes :i\Ial sofort 
vorzuzeigen ist. In gleicher \\reise muss der \ Y ohnungsinhaber die :N ameu 
seiner Familienangehörigen, wie auch seiner Schlafleute auf polizeiliches Er­
fordern jeder Zeit angehen. Sind den Bestimmungen der §§ 1 und 2 zuwider 
Schlafleute aufgenommen, so ordnet <lie l'olizeibehönle deren Entlassung mit 
sechstägiger Frist an. 

Tritt später eine Yennehrung in dem Familienstande des Wohnungs­
inhabers oder in der durch clie polizeiliche Bescheinigung für zulässig erklärten 
Zahl der Schlafburschen ein, oller werden die angezeigten Schlafrümne, wenn 
auch nur theilweise verringert, so ist eine neue Anzeige unter Beifügung der 
früheren polizeilichen Bescheinigung erforderlich, auf welche ebenso, wie auf 
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das weitere Verfahren die Bestimmungen des vorigen Absatzes Anwendung 
finden. 

Formulare für die Anzeigen werden zum Zwecke der sofortigen Benutzung 
auf den Polizei-Revier-Bureaux unentgeltlich verabfolgt. 

§ 4. 

J\Iit Geldstrafe bis zu 30 Mark oder im Falle des Unvermögens mit ver­
hältnissmässiger Haft wird bestraft, wer den im § 3 bezeichnetem Pflichten 
zuwiderhandelt oder den in Gemässheit des § 3 ergehenden polizeilichen An­
ordnungen und -~ufforderungen Folge zu leisten unterlässt, desgleichen, wer 
Schlafleute der Bestimmung des § 2 zuwider unterbringt. 

Diese Strafbestimmungen finden auch auf Denjenigen Anwendung, 
welcher mit oder ohne Auftrag des \Vohnungsinhabers als dessen Vertreter 
handelt, oder welcher in Abwesenl:jeit des ~Wohnungsinhabers als dessen Ver­
treter zu betrachten ist. 

§ 5 . 

. Diese Poli11ei-Verordnung tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft mit der 
:Wiaassgabe, dass die alsdann vorhandenen Schlafleute als an jenem Tage auf­
genommen gelten, die Anzeige bezüglich derselben jedoch erst his zum 
1. niai 1881 zu erfolgen braucht und, sofern die Schlafleute vor diesem 'fage 
entlassen werden, gänzlich unterbleiben kann. 

Die Strafbestimmung des § 4 findet entsprechende Anwendung. 

Berlin, den 17. December 1880. 

Königliches Polizei· Präsidium. 

* * * 
Anzeige über Aufnahme von Schlafleuten. 

D .. Unterzeichnete nimmt in seiner- ihrer- ~Wohnung ....... Strasse 
No .... , ..... Gebäude, .. Treppen, Schlafleute bis zur Zahl von ... Personen 
männlichen, ... \Yeiblichen Geschlechts auf. 

Der eigene Familienstand d . . Unterzeichneten besteht aus .. Personen, 
darunter .. Knaben und .. Mädchen unter 6 Jahren und .. Knaben und 
.. Mädchen von 6-14 Jahren, von den übrigen Personen .. männlichen und 
•. weiblichen Geschlechts. 

Folgende Räume sollen zum. Schlafen dienen: 
1. .... lang, .... breit, ... ·. hoch. 
2. 
3. 

)) 

)) 

Berlin, den 

)) 

)) 

Unterschrift (Vor- und Zuname): 

Stand oder Gewerbe: 
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Beilage Nr. 4. 

Polizei· Verordnung betreffend das Schlafstellenwesen. 

Auf Grund der §§ 6; 12 und 15 des Ge·setzes über die Polizei-Verwal­
tung vom 11. März 1850 (Gesetz- Sammlung Seite 265) und des § 137 des 
Gesetzes über die AUgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gesetz­
Sammlung Seite 195) wird unter Zustimmung des Bezirks- Ausschusses für 
die Kreise Teltow und Niederbarnim, sowie für den Polizeibezirk der Stadt 
Spandan ·folgende Polizei -Verordnung erlassen: 

§ 1. 
\Vohnungsräume, in welche Schlafleute gegen Entgelt aufgenommen 

werden, müssen folgende Bedingungen erfüllen: 

a) Sie müssen mindestens 3. Quadratmeter Bodenfläche und 10 Cubikmeter 
Luftraum auf den Kopf enthalten. Für Kinder unter 6 Jahren genügt 
ein Drittel, für Kinder von 6-14 Jahren zwei Drittel jener Maasse. 

b) Sie dürfen nicht mit Abtritten in Verbindung stehen. 

c) Sie müssen Fenster haben, welche geöffnet werden können. 

§ 2. 

Wenn nicht das Verhältniss von Eheleuten oder von Eltern und Kindern 
vorliegt, dürfen nm Personen desselben Geschlechts in demselben Zimmer 
schlafen. Auch dürfen Personen des einen Geschlechts nicht allein auf den 
Zugang durch das Schlafzimmer von Personen des anderen Geschlechts an-
gewiesen sein. 

§ 3. 

Für jede Person muss eine besondere Lagerstelle vorhanden sein. 
Mehrere Personen dürfen nicht in einem Bett liegen. 

§ 4. 

Der Fussboden der Schlafräume muss jeden Morgen gekehrt und min­
destens jede Woche einmal gescheuert werden. Wände und Decken sind all­
jährlich vor dem 1. April zu tünchen. Mindestens alle sechs Wochen muss 
die Bettwäsche gewechselt und alle drei Monate das Lag~rstroh erneuert werden. 

§ 5. 

Personen, gegen welche Thatsachen vorliegen, welche die Annahme 
rechtfertigen, dass sie das Vermietheu von Schlafstellen zu dem Zwecke miss­
brauchen werden, der Unzucht Vorschub zu leisten, dürfen an ~eibliche 
Personen Schlafstellen nicht vermiethen. 

§ 6. 

Von der Aufnahme-von Schlafleuten ist binnen drei Tagen eine schrift­
liche Anzeige nach Formular an die Polizeibehörde des Ortes zu erstatten. 
Letztere ertheilt hierauf nach Prüfung der Sachlage eine schriftliche ~e-
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scheinigung darüber, dass die Bestimmungen dieser Verordnung beobachtet 
sind. Diese Bescheinigung ist als Ausweis· in der ·wohnung an sichtbarer 
Stelle anzubringen. 

Von jeder Veränderung der· Schlafräume, sowie von jeder Vermehrung 
der die Schlafräume benutzenden Personen, auch wenn sie zum Familien­
stande des Vermiethers gehören, und von Veränderungen in der Person der 
Schlafleute ist in derselben \Veise Anzeige zu erstatten. 

§ 7. 

Für die Beobachtung der Vorschriften dieser Verordnung· und für die 
ordnungsmässige Erstattung der Anzeigen haften die Schlafstellenvermiether 
event. deren Vertreter. 

§ 8. 

Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu 
60 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle entsprechende Haft tritt, be­
straft, vorbehaltlich der Befugniss der Polizeibehörde, die Entlassung von 
Schlafleuten, deren Aufnahme nach § 5 oder wegen Nichterfüllung der in 
Vorstehendem vorgeschriebenen Erfordernisse unzulässig ist, hinnen drei 
Tagen anzuordnen. 

§ 9. 

Diese Verordnung tritt mit dem 1. October 1889 in Kraft; die an 
diesem Tage in Schlafstelle befindlichen Personen gelten als an diesem Tage 
aufgenommen, hiernach ist die im § 6 vorgeschriebene Anzeige zu erstatten. 

Potsdam, den 17. Juni 1889. 

Der Regierungs· Priisident. 
Graf Hue de Grais. 

Beilage Nr. 5. 

Vertrag. 

Zwischen der Direction der Irrenanstalt der Stadt Berlin zu Dalldorf 
und ......... wird nachstehender Vertrag auf die Dauer eines Vierteljahres 
geschlossen. 

D .". wird seitens der Direction vom ..... gegen ein monatliches Pflege-
geld von .. Mark, in Worten: ............ Mark und Gewährung der noth-
wendigen Bekleidung dem Vorgenannten in Pflege gegeben. 

D .. Pfleger .. verpflichtet sich, d ..... ausreichend zu beköstigen, ih .. 
ein eigenes Bett zu gewähren, .auf Reinlichlzeit und Ordnung zu halten, .. : in 
passender \Veise, jedoch ohne Ueberanstrengung, zu beschäftigen,, zu beauf­
sichtigen und dafür zu sorgen, dass d .. selbe möglichst wenig allein auf die 
Strasse oder in öffentliche Locale geht. Im Falle der Pflegling krank oder 
störend werden sollte, wie überhaupt bei wichtigen Vorkommnissen bei Ge­
nannte ., hat d .. Pfleger. . der Direetion unverzüglich Anzeige zu erstatten, 
für Instandhaltung der de .... gehörigen Kleidung, Wäsche un<1 des sonstigen 
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Eigenthums, sowie namentlich der von der Anstalt gelieferten Sachen Sorge 
zu tragen und ihren Verlust möglichst zu verhüten, eine Controle der Pflege­
stelle durch die Direction oder deren Organe jeder Zeit vornehmen zu lassen 
und specielle Vorschriften derselben genau -zu befolgen. 

D . . Pfleger . . hat von einem Wechsel der \Vohnung der Direction 
schriftlich unter genauer Angabe der neuen ·wohnung Anzeige zu machen. 

Dieser Vertrag kann vor dem Ablauf seitens der Direction jeder Zeit, 
seitens ........ nur nach vorhergegangener vierzehntägiger Kündigung auf-
gehoben werden. 

Die Zahlung des Pflegegeldes erfolgt ........ auf Grund einer von d .• 
Pfleger .. eigenhändig unterschriebenen Quittung, auf welcher amtlich be­
scheinigt sein muss, dass sich <l •..••••• noch am Leben und bei d .......• 
in Pflege befindet und letztere .. die Quittung eigenhändig unterschrieben hat, 
aus der Vorschusskasse der Anstalt. 

Falls ein persönliches Erscheinen d . . Pfleger . . mit dem Pflegling in 
der Anstalt zur Einholung dieser Bescheinigung und Empfangnahme des 
J;'flegegeldes nicht stattfinden kann, ist die vorstehende Bescheinigung der 
Quittung bei der zuständigen Polizeibehörde nachzusuchen. 

Falls ........ vor Ablauf des Vertrages aus der Pflegestelle zurück-
genommen werden sollte, hat d .. Pfleger .. die Zahlung des Pflegegeldes nur 
bis zum Tage der Zurücknahme zu beanspruchen. 

Dieser Vertrag ist in zwei gleichlautenden Exemplaren ausgefertigt und 
jedem der Contraheuten eines davon übergeben; er darf ohne Genehmigung 
der Direction an keinen Dritten abgetreten werden; er gilt für verlängert auf 
ein ferneres Vierteljahr, wenn d ........ denselben nicht in der vorstehend 
angegebenen Weise gekündigt hat. 

Dalldorf, den ........ 18 .. 

Direction der Irrenanstalt 
der Stadt Berlin zn Dalldorf. 

--- . ---
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Die "Therapeutischen Monats hefte/( sollen dem in Uemerkens,vertller 'V eise gesteigerten 
Interesse fiir alle Fragen, welche die '.rherapie betreffen, nnd dem Verlangen nach einem Organe, 
welches z·n streng wissensclwftlicher lVeise den Bedii1'./ni.'isen des practischen Arztes auf dem Gebiete der 
Therapie entspricht, Rechnung tragen. 

Die grosse Fiille neuer Heilmethoden und l\littel, welche die beideu letzten Deccnnicn zu Tage 
gefördert haben, und das voraussichtlich in Zukunft noch schneller anwachsende Material verlangen 
eine sorgfältige Sichtung, da einerseits bei den physiologisch- pharmakodynamischcn Untersnchuugen 
mancher Arzneimittel der wiinschcnswerthe Zusammen1umg mit der Therapie nicht immer genügend 
gewahrt wurde andererseits es auch an Beispielen nicht fehlt, dass neue Arzneimittel und Heilmethoden 
in die I.)raxis ohne die ·erforderliche Vorprüfung oft nicht zum Vortheil eintraten. 

Originalartikel therapeutischen Inhalts aus der Feder bewührter Kliniker und Fachgenossen bilden 
den Anfang eines jeden Heftes der "Therapeutischen Monats hefte". ~ 

Daran schliessen sich )fütheilungen über Verhandlungen und Discussionen therapeutiEcher Fragen 
aus Vereinen des In- und Auslandes, Referate und Besprechungen aus allen Gebieten der Therapie. 

Den neueren Arzneimitteln und Heilmethoden \YirU die ihnen gebiihrende Berücksichtigung geschenkt 
und auch die J'oxikoloc!t'e wird in einem besonderen Abschnitte behandelt. 

Sowe;t legislatorische Fragen für die 'l'herupie Interesse dmbietcu, so1len auch diese im Auge 
behalten werden.- AusserOern dürften practisclte ;,_Vctizen und empfehlenswe1·the Arzneiformeln von manchen1 
Leser als elne dankes,~o·erthe Beigabe aufgenommen werden. 

\Vas der Arzt und Forscher sich nur mit vieler :Mühe und grossem Zeitverlust aus einer grossen 
Anzahl von Biichern, Journalen und Zeitschriften zusammensuchen muss, um bc .... üglich der wichtigsten 
therapeutischen Fragen nur einigennassen informirt zu sein, bringen die allmonatlich erscheinenden 
"Therapeutischen Monatshefte" in geeigneter F01 m. 

Bei der zwcckmässigen und practischen Auordnuug werden dieselben mit jedem abgeschlossenen 
Jahrgang einen fast erschöpfenden Jahresbericht Ubcr alle therapeutischen Zeit- und Streitfragen bilden. 

:Mitte jeden Monats erscheint ein Heft von ;:}-5 Bogen Umfang. 

~t~iiffttdlid;tnt.Qtlt bt~ ~ali fedidjtll ®t runblJtit~llllth;ti+ 
mlödjcntlirfj eine ~htmmcr. 

'.j3rei~ {Jnlbiüf)tlidj 9JC. 5,-. 
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~eil}rfte ~u hm WcrtiiTmtlirtJungen hHi t~atrerltdJen ®efunhl)eitsamtell. 
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2 . .\)ejt. 9Jlit 3 5l:aieltt 

1:jlrrii3 9J1. 2G,-. 
22,-
30,-. 
18,-. 
28,--. 
23,-. 
3G,-. 
lG,-, 
~),-, 

5l:ie gröiicrcn luii\enidJaft!irfjcn Wrbcitcn tc. au'l bem !'tnijerlirl)ctt C~c(unblJcitsantte crjrlJcincn unter 
obigem 5l:itel in 0tuaunlofctt .peften, lucld)c 0n >l.liinbcn uotl 40-üO i!Jonen uereinigt loerbcn. 

~ie ~(bonnrntcn ber "i!Jeröffentlidjnngcn" fönnen bieic "Wr!Jeiten" 0tt einem nm 20"[, ennäiiigten 
\jlrcije !Jc0ie~en. 

Zu beziehen dureil jetle Buchhandlung. 
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